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Zusammenfassung

Zusammenfassung 

Kommunen und Regionen in Deutschland stehen heute gewalti-
gen Herausforderungen gegenüber. Dazu zählen die wachsende 
Bevölkerungsdichte in Ballungsräumen und als deren Folge der 
größere Verkehrsdruck vor Ort. Gleichzeitig steigen die Anforde-
rungen an den Klima- und Umweltschutz sowie an die Qualität 
öffentlicher Räume und damit an Bebauung und deren Einbet-
tung in die Umgebung. Um hierfür geeignete und gesellschaft-
lich mehrheitsfähige Antworten zu finden, braucht es integrierte 
Lösungsansätze auf mehreren Ebenen. Gerade im Bereich der 
Stadt- und Regionalentwicklung sowie bei der Mobilitätspla-
nung zeigt sich die Komplexität, der sich öffentliche Verwaltung 
und Politik heutzutage stellen müssen; denn räumliche Struktu-
ren – also Anordnung, Lage und Gestaltung von Bebauung, Frei-
raum und Infrastruktur – stehen in enger Wechselwirkung mit 
Mobilität und Verkehr. Zahlreiche unterschiedliche Akteure sind 
von diesen Themenfeldern betroffen und müssen daher bei der 
Planung und Umsetzung von Steuerungsmaßnahmen eingebun-
den werden. Herausforderungen und Lösungen lassen sich zu-
dem häufig räumlich nicht klar eingrenzen und sollten daher aus 
verschiedenen Blickwinkeln betrachtet werden.

Im Projekt Integrierte Stadtentwicklung und Mobilitätsplanung 
argumentiert acatech, dass eine integrierte Planung von räum-
lichen Strukturen und Mobilität eine ökologisch, ökonomisch 
und sozial nachhaltige Gestaltung unserer Alltagsmobilität be-
günstigen kann. Ein solch integrierter Ansatz berücksichtigt 
Wechselwirkungen und setzt auf Kooperation von Politik, Ver-
waltung, Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft und hier-
durch bedingte Synergien. 

Die vorliegende acatech STUDIE erläutert in diesem Zusammen-
hang die theoretischen Grundlagen der Wechselwirkung von 
räumlichen Strukturen und Mobilität, Wirkungszusammenhänge 
auf verschiedenen räumlichen Ebenen: im Straßenraum, im 
Quartier, in der Gesamtstadt und in der Stadtregion. Die damit 

verbundenen Chancen und Hemmnisse für eine integrierte 
Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung sind ebenfalls 
Gegenstand dieser STUDIE. Ausgangspunkt der Analyse ist ein 
dreidimensionaler Integrationsbegriff, das heißt die Darstellung 
des integrierten Ansatzes als Zusammenspiel räumlicher Integra-
tion, thematischer/sektoraler Integration und der Integration 
sämtlicher Akteure. Darauf aufbauend werden Rahmenbedin-
gungen und Ressourcen, interne Prozesse in Verwaltung und 
Politik, Kooperationen mit externen Akteuren sowie bestehende 
Instrumente auf ihre Eignung für einen integrierten Ansatz in 
Städten und Stadtregionen geprüft. 

Im weiteren Verlauf der STUDIE werden außerdem spezifische 
Erfolgsfaktoren und Wirkungen eines integrierten Ansatzes in 
der Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung anhand von Pra-
xisbeispielen präsentiert. Dies erfolgt auf Basis einer im Jahr 
2022 durch das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) durch
geführten Online-Kommunalbefragung und vertiefender Inter-
views mit kommunalen Praktikerinnen und Praktikern. Die  
hierbei gewonnenen Erkenntnisse wurden ergänzt um Fokus-
gruppengespräche, die Burkhard Horn mit regionalen Akteuren 
durchführte, und eine von Charlotte Halpern verantwortete ex-
emplarische Analyse von Umsetzungsstrategien in vier europäi-
schen Städten. 

Die Ergebnisse der vorliegenden acatech STUDIE bilden darüber 
hinaus die Grundlage für einen Kommunalen Leitfaden, der im 
Rahmen des Projekts in Kooperation mit dem Deutschen Institut 
für Urbanistik (Difu) entwickelt worden ist und Kommunen wie 
Regionen bei der Transformation ihrer Governance unterstützen 
soll. Mit seinen verschiedenen Handlungsbausteinen stellt der 
Leitfaden für lokale Praktikerinnen und Praktiker eine Orientie-
rungshilfe dar, die ihnen die Einführung und Anwendung eines 
integrierten Planungsansatzes erleichtern soll. Konkrete Hand-
lungsempfehlungen, um die organisatorischen Rahmenbedin-
gungen vor Ort zu verbessern und Kommunen wie Regionen als 
wichtigste Akteure einer integrierten Stadtentwicklungs- und 
Mobilitätsplanung für ihre Aufgabe zu stärken, finden sich 
außerdem in der acatech POSITION.
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Projekt

Veranstaltungen 

Workshop „Der Beitrag der räumlichen Planung zur 
Verkehrswende“
am 21. April 2021 mit Impulsvorträgen von Caroline Koszowski 
(Technische Universität Dresden) und Dr. Friedemann Kunst 
(Deutsche Akademie für Städtebau und Landesplanung  – 
DASL – Landesgruppe Berlin-Brandenburg)

Workshop „Digitalisierung von Stadt und Verkehr“
am 15. September 2021 mit Impulsvorträgen von Dr. Jens Libbe 
(Deutsches Institut für Urbanistik  – Difu) und Prof. Dr. Max 
Mühlhäuser (Technische Universität Darmstadt)

Workshop „Verhalten und Mobilitätsplanung“
am 9. März 2022 mit Impulsvorträgen von Prof. Dr. Sebastian 
Bamberg (Fachhochschule Bielefeld) und Prof. Dr. Barbara Lenz 
(Humboldt-Universität zu Berlin)

Workshop „Governance“
vom 24. bis 25. Oktober 2022 mit Impulsvorträgen von Ste-
phan Reiß-Schmidt, (Stadtdirektor a.  D., Deutsche Akademie  
für Städtebau und Landesplanung – DASL), Dr.-Ing. Imke Stein-
meyer (Senatsverwaltung Berlin) und Dr. Charlotte Halpern  
(Sciences Po)

Workshop im Berliner Museum Futurium
am 9. November 2022 zur Sensibilisierung für nachhaltige Mo-
bilität und zur Entwicklung von Mobilitätszukünften mit etwa 
50 Jugendlichen aus Potsdam und Brandenburg an der Havel 
unter Leitung von Prof. Dr.-Ing. Klaus J. Beckmann (acatech/KJB.
Kom), Yulika Zebuhr und Wolfgang Blumthaler (beide acatech 
Geschäftsstelle) 

Fachdiskussion bei acatech am Dienstag
am 24. Januar 2023 mit Luise Schnell (Stattbau München 
GmbH), Georg Dunkel (Landeshauptstadt München, Mobilitäts-
referat) und Prof. Dr.-Ing. Klaus J. Beckmann (acatech/KJB.Kom) 
zum Thema „Ankommen statt unterwegs sein – nachhaltige Mo-
bilität im Städtebau“

Workshop beim SV 67 Weinberg 
am 3. August 2023 mit der Frauenmannschaft des Bundesliga-
Zweitligisten SV 67 Weinberg zu nachhaltiger Mobilität im Ama-
teurfußball unter Leitung von Prof. Dr. Barbara Lenz (Humboldt-
Universität zu Berlin), Yulika Zebuhr und Wolfgang Blumthaler 
(beide acatech Geschäftsstelle) 

Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern auf der IAA Mobility
am 6. September 2023 im Rahmen des Citizen Lab zum Thema 
„Sicherheitsempfinden im öffentlichen Raum“ unter Beteiligung 
von Meike Wenzl (accilium), Yulika Zebuhr (acatech Geschäfts-
stelle) und Moderatorin Mady Christ (Women in Mobility)
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Wenn Jugendliche Stadt und Mobilität gestalten

Um die Perspektive und Bedürfnisse junger Menschen besser zu 
verstehen, wurde im Rahmen des Wissenschaftsfestivals Berlin 
Science Week am 9. November 2022 im Berliner Museum Futu-
rium ein Workshop mit 50 Schülerinnen und Schülern aus Bran-
denburg an der Havel und Potsdam durchgeführt. Die überge-
ordnete Leitfrage lautete: Wie können oder müssen Stadträume 
und Mobilitätsoptionen gestalten werden, um sie für Jugendli-
che attraktiv zu machen?

Nach einem gemeinsamen Start mit lockerem Kennenlernen wur-
den die Schülerinnen und Schüler in Gruppen eingeteilt, in denen 
sie für vier Stunden an unterschiedlichen Aufgaben arbeiteten. 
Der übergeordnete Auftrag bestand darin, die eigene Stadt aus 
ihrer Perspektive neu zu gestalten. In den Gruppenarbeitsphasen 
wurden die Schülerinnen und Schüler von Coaches unterstützt 
und hatten die Möglichkeit, auf das Wissen von acatech Projekt-
leiter Klaus J. Beckmann, Yulika Zebuhr und Wolfgang Blumtha-
ler (beide acatech Geschäftsstelle) zurückzugreifen. 

Zu Beginn wurde in den Gruppen über aktuelle Probleme und 
Herausforderungen der Alltagsmobilität gesprochen. Hier kam 
unter anderem das Thema öffentlicher Verkehr auf und wurde 
ausführlich diskutiert. Viele Jugendliche sind unzufrieden auf-
grund von Verspätungen, mangelnder Auswahl, hoher Ticket-
preise, Überfüllung, zahlreicher Baustellen sowie des begrenzten 
Angebots in Randbereichen. Darüber hinaus wurden die The-
men Sicherheit und Sauberkeit mehrfach angeschnitten, wobei 
der Bedarf nach mehr Aufenthaltsräumen deutlich zutage trat. 

Im Anschluss wurden Lösungsansätze gesammelt und mit Bastel-
material Prototypen entwickelt. Eine Idee bestand zum Beispiel 
darin, für Jugendliche eine preiswerte Monats- oder Jahreskarte 
für Kleinmobilitätsangebote wie Taxis, E-Scooter oder Fahrräder 
auf der letzten Meile einzuführen. Groß war auch der Wunsch 
nach kostenfreiem öffentlichem Verkehr, oder sogar danach, den 
öffentlichen Verkehr als Grundrecht anzusehen und damit gleiche 
Mobilitätschancen zu ermöglichen. Eine weitere Gruppe präsen-
tierte einen Fahrradkreisverkehr, der innerhalb des Autokreisver-
kehrs als eigenes System verlaufen soll. Zum Abschluss wurden die 
Ideen und gebastelten Prototypen in einem Pitch präsentiert.

Die Jugendlichen setzen ihre Ideen zur Zukunft der Mobilität 
kreativ um. (Quelle: eigene Aufnahme)

Wie können wir den ÖPNV verbessern? Mit schwebenden 
Verkehrsmitteln. Sie fahren automatisiert in alle Richtungen – 
wie eine Tram in der Luft. (Quelle: eigene Aufnahme)
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Tausend Elfmeter: acatech und Philipp Lahm-
Stiftung richten Workshop zum Thema Mobilität im 
Fußball aus

Im Rahmen eines Kooperationsprojektes mit der Philipp Lahm-
Stiftung wurde am 1. August 2023 ein Workshop mit Fußballe-
rinnen des Bundesliga-Zweitligisten SV 67 Weinberg durchge-
führt. Ziel des Workshops war es, die Mobilitätsherausforderungen 
im Vereinsfußball besser zu verstehen, Verbesserungspotenziale 
und erste Ansätze für nachhaltige Mobilität in einem kokreati-
ven Prozess zu identifizieren und Ideen für zukünftige Projekte 
mitzunehmen.

Fachlichen Input, wie sich Mobilität weniger zeitaufwendig, 
geldbeutel- und umweltschonender gestalten lässt, bekamen sie 
dabei von Barbara Lenz, der ehemaligen Leiterin des Instituts für 
Verkehrsforschung am Deutschen Zentrum für Luft- und Raum-
fahrt (DLR) und acatech Mitglied, sowie von Yulika Zebuhr und 
Wolfgang Blumthaler (beide acatech Geschäftsstelle). In ihren 
Impulsen brachten die acatech Mobilitätsexpertinnen und -ex-
perten beispielsweise die Möglichkeit ins Spiel, im Ort vorhan

dene, aber nur zeitweise genutzte Mobilitätsressourcen (zum Bei-
spiel Schulbus) anzufragen. „Auch das Sponsoring einer 
Ladesäule durch eine lokal ansässige Firma oder eine Kilometer-
reduktionsprämie können Lösungen sein“, ergänzte Verkehrsfor-
scherin Barbara Lenz.

Angeregt durch diese Ideen starteten die Spielerinnen anschlie-
ßend in den kreativen Teil des Workshops. In Gruppenarbeiten 
setzten sie sich mit den Szenarien „Auswärtsfahrt“ und „Trai-
ning“ auseinander, entwickelten Verbesserungsideen und Lö-
sungsansätze und bewerteten diese nach den Kriterien Mach-
barkeit und Originalität. Als ein Ansatz wurden die Vernetzung 
und der Austausch mit anderen Vereinen diskutiert. Darüber hi-
naus wurden erneut die Kilometerreduktionspauschale sowie die 
Installation einer E-Ladestation an der Spielstätte erörtert. Des 
Weiteren wurde der Aspekt der Praktikabilität hervorgehoben. In 
diesem Kontext wurde ein adäquat ausgestatteter Mannschafts-
bus genannt, der durch zum Beispiel WLAN oder ausreichend 
große Sitze die Möglichkeit bieten würde, die Zeit bei langen 
Auswärtsfahrten sinnvoll zu nutzen.

Verkehrsforscherin Barbara Lenz gibt den Spielerinnen Einblicke 
in wissenschaftliche Konzepte nachhaltiger Mobilität. (Quelle: 
eigene Aufnahme)

Die Spielerinnen des SV 67 Weinberg analysieren ihre Mann-
schaftsmobilität und entwickeln Verbesserungsvorschläge. 
(Quelle: eigene Aufnahme)





11

Relevanz und Zielsetzung des Projekts

1	 �Relevanz und Ziel
setzung des Projekts

Urbanisierung ist ein Megatrend – im Jahr 2023 lebte bereits 
mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung in Städten. In Deutsch-
land leben mehr als 50 Millionen Menschen und damit 61 Pro-
zent der Bevölkerung in Städten – davon knapp 26,5 Millionen 
in Großstädten, aber auch knapp 24 Millionen in Mittelstädten 
mit 20.000 bis 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern.1 Sol-
che Ballungsräume haben jedoch einen starken Einfluss auf die 
globale Klimaerwärmung – rund siebzig Prozent der Treibhaus-
gasemissionen haben einen urbanen Ursprung2 – und sind zu-
gleich besonders von den Folgen des Klimawandels betroffen. 

Städte und Stadtregionen stehen daher vor großen Herausforde-
rungen: Extremwetterereignisse (Hitze, Dürre, Extremnieder-
schläge), aber auch die hohe Konzentration von Feinstaub, Stick-
oxiden und Lärm sind eine zunehmende Belastung für Mensch 
und Umwelt. Und auch darüber hinaus stehen Städte und Bal-
lungsräume im Brennpunkt kritischer Entwicklungen: starke Flä-
chenkonkurrenz, knapper Wohnraum, soziale Ungleichheit und 
überlastete Infrastrukturen mindern die Lebensqualität vor Ort 
und führen zunehmend zu gesellschaftspolitischen Spannungen. 
Diese Herausforderungen, aber genauso die nach wie vor große 
Attraktivität von Städten und Stadtregionen als Lebensmit-
telpunkt, bewirken einen hohen Anpassungs- und Entwicklungs-
druck. Die Ansprüche an eine zeitgemäße Stadt- und Regional-
entwicklung, an Bebauung und Infrastruktur in Ballungsräumen 
sind also gewaltig. Aber wie können Kommunen und Regionen 
sich für den Klimawandel wappnen und ihre Tauglichkeit als Le-
bens- und Wirtschaftsraum sicherstellen? Wie bringen sie ökolo-
gische, ökonomische und soziale Erfordernisse miteinander in 
Einklang? Wie können räumliche Strukturen und Mobilität in 
heutiger Zeit also zukunftsfest, lebenswert und alltagstaug-
lich geplant und gestaltet werden? 

1  |	 Vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2020.
2  |	 Vgl. Lwasa et al. 2022. 

Im Rahmen der verfassungsrechtlich vorgesehenen Selbstverwal-
tung nehmen Kommunen und Regionen in Deutschland bei die-
ser Gestaltungsaufgabe, bei Planung und Umsetzung entspre-
chender Maßnahmen eine zentrale Rolle ein. Ein integrierter 
Ansatz ist hierbei ein wichtiger Hebel, um der Komplexität der 
Aufgabe durch räumliche, sachliche und zeitliche Koordination 
zentraler Politikfelder und Akteure gerecht zu werden. Dies erfor-
dert jedoch aufseiten der Städte, Kreise und Gemeinden Offen-
heit zur Transformation kommunaler Governance, denn ein sol-
cher Ansatz verändert die Konzeption, die Planung und die 
tatsächliche Gestaltung von räumlichen Strukturen und Mobili-
tät auf städtischer und stadtregionaler Ebene. Bestehende Struk-
turen, Zuständigkeiten, Instrumente und Prozesse müssen daher 
auf die neuen Anforderungen hin überprüft und gegebenenfalls 
angepasst werden, um  – gemeinsam mit Politik, Gesellschaft, 
Wirtschaft und Wissenschaft – mehrheitsfähige und langfristig 
tragbare Lösungen für die beschriebenen Herausforderungen 
entwickeln zu können. 

Das acatech Projekt Integrierte Stadtentwicklung und Mobili-
tätsplanung möchte bei dieser Transformation unterstützen. 
Die vorliegende acatech STUDIE schafft hierfür die Grundlage: 
So werden nachfolgend die Wechselwirkungen von räumlichen 
Strukturen und Mobilität analysiert und die Grundprinzipien 
eines integrierten Stadt- und Mobilitätsplanungsansatzes zu-
sammengefasst. Darüber hinaus zeigt die Untersuchung von 
Kernaspekten und Wirksamkeit integrierter Planungsarbeit hem-
mende und fördernde Faktoren für die Umsetzung eines solchen 
Ansatzes. Die empirische Basis der STUDIE bilden Onlinebefra-
gungen, vertiefende Interviews sowie praktische Erfahrungen 
und Good-Practice-Beispiele in Deutschland und Europa. 

Die aus den entsprechend dargelegten Erkenntnissen abgeleite-
ten Handlungsfelder bilden zudem die Grundlage zweier weite-
rer Projektpublikationen: Dabei handelt es sich zum einen um 
einen Kommunalen Leitfaden, der verschiedene Handlungsbau-
steine für eine integrierte Planungsarbeit aufzeigt, zum anderen 
um eine acatech POSITION, die konkrete Handlungsempfehlun-
gen formuliert, um Kommunen und Regionen bei der Umset-
zung eines integrierten Planungsansatzes zu unterstützen.
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2	 �Kernaspekte einer 
integrierten Stadt
entwicklungs- und 
Mobilitätsplanung

2.1	 �Mobilität als Voraussetzung für 
gesellschaftliche Teilhabe

Mobilität ist ein zentraler Aspekt des individuellen und gesell-
schaftlichen Lebens, Voraussetzung für die Teilhabe von Men-
schen sowie wirtschaftlichen Austausch. Der tägliche Weg zur 
Schule oder Arbeit, die Dienstreise, die Fahrt in den Urlaub, Be-
sorgungen und Einkäufe, ein entspannter Spaziergang, aber 
auch die digitale Teilnahme an Videokonferenzen sind Ausdruck 
von Mobilität. 

Grundsätzlich kann in diesem Zusammenhang zwischen poten-
zieller und realisierter Mobilität unterschieden werden: „Poten-
zielle Mobilität ist die Beweglichkeit von Personen, allgemein 
und als Möglichkeit. Realisierte Mobilität ist realisierte Beweg-
lichkeit, ist die Befriedigung von Bedürfnissen durch Raumver-
änderung.“3 Im Sinne des Projekts Integrierte Stadtentwicklung 
und Mobilitätsplanung ist Mobilität die zentrale Vorausset-
zung für die Teilnahme und Teilhabe an gesellschaftlichen 
Austausch- und Vermittlungsprozessen und damit Kernele-
ment einer ökologisch, ökonomisch, sozial wie kulturell nachhal-
tigen und somit zukunftsfähigen Stadtentwicklung. So gesehen 
ist Mobilität also eine Grundvoraussetzung, um das eigene Le-
ben frei gestalten und am gesellschaftlichen Leben partizipieren 
zu können. Unter Berücksichtigung einer diversen Gesellschaft 
bedeutet dies auch, dass Mobilität inklusiv ist, also verschiedens-
te Lebensstile, die Alters- und Geschlechterfrage sowie den Ge-
sundheitszustand berücksichtigt. 

3  |	 Becker et al. 1999, S. 71.
4  |	 Vgl. Beckmann 1983.
5  |	 Vgl. Beckmann et al. 2022b.
6  |	 Vgl. Hunecke 2015.

In Abhängigkeit von Zweck, Kontext und Perspektive können ver-
schiedene Facetten von Mobilität unterschieden werden: Lang-
fristige Mobilität umfasst etwa Verlagerungen des Lebensmit-
telpunkts im Laufe von Jahren und Jahrzehnten, die 
Alltagsmobilität ergibt sich aus den Aktivitäten der alltäglichen 
Lebensgestaltung. Die Digitalisierung ermöglicht wiederum In-
dividuen eine vielfältige Teilhabe, ohne dass diese dafür den 
eigenen Standort wechseln müssten (digitale Mobilität). Solche 
Aspekte können sich gleichwohl überschneiden; so beispielswei-
se bei Freizeit- und Alltagsmobilität oder bei Freizeit- und der 
langfristigeren Urlaubsmobilität. 

Was bestimmt unsere Mobilität? Klaus J. Beckmann4 stellt fest, 
dass die äußeren Gegebenheiten wie bestehende Raumstruktu-
ren und verfügbare Mobilitätsangebote den Rahmen für das in-
dividuelle Verhalten im stadtregionalen Raum vorgeben. Zudem 
hingen individuelle Verhaltensentscheidungen von personenbe-
zogenen Faktoren, dem persönlichen sozialen Umfeld und gesell-
schaftlichen Norm- und Wertvorstellungen ab. In der Raum- und 
Mobilitätsplanung seien individuelle, gesellschaftliche und kul-
turelle Einflussfaktoren daher konsequenterweise stärker zu 
berücksichtigen.5 

Der Psychologe und Mobilitätsforscher Marcel Hunecke6 unter-
scheidet zwischen zwei grundlegenden Kategorien von 
Einflussfaktoren: 

	§ Situative beziehungsweise externe Faktoren sind äußere Ge-
gebenheiten, die für alle Menschen gleichermaßen gelten 
und damit Mobilitätsverhalten unabhängig von der indivi-
duellen Person prägen. Dazu zählen etwa Raum- und Ver-
kehrsstrukturen, klimatische Bedingungen, aber auch recht-
liche und ökonomische Rahmenbedingungen. Konkrete 
Beispiele für relevante rechtliche Rahmenbedingungen sind 
etwa die Raum- und Bauordnungen der Bundesländer sowie 
das Straßenverkehrsgesetz und die Straßenverkehrsordnung 
auf Bundesebene.

Ke
rn

as
pe

kt
e



13

Kernaspekte einer integrierten Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung

	§ Personenbezogene beziehungsweise interne Faktoren des 
individuellen Mobilitätsverhaltens unterscheiden sich im 
Gegensatz dazu von Mensch zu Mensch. Diese Kategorie 
umfasst sowohl soziodemografische Faktoren wie die Le-
bensphase, das Alter, das Geschlecht, den Bildungsstand, 
die soziale und kulturelle Prägung sowie die soziale Lage des 
Individuums als auch psychologische Faktoren. So wird bei-
spielsweise das Bewegungsverhalten einer Person maßgeb-
lich durch ihr Sicherheitsempfinden im öffentlichen Raum 
bestimmt. Da sich bis zu fünfzig  Prozent der Frauen laut 
einer Studie beispielsweise unsicher fühlen, wenn sie bei 
Dunkelheit allein zu Fuß unterwegs sind,7 dürften viele Frau-
en solche Situationen eher meiden und ihr Mobilitätsverhal-
ten entsprechend anpassen. 

Angesichts ihrer enormen Bedeutung für die individuelle Lebens-
gestaltung und das Verkehrsgeschehen in Städten und Stadtre-
gionen hat das Projekt Integrierte Stadtentwicklung und Mobili-
tätsplanung die Alltagsmobilität in den Fokus der Betrachtung 
gerückt. Bestehende Raum- und Infrastrukturen sowie verfügba-
re Angebote bestimmen die verschiedenen Wahlmöglichkeiten 
und setzen den Rahmen für persönliche Mobilität. Insofern ist 
individuelle Alltagsmobilität das Resultat unterschiedlicher be-
wusster und unbewusster, langfristig stabiler oder kurzfristig ver-
änderbarer Entscheidungen im räumlichen Kontext: 

	§ Standortwahl: Diese umfasst in erster Linie die Wahl des 
Wohnorts8, von Ausbildungs- oder Arbeitsstätten. Lage und 
Anbindung bestimmen wiederum das Mobilitätsverhalten.

	§ Aktivitätenwahl: Entscheidungen über Alltags- und Freizeit-
aktivitäten haben unmittelbare Auswirkungen auf Ziele,  
Distanz, Frequenz und Abfolge der jeweils zurückgelegten 
Wege. 

7  |	 Vgl. Macmillan et al. 2000.
8  |	 Vgl. Jarass 2018. 
9  |	 Vgl. Koszowski et al. 2019. 

10  |	 Vgl. Chalkia et al. 2019. 
11  |	 Vgl. Schönfelder/Axhausen 2010, S. 31–49.

	§ Mobilitätsverhalten: Dieses ist bestimmt durch Anzahl und 
Länge der täglichen Wege und durch die Wahl der genutz-
ten Verkehrsmittel. 

	§ Bewegungsverhalten: Dieses kann als Qualität der Fortbe-
wegung definiert werden. Mögliche Ausprägungen sind 
schnell oder langsam, aggressiv oder defensiv, zielstrebig 
oder mäandrierend. 

Bewegungs-, Mobilitäts-, Aktivitätenwahl- und Standortwahlver-
halten stehen dabei in gegenseitiger Wechselwirkung. Zusätz-
lich beeinflussen individuelle Verhaltensentscheidungen den All-
tag anderer Personen sowie die Gestaltung und Wahrnehmung 
von Raum. 

Die Entscheidung, wie Menschen tagtäglich unterwegs sind und 
welche Verkehrsmittel sie nutzen, erfolgt also auf Basis individu-
eller Präferenzen sowie einer Vielzahl von angebots- und nach-
frageorientierten Faktoren.9 Diese Zusammenhänge zeigen sich 
auch in zahlreichen internationalen Studien.10,11 Zur Untersu-
chung der Alltagsmobilität erfolgt in der Regel eine Unterschei-
dung nach den Kategorien Fußverkehr, Radverkehr, öffentlicher 
Verkehr (ÖV) beziehungsweise öffentlicher Personennahverkehr 
(ÖPNV) sowie motorisierter Individualverkehr (MIV) – aktiv als 
fahrende sowie passiv als mitfahrende Person. Die unterschied-
lichen Modi können auch miteinander verknüpft werden. Neben 
der Wahl des Verkehrsmittels werden beispielsweise auch die  
Erfassung der Wege oder Wegezwecke für die Analyse stadtre-
gionaler Mobilitätssysteme als Kenngrößen herangezogen. 
Nachfolgende Grafiken geben einen Überblick über das Mobili-
tätsverhalten in Deutschland und dessen Auswirkungen auf 
Mensch, Umwelt und Stadtraum. 
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Wie sind wir unterwegs?

Wie bewegen wir uns fort, welche Herausforderungen sind damit verbunden? Die folgenden Grafiken geben 
einen Überblick über den Status quo, Entwicklungen und Tendenzen. 

a |   Vgl. MiD Ergebnisbericht 2017, Modal Split des Verkehrsaufkommens für Stadtregionen (RegioStaR 7 71–75), eigene Berechnung. 
b |    Vgl. MiD Ergebnisbericht 2017, Modal Split des Verkehrsaufkommens, Vergleich RegioStaR 7 71–72 (zentral) versus 73–74 (peripher), 

eigene Berechnung.
c |    Vgl. Pendleratlas 2020. 
d |    Vgl. MiD Regionalbericht Metropolregion Hamburg 2017.

Welche Verkehrsmittel nutzen wir? a

 

23 %

12 %

12 %

53 %

10- bis 19-Jährige sowie über 70-Jährige sind 

mit einem Anteil von etwa 40 % am häufigsten 

zu Fuß oder mit dem Fahrrad unterwegs. a

Personen mit hohem ökonomischen  

Status legen 18 % mehr Wege und 50 %  

größere Tagesentfernungen zurück als Personen  

mit niedrigem ökonomischen Status. a

Männer im Alter zwischen 30 und 60 Jahren 

legen die längsten Wegstrecken zurück, bei 

 gleichaltrigen Frauen sind die  

Wegstrecken 30 % kürzer. Sie nutzen halb  

so oft das Auto.

Wie unterscheidet sich die Verkehrsmittelwahl 
in zentralen und  peripheren Gebieten? b

13 Millionen, 39 % der deutschen 

Erwerbstätigen, pendeln in eine andere Stadt 

oder einen anderen Kreis. c

10 %

15 %

16 %

20 %

26 %

43 %

62 %zentral

peripher

8 %
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Kernaspekte einer integrierten Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung

Welche Verkehrsmittel werden für welche 
Wegstrecken genutzt? d

Warum sind wir unterwegs? e

Wie hat sich unsere Fortbewegung verändert?

Gesamt f Metropolen g

2002 2017 2002 2017

 
23 % 21 % 35 % 33 %

 
9 % 11 % 12 % 18 %

9 % 10 % 17 % 18 %

58 % 58 % 37 % 31 %

1 km0 km 2 km 5 km 10 km 20 km 50 km 70 km

Frauen legen doppelt so viele 

Begleitwege zurück wie Männer, 

Männer wiederum doppelt 

so viele dienstliche Wege wie Frauen.e

e |   Vgl. MiD Ergebnisbericht 2017. 
f  |    Vgl. MiD Zeitreihenbericht 2002–2008–2017, Entwicklung des Modal Splits des Verkehrsaufkommens in Deutschland.
g |    Vgl. MiD Zeitreihenbericht 2002–2008–2017, Entwicklung des Modal Splits des Verkehrsaufkommens in Metropolen in niedrigen Distanzklassen, 

eigene Berechnung.
h |    Vgl. Statistisches Bundesamt 2018, Ausstattung privater Haushalte mit Fahrzeugen.

Bei nahezu gleichbleibender Anzahl von täglich 

3,1 Wegen ist die Tagesstrecke um 

18 % auf 39 km gestiegen. f

Die durchschnittliche Anzahl der PKW  

pro Haushalt ist von 1998 bis 2018  

um 11% auf 1,08 gestiegen. h 

Abbildung 1: Wie sind wir unterwegs? Zahlen und Fakten zum Verkehrsverhalten (Quelle: eigene Darstellung)
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i |    Vgl. Angel et al. 2012.
j |    Vgl. Nello-Deakin 2019.  
k |    Vgl. Huber/Schwedes 2021.
l |    Vgl. Deutsches Institut für Urbanistik 2020, Bewohnerparken in Städten, regionale Werte für Schwerin beziehungsweise München-Schwabing. 
m |   Vgl. Milieudefensie 2017.

Straßen machen rund 20 % der 

bebauten Fläche in Städten aus. i

43 % der PKW- Neuzulassungen in Deutschland sind 2019  

großvolumige Fahrzeuge (SUV, Vans, Geländewagen, Kleinbusse). k

Fahrzeuge werden immer größer: Seit 1950 stieg die 

durchschnittliche Fahrzeuglänge um 10 % auf 4,65 m, 

die durchschnittliche Fahrzeugbreite um 15 % auf 1,85 m. k

Flächenverbrauch  

pro Person m

140 m2

Auto,  
50 km/h,  
1 Insasse

20 m2

Auto,  
geparkt

7 m2

Straßenbahn, 
50 Insassen

5 m2

Radfah-
rerinnen 

und 
Rad-

fahrer,  
15 km/h

2 m2

Fußgän-
gerinnen 

und 
Fuß-

gänger

Tägliche Kosten für die Fläche  

eines Parkplatzes (=̂12 m²) l

als Anwohnerparkplatz:  

max. 0,08 €
Miete für privaten Abstellplatz in Garage: 

rund 2–18 €
Nutzungsgebühr für 12 m² Marktstand:  

rund 4–18 €

Anteil der dedizierten Infrastruktur je 

Verkehrsmittel an der Straßenfläche in Berlin j

33 % 3 % 19 % 39 %

Welche Auswirkungen hat Verkehr?
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Kernaspekte einer integrierten Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung

Die Betrachtung unseres Verkehrsverhaltens und 
der damit verbundenen Auswirkungen für Mensch, 
Umwelt und Stadtraum zeigt auf, welche Bedeutung 
eine nachhaltige Ausrichtung von Mobilität hat.

41 Stunden suchen Autofahrende jährlich einen  

innerstädtischen Parkplatz. Die Suche dauert  

durchschnittlich 10 Minuten. Dabei werden  

etwa 4,5 km zurückgelegt. s, t

Deutsche Autofahrende stehen jährlich 

im Schnitt 46 Stunden im Stau. t 

Die durchschnittliche Reisegeschwindigkeit im motorisierten 

Individualverkehr in deutschen Städten liegt auf  

dem letzten Kilometer unter 30 km/h. t

75 % der Unfälle mit Personenschaden 

geschehen innerorts. u

30 % der Verkehrstoten in Deutschland 

waren zu Fuß oder mit dem Rad unterwegs. u

Kinder können erst mit etwa 11 Jahren 

sichere Querungsstellen im

Straßenraum wie Erwachsene identifizieren. v

60–70 % der verkehrsbedingten Feinstaub-

emissionen werden durch Abrieb verursacht. o

Allein der durchschnittliche Reifenabrieb pro 1.000 Fahrtkilometer  

wiegt mit 120 g p mehr als eine Tafel Schokolade.

CO2- Ausstoß im Verkehrssektor: Entwicklung seit 2010 

und Reduktionsziel 2030  in Deutschland n

Der Straßenverkehr verursacht 39 % 

der Stickoxidemissionen (NO
x
). q
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Abbildung 2: Welche Auswirkungen hat Verkehr? Zahlen und Fakten zu Verkehrsfolgen (Quelle: eigene Darstellung)

n |   Vgl. UBA 2021b.
o |   Vgl. SZ 2019.
p |   Vgl. ADAC 2021.
q |    Vgl. European Environment Agency 2021. 
r |    Vgl. UBA 2020.
s |    Vgl. Deutsche Umwelthilfe 2023.
t |    Vgl. Inrix Verkehrsstudie 2020.  
u |   Vgl. Statistisches Bundesamt 2020. 
v |     Vgl. Schmidt/Funk 2021.

Mehr als die Hälfte der Deutschen fühlt 

sich von Straßenverkehrslärm 

gestört oder belästigt. r
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2.2	 �Nachhaltigkeit als Zielbild für 
Mobilität 

In Bezug auf die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen 
(Sustainable Development Goals – SDGs)12 ist nachhaltige Mobi-
lität in mehrfacher Hinsicht von großer Bedeutung: so für „Ge-
sundheit und Wohlergehen“ der Weltbevölkerung (Ziel  3), für 
nachhaltigkeitsorientierte „Industrie, Innovation und Infrastruk-
tur“ (Ziel 9), für „Nachhaltige Städte und Gemeinden“ (Ziel 11), 
für ein ökologisch reiches und verträglich genutztes „Leben an 
Land“ (Ziel 15) sowie – vor allem – als Bestandteil der „Maßnah-
men zum Klimaschutz“ (Ziel 13). Mit Blick auf die von der Euro-
päischen Kommission im European Green Deal13 postulierte Ziel-
setzung für einen klimaneutralen Kontinent und die verbindlichen 
Vorgaben im Bundes-Klimaschutzgesetz14 müssen die Treibhaus-
gasemissionen des Verkehrssektors in Deutschland bis zum Jahr 
2030 zudem um 48 Prozent gegenüber dem Bezugsjahr 1990 
reduziert werden. Mobilität tatsächlich nachhaltig zu gestalten 
ist gleichwohl eine große Herausforderung. 

12  |	 Vgl. UN 2017.
13  |	 Vgl. Europäische Kommission 2020.
14  |	 Vgl. § 4 Abs. 1 KSG.
15  |	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 2021a. 
16  |	 World Commission on Environment and Development 1987.
17  |	 Vgl. Beckmann 2000.
18  |	 Im sogenannten Klimabeschluss von 2021 kommt das Bundesverfassungsgericht zu dem Schluss, dass dem Grundgesetz ein recht-

lich bindender Auftrag zum Klimaschutz innewohnt, der zwangsläufig zur Klimaneutralität führe. Freiheit könne nicht nur im Hier 
und Jetzt gedacht werden, sondern müsse immer die Implikationen ihres Gebrauchs für die Zukunft bedenken. Vgl. Aust 2021.

19  |	 Vgl. Becker/Jahn 2006, S. 240 ff. 
20  |	 Vgl. Ekardt 2010, S. 10. 
21  |	 Vgl. Becker et al. 1999, S. 243. 

Nachhaltigkeit als politisches Handlungskonzept 

„Nachhaltigkeit bedeutet, mit den Ressourcen zu haus-
halten. Hier und heute sollten Menschen nicht auf Kos-
ten der Menschen in anderen Regionen der Erde und auf 
Kosten zukünftiger Generationen leben.“15 
Der spätestens mit Ende der 1980er, Anfang der 1990er 
Jahre breit geführte gesellschaftspolitische Diskurs über 
die „Grenzen des Wachstums“16 hat zahlreiche Definitio-
nen von Nachhaltigkeit und damit auch begriffliche Un-
schärfen hervorgebracht. 
Weitgehender Konsens in der Konzeptualisierung des 
Nachhaltigkeitsbegriffs besteht hinsichtlich der drei mit-
einander verbundenen Dimensionen Ökologie, Ökono-
mie und Soziales; der Begriff geht also von einem Zu
sammenhang der sozioökonomischen Entwicklung mit 
Ressourcenverbrauch und Umweltqualität aus. Das in 
Abbildung 3 skizzierte Quintupel der Nachhaltigkeit er-
weitert das Konzept der Trias noch um zwei wichtige Di-
mensionen: das Kulturelle im Sinne der ästhetischen Ge-
staltung und der kulturellen Weiterentwicklung sowie 
die Gesundheit im Sinne physischer und psychisch-emo-
tionaler Befindlichkeit.17

Nachhaltiges Handeln heißt, mit unseren natürlichen Le-
bensgrundlagen so umzugehen, dass zukünftige Genera-
tionen die gleichen Wahlmöglichkeiten haben wie wir 
heutzutage.18,19 Damit ist der Idee der Nachhaltigkeit 
eine globale und intergenerationelle Gerechtigkeitskom-
ponente inhärent, die der Freiheit der/des Einzelnen 
Grenzen setzt, sofern andere – auch weit entfernt oder 
erst künftig lebende – Personen in ihrer Handlungsfrei-
heit beeinträchtigt werden.20 Neben diesem normativ 
begründeten Postulat birgt der Begriff aber auch analy-
tisches Potenzial, um Entwicklungsprozesse zu untersu-
chen und Handlungsprinzipien für eine langfristige, poli-
tisch-strategische Transformation unserer Lebens- und 
Wirtschaftsweise zu definieren.21 

Abbildung 3: Trias und Quintupel der Nachhaltigkeit (Quelle: 
eigene Darstellung nach Beckmann 2000)

Abbildung 3: Quintupel der Nachhaltigkeit (Quelle: eigene 
Darstellung nach Beckmann 2000)

sozial

ökologischökonomisch
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Kernaspekte einer integrierten Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung

Nachhaltige Mobilität umfasst sämtliche Dimensionen des 
Nachhaltigkeitsbegriffs und sollte den Menschen vor Ort „mög-
lichst viele Möglichkeiten und Freiheiten der Alltagsgestal-
tung mit möglichst wenig Verkehrsaufwand und möglichst 
geringen negativen Folgen“22 bieten. Hierfür braucht es eine 
Kombination unterschiedlicher Strategien, die sich im Kern den 
drei Prinzipien „Verbessern“, „Verlagern“ und „Vermeiden“ von 
Verkehr zuordnen lassen.23

	§ Eine Verbesserung des Verkehrs meint dessen möglichst 
umweltfreundliche, ressourcensparsame und sozialverträgli-
che Gestaltung. Im Fokus stehen dabei etwa effizienzstei-
gernde Technologien wie alternative Antriebssysteme (Elekt-
romotor, Brennstoffzelle, postfossile Kraftstoffe)24 und die 
Optimierung des Verkehrsflusses (beispielsweise durch den 
Einsatz digitaler Technologien). 

	§ Die Verlagerung des Verkehrs zielt darauf ab, möglichst vie-
le Wege und Transporte mit umweltverträglicheren Verkehrs-
mitteln zu absolvieren. Zentral sind dabei etwa der öffentli-
che Personennahverkehr (ÖPNV), der durch hohe 
Besetzungsgrade sehr ressourcen- und flächeneffizient ist, 
und die aktive Mobilität (Zufußgehen, Fahrradfahren etc.), 
die ohne externe Energiezufuhr und Emissionen funktioniert.

	§ Zur Vermeidung von Verkehr sollten Anzahl und Länge von 
Wegen reduziert werden. Möglichkeiten zur Verminderung 
der Wegezahl sind etwa das Arbeiten von zu Hause, die digi-
tale Vernetzung von Mobilitätsangeboten oder die Verbesse-
rung und Bündelung von Lieferverkehren. Die Wegelängen 
wiederum sind von Auswahl und Lage der Ziele im Raum 
abhängig, weshalb sich ihre Reduktion vor allem durch eine 
Veränderung der Gestaltung räumlicher Strukturen herbei-
führen lässt (beispielsweise durch fußläufige Erreichbarkeit 
von Einkaufs- und Freizeitangeboten im Quartier). 

Zur Umsetzung dieser Strategien braucht es verschiedene Maß-
nahmen, die sich grundsätzlich nach Pull- und Push-Prinzip 
unterscheiden lassen: Pull-Maßnahmen bezeichnen angebots-
orientierte Veränderungen, die die Attraktivität der nachhalti-
gen Mobilität steigern. Beispiele hierfür sind etwa der Ausbau 
und die verkehrliche Bevorrechtigung des öffentlichen Verkehrs, 
die Verbesserung der Fuß- und Radinfrastruktur oder die Förde-
rung von Elektromobilität. Push-Maßnahmen haben hingegen 
das Ziel, die Attraktivität nichtnachhaltiger Mobilität zu reduzie-
ren. Möglichkeiten sind etwa die regulative Einschränkung des 
motorisierten Individualverkehrs, beispielsweise durch Einfahr-

22  |	 acatech 2021, S. 9.
23  |	 Vgl. Beckmann et al. 2022a.
24  |	 Vgl. Nationale Plattform Zukunft der Mobilität 2021b.

beschränkungen für stärker emittierende Fahrzeuge, eine verur-
sachergerechte Kostenanlastung von externen Effekten oder 
eine Reduktion der Flächen für den motorisierten Individualver-
kehr, etwa des Parkraums, zugunsten anderer Nutzungsformen. 
Um Mobilität tatsächlich nachhaltig zu gestalten, müssen sol-
che Pull- und Push-Maßnahmen künftig sinnvoll miteinander 
kombiniert werden. 

Ein bedeutender Risikofaktor bei Nachhaltigkeitsstrategien im 
Verkehrssektor sind sogenannte Reboundeffekte. Dabei handelt 
es sich um ungeplante Nebeneffekte, die den eigentlichen Zie-
len zuwiderlaufen. So wurden und werden fahrzeugtechnologi-
sche Effizienzgewinne durch wachsende Geschwindigkeitsleis-
tung, höheres Fahrzeuggewicht oder mehr Wegstrecke immer 
wieder (über-)kompensiert. 

2.3	 �Zusammenhang von räumlichen 
Strukturen und Mobilität

Um Mobilität nachhaltig zu gestalten und zu diesem Zweck vor 
allem Wegelängen zu reduzieren, gilt es, den unmittelbaren Zu-
sammenhang von räumlicher Struktur und Mobilität zu berück-
sichtigen. Die räumliche Erreichbarkeit sozialer, wirtschaftlicher 
und kultureller Angebote und damit die Möglichkeit zur Teilnah-
me an gesellschaftlichen Austausch- und Vermittlungsprozessen 
wird im Kern durch zwei Parameter bestimmt:

	§ Ausbau des Verkehrssystems beziehungsweise Erreichbarkeit 
von fernen Gelegenheiten 

	§ Siedlungsentwicklung beziehungsweise Verfügbarkeit von 
Gelegenheiten in der nahen Umgebung

Diese beiden Parameter stehen miteinander in Wechselwirkung 
und zudem in einem Spannungsverhältnis. Die Erreichbarkeit 
durch das Verkehrssystem beeinflusst nämlich die Art und Wei-
se, wie Flächen genutzt und gestaltet werden. So schränken ne-
gative Verkehrseffekte wie Unfallgefahr, Lärm- oder Schadstoff-
belastung die Möglichkeiten zur Nutzung betreffender Flächen 
ein. Die Verteilung von Angeboten und Gelegenheiten bestimmt 
wiederum, welche Aktivitäten wo ausgeführt und welche Ziele 
im Alltag aufgesucht werden. Daraus resultieren sodann der rea-
le Verkehr und die Anforderungen an das entsprechende 
Verkehrssystem.
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Liegt der Fokus einer Kommune nun auf dem Ausbau des 
Verkehrssystems, hat dies zur Folge, dass viele Flächen für die 
Verkehrsabwicklung genutzt werden. Im raumtheoretischen 
Konzept der Raumfiguren25 werden solche Flächen als „Bahn- 
beziehungsweise Korridorräume“26 bezeichnet. Dort ist das 
Durchqueren beziehungsweise eine möglichst gute Passierbar-
keit relevant. Insbesondere in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts hatte die Gestaltung solcher Korridorräume Priorität 
in der deutschen Stadtentwicklung. Die Verbreitung des Auto-
mobils als Massenfortbewegungsmittel ermöglichte die Über-
windung natürlicher Raumwiderstände nun auch in der Breite 
der Gesellschaft. Zudem etablierte sich zeitgleich das Planungs-
paradigma lebensweltlicher Funktionstrennung, dem zufolge 
Wohnen, Arbeit, Versorgung und Freizeit räumlich getrennt zu 
denken waren. In Kombination wirkten diese Entwicklungen 
stark distanzfördernd.

Durch die Orientierung am Prinzip der Fernerreichbarkeit und 
den Abbau von Raumwiderständen wurde in den 1950er Jahren 
schließlich ein sich selbst verstärkender Mechanismus in Gang 
gesetzt, der das Automobil als Verkehrsmittel bis ins 21.  Jahr-
hundert hinein in den Fokus der Stadt- und Verkehrsinfrastruk-
turplanung rückte.27 Die bald schon etablierte Nutzungs
trennung im städtischen und stadtregionalen Raum führte 
zunehmend zu größeren Entfernungen, die Bürgerinnen und Bür-
ger im Zuge der Alltagsmobilität zurückzulegen hatten. Um Stau 
und Überlastung als Folge der ständig wachsenden Zahl an Ver-
kehrsteilnehmenden sowie des Zuwachses an Wegen zu vermei-
den, wurde die Infrastruktur des Automobils zudem immer noch 
weiter ausgebaut, was den Distanzverkehr wiederum stärkte. 
Die stadt- und verkehrsplanerische Schwerpunktsetzung zuguns-
ten der Korridorqualität führte allerdings nicht nur zu mehr Ver-
kehr, sondern auch zu einem Rückgang der Ortsqualität, also 
zulasten von Aufenthaltsqualität und Angebotsvielfalt sowie an-
derer Raumnutzungsmöglichkeiten in Städten und Stadtregio-
nen. Trennwirkungen durch Verkehrsachsen, Lärm- und Schad-
stoffemissionen sowie eine physische Gefährdung von Menschen 
durch Verkehrsmittel sind bis heute Konsequenzen dieser 
Entwicklung. 

25  |	 Vgl. Löw/Knoblauch 2021.
26  |	 Um Missverständnisse im Sinne der Bahn als Verkehrsmittel zu vermeiden, wird in dieser Publikation, abweichend von Löw/

Knoblauch 2021, ausschließlich der Begriff „Korridorräume“ verwendet.
27  |	 Vgl. Reichow 1959.
28  |	 Vgl. Kutter 1975.
29  |	 Vgl. Wegener/Fuerst 2004.

Regelkreis von Flächennutzung und Verkehrssystem: 
ein selbstverstärkender Mechanismus

Flächennutzung und Mobilität stehen in einem engen 
Wirkungszusammenhang. Räumliche und verkehrliche 
Strukturen mit ihren jeweiligen Pfadabhängigkeiten und 
Wechselwirkungen führen durch ihre Anordnung und 
Gestaltung zu selbstverstärkenden Effekten. Der Ver-
kehrswissenschaftler Eckhard Kutter prägte für dieses 
Phänomen bereits im Jahr 1975 das Bild eines Regelkrei-
ses, in dem verschiedene Faktoren sich einander fortlau-
fend begünstigen.28 Darauf aufbauend haben der Pla-
nungswissenschaftler Michael Wegener und der 
Stadtökonom Franz Fuerst rund dreißig Jahre später den 
„Regelkreis von Verkehr und Flächennutzung“ entwi-
ckelt, der den wechselseitig wirksamen Mechanismus im 
Zusammenhang von Stadtentwicklung und Verkehr an-
schaulich skizziert.29 Der Regelkreis besteht im Wesentli-
chen aus vier Elementen:
	§ Das Verkehrssystem umfasst die vorhandene Ver-

kehrsinfrastruktur sowie die verfügbaren Verkehrsmit-
tel und -angebote. Daraus ergeben sich Reisezeiten, 
Kosten und Attraktivität der betreffenden Verkehrs-
mittel. So definiert das Verkehrssystem also die …

	§ …  Erreichbarkeit eines Ziels. Diese Kenngröße be-
rücksichtigt nicht nur die reine Reisezeit zum Ziel, 
sondern auch Kosten, Verbindungskomfort und Si-
cherheitsempfinden. Sie ist wiederum ein maßgebli-
cher Faktor der …

	§ …  Flächennutzung. Erreichbarkeit, Lage und Orts-
qualität beeinflussen Standortentscheidungen für 
Projekte und Investitionen. So entstehen dort unter-
schiedliche Angebote, wobei die bauliche Dichte die 
Anzahl der Angebote bestimmt. Die spezifische An-
gebotsvielfalt wirkt sich dann ihrerseits aus auf die …

	§ … Aktivitäten der Menschen. Die Kombination aus 
Vielfalt und Lage der Angebote ist also Grundlage 
für die individuelle Wahl der Zielorte der Alltagsmo-
bilität. Die Umsetzung dieser Mobilität resultiert 
schließlich im realen Verkehr, der die Eingangsgröße 
für Gestaltung und Beschaffenheit des Verkehrssys-
tems ist.
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30  |	 Vgl. Bundesstiftung Baukultur 2020.
31  |	 Vgl. BMI 2020.
32  |	 Vgl. Moreno 2020.
33  |	 Vgl. Belzer/Autler 2002.

Angesichts der Folgen von Klimawandel, Biodiversitätsverlust 
und Schadstoffemission, aber auch mit Blick auf die soziale Be-
deutung eines hochwertigen Lebensumfelds für Bürgerinnen 
und Bürger ist der Planungsprimat der autozentrierten Stadt 
heute nicht mehr zeitgemäß. Vorreiterkommunen haben ihr Leit-
bild daher bereits in Richtung der „nachhaltig mobilen Stadt“ 
oder der „lebenswerten Stadt“ weiterentwickelt (siehe Abbil-
dung 5). Beide Leitbilder verbinden die Idee einer hohen Aufent-
haltsqualität mit einem vielfältigen und gut erreichbaren Ange-
bot sowie kurzen Alltagswegen. 

Die Stadt der kurzen Wege

Ein planerischer Fokus auf die Ortsqualität kann die Verkehrs-
leistung reduzieren, ohne Menschen in ihrer Alltagsmobilität 
einzuschränken. Zudem fördert eine lokale Raumplanung, die 
sich an Fuß-, Rad- und öffentlichem Verkehr (ÖV) orientiert und 
auf Grün- und Freiräume setzt, die Teilhabe und Teilnahme der 
Menschen am öffentlichen Leben und wertet das Stadtbild auf.30 
Darüber hinaus lässt sich das Stadtklima so außerdem deutlich 
verbessern, was in Anbetracht der weiter zunehmenden Folgen 
des globalen Klimawandels Resilienz und Lebensqualität vor Ort 
stärkt. Dieser Ansatz, der in der Neuen Leipzig-Charta31 als Kern-
element der europäischen Stadt beschrieben wird, findet sich 
heute bereits in verschiedenen Leitbildern mit unterschiedli-
chem räumlichem Fokus, etwa in dem der Stadt der kurzen 
Wege, der 15-Minuten-Stadt,32 in der Idee des Transit Oriented 
Developments (TOD)33 oder im „Superblock“-Konzept, das in Bar-
celona seit einigen Jahren zur Anwendung kommt. 

Abbildung 4: Wechselwirkung von Flächennutzung und 
Verkehrssystem (Quelle: eigene Darstellung nach Wegener/
Fuerst 2004)

Erreichbarkeit Aktivitäten

Verkehrssystem

Flächennutzung

Abbildung 4: Regelkreis von Flächennutzung und Verkehrs-
system (Quelle: eigene Darstellung nach Wegener/Fuerst 
2004)

Abbildung 5: Entwicklung von Zielbildern der Stadtentwicklung und Mobilitätsplanung (Quelle: eigene Darstellung nach MORE 
2022)

Autozentrierte Stadt
Fokus auf Erreichbarkeit durch  

das Auto

Nachhaltig mobile Stadt
Fokus auf Erreichbarkeit  

durch öffentlichen Verkehr und 
aktive Mobilität

Lebenswerte Stadt
Fokus auf Aufenthaltsqualität 

und kurze Wege

Abbildung 5: Entwicklung von Zielbildern der Stadtentwicklung und Mobilitätsplanung (Quelle: eigene Darstellung nach MORE 
2022)
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Kann ein Mensch seine alltäglichen Bedarfe (Wohnen, Arbeit, 
Einkauf, Arztbesuch, Freizeitgestaltung, Spielmöglichkeiten, Bil-
dung, Mobilität) weitgehend vor Ort erfüllen, und besteht zu-
dem eine hohe Aufenthaltsqualität (Attraktivität des öffentli-
chen Raums, Verweilmöglichkeiten, Barrierefreiheit, physische 
und psychische Sicherheit), muss er seltener lange Distanzen 
überwinden. Das reduziert Druck und Anreiz, im Alltag das Auto 
zu nutzen, denn es gibt mehr Möglichkeiten, Wege zu Fuß oder 
mit dem Fahrrad zurückzulegen. Im Ergebnis fördert eine gute 
Ortsqualität also auch die aktive Mobilität. 

Und auch das Konzept der „lebenswerten Stadt“ kann eine 
selbstverstärkende Wirkung entfalten: Aufgrund der kürzeren 
Wegstrecken und des höheren Anteils an aktiver Mobilität ver-
liert die Korridorqualität zugunsten der Ortsqualität an Bedeu-
tung, der Bedarf an Straßeninfrastruktur für den motorisierten 
Individualverkehr sinkt. Der Fokus der Stadtentwicklung ver-
schiebt sich also von der Verkehrsabwicklung in Richtung lebens-
werter, vielfältiger und alltagstauglicher Räume. Das ermöglicht 
eine Neuverteilung des öffentlichen Raums zugunsten von Infra-
strukturen für aktive Mobilität und öffentlichen Verkehr sowie 
von Aufenthalts-, Frei- und Grünflächen. Die Verbesserung der 
Ortsqualität erhöht dann wiederum die Standortqualität, was 
sich positiv auf die Entwicklung von Angeboten im Nahbereich 
auswirkt. Die Folge ist eine Dezentralisierung des Angebots, was 
schließlich zur weiteren Reduktion des Autoverkehrs im städti-
schen Raum führt. 

Zusammenhänge zwischen räumlicher Gestaltung 
und lokalem Mobilitätsverhalten

Das Mobilitätsverhalten der Bevölkerung wird in erheblichem 
Maße direkt oder indirekt von städtebaulichen Parametern be-
einflusst. Auch wenn Einigkeit über die grundsätzlichen Interak-
tionen zwischen Mobilität und Siedlungsstruktur herrscht, fehlt 
es gerade im deutschen Kontext an quantitativen und kleinräu-
migen Analysen, die diesen Zusammenhang datengestützt und 
unter Berücksichtigung diverser räumlicher Typologien aufzei-

34  |	 Plan4Better ist ein Planungsbüro und besteht aus einem interdisziplinären Team von Umweltingenieurinnen und -ingenieuren, 
GIS-Entwicklerinnen und -Entwicklern sowie Verkehrsplanerinnen und -planern. Angesiedelt an der Schnittstelle zwischen Wis-
senschaft und Planungspraxis erstellt Plan4Better Analysen, die faktenbasierte und nutzerfreundliche Planungsentscheidun-
gen ermöglichen. Eine datenbasierte Analyse durch Elias Pajares (Plan4Better) widmete sich projektbegleitend dem Wirkungs-
zusammenhang von Siedlungsstruktur, Erreichbarkeit und Mobilität im kleinräumigen Maßstab. Die ausführliche Analyse ist 
unter https://www.acatech.de/projekt/integrierte-stadtentwicklung-und-mobilitaetsplanung/ zum Download verfügbar.

35  |	 Vgl. Bundesministerium für Digitales und Verkehr 2021. 
36  |	 Vgl. MiD Ergebnisbericht 2017.

gen, prüfen und konkretisieren können. Um den Wirkungszusam-
menhang zwischen räumlicher Gestaltung und lokalem Mobili-
tätsverhalten präziser zu erfassen, wurden im Zuge einer 
projektbegleitenden Untersuchung durch das Planungsbüro 
Plan4Better34 kleinräumige Analysen für die drei repräsentati-
ven Untersuchungsgebiete München, Freiburg im Breisgau und 
Aachen erstellt. Ziel war es, empirische Zusammenhänge zwi-
schen Mobilität und Siedlungsstruktur datengestützt sichtbar zu 
machen sowie Unterschiede und Gemeinsamkeiten verschiede-
ner Quartiere und Stadtregionen exemplarisch herauszustellen.

Methodik: Datenanalyse zum Zusammenhang von 
Raum und Mobilität

Für die kleinräumig ausgerichtete Datenanalyse zum 
Wirkungszusammenhang zwischen räumlicher Gestal-
tung und Mobilitätsverhalten anhand von 3 ausgewähl-
ten deutschen Städten und Stadtregionen wurden unter-
schiedliche Datensätze fast aller 17 regionalstatistischen 
Raumtypologien (RegioStaR)35 kombiniert und in einem 
Raster mit einer Auflösung zwischen 250 und 1.000 Me-
tern georeferenziert. Die hierbei verwendeten Daten 
stammen aus unterschiedlichen Quellen: So basieren die 
Bevölkerungsdaten vor allem auf amtlichen Datensät-
zen der betreffenden Kommunen. Die verwendeten Mo-
bilitätsdaten wurden hingegen vom Deutschen Zentrum 
für Luft- und Raumfahrt (DLR) bezogen und entstam-
men der Studie Mobilität in Deutschland 2017 (MiD),36 
die Bestandteil einer regelmäßig im Auftrag des Bundes
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 
durchgeführten Erhebungsreihe ist. Die städtebaulichen 
Datensätze sind ihrerseits wiederum das Ergebnis einer 
Fusion unterschiedlicher Quellen, wie beispielsweise der 
Reisezeit oder raumstatistischer Verfahren. Diese wur-
den strukturiert und in fünf Komponenten überführt. 
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Die fünf Komponenten nach Stadtplaner Reid Ewing 
und Verkehrsplaner Robert Cervero:37

	§ Density: städtebauliche Dichte als Resultat des Zu-
sammenwirkens verschiedener Variablen wie Bevöl-
kerungsdichte, Wohneinheiten, Beschäftigung und 
Gebäudefläche pro Flächeninhalt 

	§ Diversity: Vielfalt an Gelegenheiten, also die Anzahl 
der unterschiedlichen Flächennutzungen und Be-
schäftigungsarten in einem bestimmten Gebiet 

	§ Distance to Public Transport: Entfernung zu den 
nächstgelegenen Haltepunkten des öffentlichen 
Personennahverkehrs 

	§ Destination Accessibility: Erreichbarkeit von Ange-
boten des Alltags und zentralen Orten des öffentli-
chen Lebens 

	§ Design: Gestaltung des öffentlichen Raums und des 
Straßennetzes

37  |	 Vgl. Ewing/Cervero 2010. 
38  |	 Der Modal Split bezeichnet den Erfolg eines Verkehrsträgers im Vergleich zu anderen Verkehrsträgern. Der Anteil des Modal 

Splits eines Verkehrsträgers gibt an, wie hoch sein Anteil in Prozent an der gesamten Verkehrsnachfrage ist. Im Personenverkehr 
wird der Modal Split teilweise nach Verkehrsmitteln differenziert dargestellt (vgl. VDV 2023).

Zur Ergründung des Wirkungszusammenhangs von räumlichen 
Strukturen und Mobilitätsverhalten wurden zunächst einige kom-
ponentenspezifische Hypothesen formuliert. Eine Hypothese zur 
Komponente „Density“ postulierte zum Beispiel einen positiven 
Zusammenhang zwischen der baulichen Dichte eines bestimm-
ten Raums und einem höheren Anteil aktiver Mobilitätsformen 
im dort bestehenden Modal Split.38 Im Folgenden werden die zen-
tralen Ergebnisse der Hypothesenprüfung zusammengefasst.

Zunächst stand die Komponente „Density“ im Fokus der Betrach-
tung, also die städtebauliche Dichte in den Untersuchungsre-
gionen. Hierfür wurden verschiedene Faktoren herangezogen, 
darunter die Bevölkerungsdichte, die Erreichbarkeit von Einwoh-
nerinnen und Einwohnern sowie die Erreichbarkeit von Zielen. Es 
zeigt sich eine deutliche Korrelation zwischen der Verteilung der 
Bevölkerung und der Dichte an Gelegenheiten. Im Gegensatz zu 
dicht besiedelten Gebieten weisen dünn besiedelte Gebiete typi-
scherweise eine geringere Dichte an Gelegenheiten auf (siehe 
Abbildungen 6 und 7). 

Abbildung 6: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Potenzialindikator Apotheke (Fußverkehr) (Quelle: eigene Darstellung/
Plan4Better)

Abbildung 6: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Potenzialindikator Apotheke (Fußverkehr)  
(Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)

Münchner Verkehrsverbund  (MVV) – 
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 sehr hohe Erreichbarkeit
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Abbildung 7: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Potenzialindikator Einwohnerinnen und Einwohner je Gitterzelle 
(Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)

Abbildung 7: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Potenzialindikator Einwohnerinnen und Einwohner je Gitterzelle 
(Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)

Münchner Verkehrsverbund (MVV) – 
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Abbildung 8: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Modal Split (Aktive Mobilität) (Quelle: eigene Darstellung/
Plan4Better)

Abbildung 8: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Modal Split (Aktive Mobilität)  
(Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)
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Abbildung 9: Regio-Verkehrsverbund Freiburg (RVF) – 15-Minuten-Score (Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)
Abbildung 9: Regio-Verkehrsverbund Freiburg (RVF) – 15-Minuten-Score  
(Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)
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Abbildung 10: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Modal Split (ÖPNV) (Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)
Abbildung 10: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Modal Split (ÖPNV)  
(Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better) 
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Mit Blick auf das Mobilitätsverhalten wurde der Zusammenhang 
zwischen Dichte und einem höheren Modal Split für aktive Mo-
bilitätsformen untersucht. Dabei ergab sich eine moderate Kor-
relation, was bedeutet, dass der Anteil der aktiven Mobilität in 
dichteren (häufig innerstädtischen) Lagen offenbar größer ist 
(siehe Abbildung 8). Eine stärkere Korrelation trat hingegen zwi-
schen der Dichte und der Nutzung des sogenannten Umweltver-
bunds, also in der Kombination von Fuß- und Rad- sowie öffent-
lichem Verkehr zutage.

Neben der Dichte spielt die Vielfalt an Gelegenheiten – also die 
Möglichkeit, alltägliche Bedarfe vor Ort zu erfüllen – eine wichti-
ge Rolle für das Mobilitätsverhalten in Stadt und Stadtregion. 
Um die Komponente „Diversity“ zu operationalisieren, wurde der 
15-Minuten-Score entwickelt, mit dessen Berechnung der Status 
quo in den städtischen und stadtregionalen Beispielräumen 
quantifiziert werden konnte. Der Score gibt einen Überblick über 
die Erreichbarkeit von Zielen in sechs übergeordneten Katego-
rien: Wohnen, Freizeit, Einkaufen, ÖPNV, Bildung und Gesund-
heit, wobei ein voller 15-Minuten-Score der Idee der 15-Minuten-
Stadt entspräche. Die Analyse der konkreten städtischen Räume 
ergab, dass zentrale Lagen im städtischen und stadtregionalen 

39  |	 Vgl. Bundesamt für Raumentwicklung 2023.

Raum einen signifikant höheren Index aufweisen. So zeigte die 
Karte Freiburgs hohe Score-Werte für den Stadtkern, aber auch 
für regionale Zentren wie Staufen im Breisgau, Kirchzarten oder 
Emmendingen (siehe Abbildung 9).

Ein zentraler Bestandteil der städtischen Infrastruktur ist der 
ÖPNV. Als möglicher Faktor wurde der ÖPNV mithilfe der Kom-
ponente „Distance to Public Transport“ in die Datenanalyse 
einbezogen, der die Erschließungsqualität des öffentlichen Ver-
kehrs quantifiziert. Die Ergebnisse der Datenanalyse zeigten, 
dass Räume mit einer hohen ÖV-Güteklasse39 in allen Beispiel-
regionen auch einen höheren Anteil des öffentlichen Verkehrs 
am lokalen Modal Split aufwiesen. So lässt sich schlussfolgern, 
dass attraktive Erschließungsangebote des öffentlichen Verkehrs 
Voraussetzung für eine hohe Nutzung sind. Zudem zeigte sich, 
dass der Pkw-Besitz in zentralen städtischen und stadtregiona-
len Lagen mit guter Erschließung durch den öffentlichen Verkehr 
geringer ausfiel (siehe Abbildung 10 und 11). 

Die Komponente „Destination Accessibility“ wurde mithilfe 
des 15-Minuten-Scores und verschiedener Potenzialindikatoren 
operationalisiert. Als ein zentrales Ergebnis förderte die entspre-

Abbildung 11: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Anteil der Haushalte mit Pkw (Quelle: eigene Darstellung/
Plan4Better)

Abbildung 11: Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) – Anteil der Haushalte mit Pkw 
(Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)
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chende Analyse zutage, dass der Umweltverbund besonders in 
Gebieten mit guter Erreichbarkeit hohe Anteile aufwies. Insge-
samt bestand ein moderater bis starker Zusammenhang zwi-
schen Zielerreichbarkeit und Nutzung des Umweltverbunds. Dar-
über hinaus zeigte sich eine deutliche Korrelation auch zwischen 
15-Minuten-Score und Umweltverbund.

Die Komponente „Design“ wurde für die Analyse schließlich 
durch zwei spezifische Indikatoren abgebildet: die Netzwerkkon-
nektivität und den Index zur Aufenthaltsqualität. Aufgrund des 
subjektiven Charakters der Qualitätswahrnehmung öffentlicher 
Räume sowie einer Vielzahl an potenziellen Parametern erwies 
sich die Erfassung möglicher Korrelationen jedoch als schwierig. 
Die Datenanalyse zeigte, dass für die Beispielregionen kein oder 
nur ein geringer Zusammenhang zwischen der Designkomponen-
te und dem Mobilitätsverhalten bestand. Und auch die Korrela-
tionskoeffizienten ließen nur schwache beziehungsweise insigni-
fikante Zusammenhänge zwischen der Aufenthaltsqualität und 
den Wegelängen oder den aktiven Mobilitätsformen erkennen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Komponente „Dis-
tance to Public Transport“ den deutlichsten Zusammenhang 
mit dem Mobilitätsverhalten in einer Stadtregion aufwies. Für 
die Komponenten „Density“, „Diversity“ und „Destination Ac-
cessibility“ zeigten sich zudem moderate Zusammenhänge. Im 
Gegensatz dazu wiesen die Ergebnisse für die Komponente „De-
sign“ keinen oder lediglich einen schwachen Zusammenhang 
auf.

Zusammenhänge von räumlichen Strukturen und 
Mobilität auf unterschiedlichen Ebenen

Um zentrale Aspekte einer lebenswerten Stadtregion und Wech-
selwirkungszusammenhänge von räumlichen Strukturen und 
Mobilität herauszustellen, werden im Folgenden vier unter-
schiedliche Maßstabsebenen betrachtet: der Straßenraum, das 
Quartier, die Gesamtstadt und die Stadtregion. 

	§ Im Straßenraum ist der zentrale Faktor die Aufenthaltsquali-
tät. Diese wird maßgeblich durch die räumliche Gestaltung, 
die Flächenaufteilung und die verkehrliche Nutzung des 
Straßenraums – etwa durch Lärm und Schadstoffe sowie die 

Qualität des örtlichen Mikroklimas  – bestimmt. Auch die 
Vielfalt und Publikumsbezogenheit von Erdgeschossnutzun-
gen tragen dazu bei. Eine hohe Aufenthaltsqualität beför-
dert die soziale Nutzung des öffentlichen Raums und eine 
aktive Mobilität, also die Fortbewegung zu Fuß oder mit 
dem Rad.

	§ Im Quartier bestimmen vor allem Infrastrukturen und die Er-
reichbarkeit von Alltagszielen die Mobilitätsoptionen. Durch 
eine Vielfalt alltagstauglicher Angebote in der Nähe und 
den Zugang zum öffentlichen Verkehr können Wege des All-
tags verkürzt und die Belebung von Quartieren gefördert 
werden.

	§ Für die Gesamtstadt ist die Lage der Standorte für verschie-
dene Nutzungen (Wohnen, Arbeit, Einkauf, Arztbesuch, Frei-
zeitgestaltung etc.) entscheidend. Während eine vollständi-
ge Mischung der verschiedenen Nutzungsangebote an 
einem Standort häufig nicht umsetzbar ist  – Gründe sind 
spezifische Anforderungen und Auswirkungen von Nutzun-
gen, etwa Emissionen oder Logistik bei Industriebetrieben –, 
können Alltagswege doch zumindest verkürzt und besser 
durch den öffentlichen Verkehr oder mit nichtmotorisierten 
Verkehrsmitteln bewältigt werden, wenn Standorte im ge-
samtstädtischen Raum verteilt und infrastrukturell miteinan-
der verbunden werden. 

	§ In der Stadtregion ist die Abstimmung von Siedlungs- und 
Infrastrukturentwicklung sowie die Anlage der Verkehrsach-
sen von zentraler Bedeutung. Wenn im Sinne des Transit 
Oriented Developments die Entwicklung entlang der Achsen 
des öffentlichen Verkehrs erfolgt, können rund um Bahnhöfe 
und Haltestellen attraktive Siedlungszentren entstehen. Die-
se stellen sicher, dass die Versorgung der Bevölkerung vor 
Ort gewährleistet ist und verschiedene Dienstleistungsange-
bote existieren. Zudem verfügen solche Zentren über eine 
gute öffentliche Anbindung an die Kernstadt und dienen in 
Zukunft möglicherweise auch als Anknüpfungspunkte für 
neue öffentliche Bedienformen im Bereich des autonomen 
Fahrens. 

Auf den folgenden Seiten werden zentrale Aspekte der einzel- 
nen Betrachtungsebenen dargestellt und verschiedene Beispiele 
aus den projektbegleitenden empirischen Untersuchungen 
präsentiert.
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Straßenraum  
lebenswert gestalten

Die Gestaltung des Straßenraums etwa durch 
Vorrichtungen zur Begrünung, Entsiegelung 
von Flächen, Regenwasserversickerung und 
Speicherung („Schwammstadt“) verbessert 
die Klimaresilienz und kann zum Artenschutz 
beitragen.

Eine hohe Aufenthaltsqualität ist 
Grundlage für eine vielfältige Nutzung 
des Straßenraums und bietet Möglich-
keiten für sozialen Austausch, Freizeit 
und aktive Mobilität.
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Angebot, Straßenraum und 
Ortsqualität bestimmen die 
individuelle Verkehrsmittelwahl.

Abbildung 12: Zusammenhänge von Raum und Mobilität auf Ebene des Straßenraums (Quelle: eigene Darstellung)

Fortbewegung, parkende Fahrzeuge, 
sozialer Austausch und wirtschaft-
liche Aktivität – die verschiedenen 
Formen zur Nutzung des öffentlichen 
Raums stehen häufig in Konkurrenz 
zueinander.

Die Aufenthaltsqualität wird maßgeblich 
durch den Verkehr, die Flächenaufteilung 
und die architektonische Gestaltung 
geprägt.
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Erreichbarkeit und Vielfalt im 

Quartier 
ermöglichen

Eine gute Naherreichbarkeit ermöglicht 
aktive Mobilität und die Nutzung des 
öffentlichen Personennahverkehrs auch 
in der Breite.

Eine große Vielfalt und Dichte an Gelegenheiten und 
Angeboten im Quartier geht mit fußläufiger Erreichbar-
keit vieler Ziele im Alltag einher –  entsprechend dem 
Konzept der Stadt der kurzen Wege.
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Abbildung 13: Zusammenhänge von Raum und Mobilität auf Ebene des Quartiers (Quelle: eigene Darstellung)

Die das Projekt begleitende Datenanalyse zeigt 
einen positiven Zusammenhang von vielfältigen 
Angeboten und einer hohen städtebaulichen 
Dichte mit der Nutzung des Umweltverbunds 
(Fuß, Fahrrad, öffentlicher Verkehr).

Grüne und blaue Infrastrukturen wie Parks 
oder Gewässer im Quartier sind nicht nur wichtige 
 Freizeit- und Erholungsräume. Sie reduzieren auch 
den Hitzeinseleffekt in Städten.
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Unterschiedliche Nutzungsstandorte in der 

Gesamtstadt 
verbinden

Bedeutende Großinfrastrukturen für Handel  
und Gewerbe, Freizeit, Sport oder Erholung prägen 
die Gesamtstadt und verursachen Verkehr.

Verkehrsachsen oder natürliche Barrieren können eine  starke 
Trennwirkung verursachen – so zeigt die Datenan alyse eine 
deutlich reduzierte fußläufige Konnektivität entlang der so-
genannten S-Bahn-Stammstrecke in München.
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Abbildung 14: Zusammenhänge von Raum und Mobilität auf Ebene der Gesamtstadt (Quelle: eigene Darstellung)

Damit es nicht zu einer Nutzungstrennung 
und damit zu weiten Alltagswegen kommt, 
sind eine räumlich sinnvolle Verteilung und 
eine verkehrlich nachhaltige Integration 
städtischer Infrastrukturen entscheidend.

Stadtstrukturen können sehr unterschiedlich 
ausfallen. Sie können auf ein einziges Zentrum 
hin ausgerichtet, von mehreren gleichrangigen 
Zentren geprägt, in  konzentrischen Kreisen 
oder radial angeordnet sein.
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Stadtregion 
vernetzen

Die Verteilung von Wohnen und Arbeiten 
in der Stadtregion bestimmt das Ausmaß 
von Pendelverkehren.

Regionale Infrastrukturen wie industriell-
wirtschaftliche Cluster, Verwaltungs- oder 
Bildungsstandorte, Messegelände, Sport-
stätten oder Flughäfen strahlen auf die 
gesamte Stadtregion aus.
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Siedlungen entlang der Achsen des ÖPNV verfügen 
über eine gute öffentliche Anbindung, wodurch 
sich Verkehre bündeln lassen. Gebiete zwischen 
den Achsen hingegen sind durch den ÖPNV in der 
Regel nur unzureichend erschlossen und erzeugen 
ein entsprechend hohes MIV-Aufkommen.

Die Datenanalyse zeigt einen klaren Zusammenhang 
zwischen der Erreichbarkeit des öffentlichen Verkehrs 
und der Nutzung.

Abbildung 15: Zusammenhänge von Raum und Mobilität auf Ebene der Stadtregion (Quelle: eigene Darstellung)

Die regionale Verflechtung in Stadtregionen 
ergibt sich aus der räumlichen Verteilung 
der Alltagsziele der alltäglichen Mobilität.
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Wie die Betrachtung der vier verschiedenen Ebenen im stadtre-
gionalen Alltagskosmos zutage fördert, stellt die nachhaltige, 
qualitäts- und befindlichkeitsorientierte Stadt- und Mobilitäts-
entwicklung im Sinne eines lebenswerten Umfelds für Bürgerin-
nen und Bürger eine enorm komplexe Herausforderung dar, die 
einen systematischen Ansatz erfordert. Ein solcher Ansatz ist das 
Konzept der integrierten Planung, dessen Anwendung in der Pra-
xis mit einem umfassenden Wandel kommunaler Entwicklungs-
ziele und Leitbilder einhergeht und daher auf Sensibilität, Zu-
sammenarbeit, Abstimmung und Weitsicht setzt. 

Weder wäre es sinnvoll, die Infrastruktur des motorisierten Indi-
vidualverkehrs mit Blick auf die hierzulande geltenden Klima-
schutzziele einfach ersatzlos zu reduzieren, noch lassen sich An-
gebote im bereits bestehenden Quartier beliebig und ohne 

Neuverteilung oder Umwidmung von Flächen platzieren. Punk-
tuelle Maßnahmen lassen zwar neue Qualitäten entstehen, 
schüren dabei aber auch Verlustängste und Konflikte. Zudem ist 
Stadt- und Infrastrukturentwicklung ein langfristiger Prozess, der 
von der Idee über die Planung bis hin zur Umsetzung oft jahr-
zehntelang dauert und nur schrittweise erfolgt. Angesichts der 
Komplexität eines solchen Unterfangens ist es also kaum ver-
wunderlich, dass die Gestaltung nachhaltiger Stadtregionen in 
Deutschland vielerorts nach wie vor stockt. Für Kommunen und 
Regionen gilt es, Pfadabhängigkeiten zu überwinden und Wider-
stände zu durchbrechen. Zentrale Voraussetzung für die Gestal-
tung einer zukunftsfesten und lebenswerten Stadtregion ist da-
her die Verankerung integrierter Planung in der kommunalen 
Governance.
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3	 �Governance als Schlüs-
sel zur Umsetzung

3.1	 �Der integrierte Ansatz als 
Handlungsprinzip kommunaler 
Governance 

Die Gestaltung zukunftsfester, Lebensqualität bietender und kli-
maresilienter Städte und Stadtregionen stellt eine vielschichtige 
und multidimensionale Aufgabe dar, die durch eine Vielzahl an 
unterschiedlichen Akteuren, Rahmenbedingungen, Prozessen 
und Instrumenten gekennzeichnet ist und daher einen integrier-
ten Planungsansatz erfordert. Zentraler Aspekt einer solchen in-
tegrierten Vorgehensweise ist dabei die Entwicklung einer ge-
meinsamen Governance unterschiedlicher Akteure sowie die 
Ausrichtung der Strukturen und Prozesse auf diese.

Die Art und Weise, wie Gesellschaften ihr Zusammenle-
ben organisieren, wie sie sich koordinieren und welche 
Handlungsspielräume sie dabei schaffen, stellt ein zent-
rales Themenfeld der Politikwissenschaften dar. Ein 
wichtiger Terminus, um solche Prozesse zu bezeichnen, 
ist der Begriff der Governance. Er beschreibt die „ver-
schiedene Formen der absichtsvollen Regelung kollek-
tiver Sachverhalte“.40 
Kern einer wissenschaftlichen Governance-Analyse ist 
die Untersuchung von Prozessen und Zusammenhängen 
sowie von Rollen und Rahmenbedingungen verschiede-
ner Akteure im politisch-administrativen Mehrebenen-
system.41 Dazu zählen die Abstimmung und Gestaltung 
verschiedener Politikfelder durch Politik und Verwaltung, 
die Koordination in Netzwerken über unterschiedliche 
politische und administrative Ebenen hinweg (etwa von 
der europäischen über die nationale bis zur kommuna-
len Ebene) oder auch die Beteiligung verschiedener wis-
senschaftlicher Fachdisziplinen sowie Akteursgruppen 
aus Zivilgesellschaft oder Wirtschaft.42 

40  |	 Mayntz 2009, S. 8.
41  |	 Vgl. Peters/Pierre 2004.
42  |	 Vgl. Hüttmann/Wehling 2020.
43  |	 Vgl. Schwedes/Rammert 2021. 

Eine im Zuge des Projekts durchgeführte kommunale Befragung 
durch das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) (siehe auch Ka-
pitel 4.1) hat gezeigt, dass Kommunen Unterschiedliches unter 
einem integrierten Ansatz verstehen. Im Sinne einer integrierten 
Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung kann man sich dem 
Konzept durch folgende drei Dimensionen der Integration 
nähern:43

	§ Räumliche Integration: Betrachtung und Berücksichtigung 
aller direkt von integrativen Maßnahmen betroffenen bezie-
hungsweise angrenzenden (Teil-)Räume

	§ Thematische/sektorale Integration: gemeinsame Betrach-
tung und Berücksichtigung unterschiedlicher relevanter Fra-
gestellungen

	§ Integration aller Akteure: Einbindung sämtlicher betroffe-
ner Institutionen und Gruppen

Abbildung 16: Dimensionen des integrierten Ansatzes  
(Quelle: eigene Darstellung)

Abbildung 16: Dimensionen des integrierten Ansatzes (Quelle: 
eigene Darstellung)
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Räumliche Integration

Mobilität und Städtebau können nicht isoliert in Teilräumen 
betrachtet werden, da immer auch angrenzende sowie über- 
beziehungsweise untergeordnete Räume von der jeweiligen 
Struktur und Dynamik betroffen sind. Um diese Zusammenhän-
ge bei Konzeption und Planung zu berücksichtigen, ist die 
räumliche Integration zentraler Bestandteil eines integrierten 
Ansatzes. Besonders herausfordernd ist diese Integration, 
wenn unterschiedliche Verwaltungseinheiten betroffen sind. 
Dies trifft insbesondere dann zu, wenn – beispielsweise auf der 
regionalen Ebene  – gar keine Verwaltungsstrukturen vorhan-
den sind. 

Bei der räumlichen Integration in Planungsprozessen geht es zu-
nächst um Austausch über Gegebenheiten und Abstimmung 
von Interessen in den betroffenen Räumen. Im nächsten Schritt 
entwickeln die verschiedenen Akteure in Stadt und Region zu-
sammen Maßnahmen, die über die jeweiligen Verwaltungsgren-
zen hinweg zu gemeinsamen Lösungen führen. Die projektbe-
gleitende Untersuchung regionaler Kooperationsformate durch 
Burkhard Horn hat in diesem Zusammenhang gezeigt, welche 
Mehrwerte insbesondere durch regionale Integration geschaffen 
werden können, aber auch, welche Herausforderungen und 
Hemmnisse aktuell noch bestehen.

Thematische/sektorale Integration

Wie in Kapitel 2 beschrieben, sind die beiden kommunalen Poli-
tikfelder Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung eng mitein-
ander verwoben und weisen zahlreiche Wechselwirkungen auf. 
Durch ihre gemeinsame Betrachtung können daher Synergien 

44  |	 Vgl. Nationale Plattform Zukunft der Mobilität 2021a. 
45  |	 Vgl. Frehn et al. 2021.

geschaffen und Widersprüche im Planungsprozess vermieden 
werden. 

Die Umsetzung der thematischen Integration erfordert einen en-
gen fachlichen Austausch und eine ressort- oder bereichsüber-
greifende Zusammenarbeit. Eine solche Kooperation ist beson-
ders herausfordernd, da beide Bereiche historisch gesehen meist 
getrennt organisiert worden sind und zudem in unterschiedli-
chen Fachdisziplinen wurzeln. 

Um die Zusammenarbeit dennoch effizient zu gestalten, gilt es 
insbesondere die administrativen Schnittstellen zu analysieren 
und zu optimieren. Darüber hinaus ist aber auch eine inhaltliche 
Abstimmung mit weiteren Fachgebieten sinnvoll, beispielsweise 
mit dem Bereich der Energieinfrastruktur. Dieser Bereich wird im 
Zuge der Energiewende zunehmend dezentral organisiert, er ist 
daher in die Flächenaufteilung im kommunalen und regionalen 
Raum einzubeziehen und führt mit Blick auf die wachsende Be-
deutung elektrisch betriebener Fahrzeuge außerdem zu einer zu-
nehmenden Sektorkopplung von Energie und Mobilität.44 

Integration aller Akteure 

Die lokale Steuerung von Stadtentwicklung und Mobilitätspla-
nung macht ein Zusammenwirken vieler unterschiedlicher Ak-
teure erforderlich. Michael Frehn, Jan Diesfeld und Meike Ot-
hengrafen haben darauf hingewiesen, dass angesichts 
verschiedener Interessengruppen in solchen Steuerungsprozes-
sen Zielkonflikte zu erwarten sind, die gemeinsam diskutiert 
und aufgelöst werden müssen.45 Daher ist eine Berücksichtigung 
und Einbindung sämtlicher Akteure im Planungskontext zentra-
ler Bestandteil eines integrierten Ansatzes. 

Abbildung 17: Räumliche Integration. Unterschiedliche Betrachtungsebenen (Quelle: eigene Darstellung)
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Wie komplex sich entsprechende Prozesse darstellen, haben die 
Soziologin Renate Mayntz und der Politikwissenschaftler Fritz W. 
Scharpf bereits in den frühen 1970er Jahren festgestellt. So sei-
en die Konfliktlinien zwischen Politik und Verwaltung, zwischen 
Verwaltung und Zivilgesellschaft sowie zwischen Zivilgesell-
schaft und Politik zwar bereits seit Langem bekannt gewesen, 
praktisch aber nicht hinreichend aufgelöst worden.46 Diese Aus-
sage ist nach wie vor aktuell. 

Abbildung 18 veranschaulicht das Problem und zeigt die viel-
fältige Akteurslandschaft im Themenfeld Stadtentwicklung 
und Mobilität. Neben den klassischen Akteuren aus Politik und 
Verwaltung, zivilgesellschaftlichen Gruppen sowie Wirtschaft 
und Wissenschaft spielen besonders lokale Akteure eine ent-
scheidende Rolle. Darunter fallen etwa Anrainerinnen und  

46  |	 Vgl. Mayntz/Scharpf 1973.
47  |	 Vgl. Beckmann et al. 2023. 

Anrainer, aber auch soziale Einrichtungen und öffentliche Infra-
strukturen (Schulen, Feuerwehr oder Polizei), lokale Dienstleis-
ter (Handel oder produzierendes Gewerbe) oder Immobilienent- 
wickler.47 

Ein integrierter Ansatz, der die drei hier definierten Dimensionen 
der Integration berücksichtigt, betrifft die kommunale und die 
regionale Governance in vielerlei Hinsicht. Für die erfolgreiche 
Umsetzung eines solchen Ansatzes müssen daher die politischen 
Rahmenbedingungen, die Ressourcen, Planungsinstrumente so-
wie Organisationsstrukturen und -prozesse überprüft, angepasst 
oder neu implementiert werden. In den folgenden Abschnitten 
werden diese Aspekte näher betrachtet und ihr Beitrag sowie 
Chancen und Hemmnisse zur Umsetzung eines integrierten An-
satzes dargestellt. 

Abbildung 18: Akteurslandschaft der kommunalen Governance im Bereich Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung  
(Quelle: eigene Darstellung nach Hausigke et al. 2021)
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3.2	 �Rahmenbedingungen und 
Ressourcen 

Rahmenbedingungen

Die politisch-administrative Kompetenzverteilung in Deutsch-
land ist durch föderale Strukturen und die Zusammenarbeit in-
nerhalb der Europäischen Union (EU) rechtlich geregelt. Dem 
sogenannten Subsidiaritätsprinzip folgend garantieren EU- und 
verfassungsrechtliche Regelungen die verschiedenen Kompeten-
zen und Zuständigkeiten im politischen Mehrebenensystem. Das 
Institutionengefüge definiert damit auch den Handlungsrah-
men für eine integrierte Raum- und Mobilitätsplanung 
hierzulande. 

Die Europäische Union gibt durch Leitbilder, Verordnungen 
und Richtlinien den europäischen Rahmen für die Mitgliedstaa-
ten vor. Leitdokumente und politische Wegweiser wie die Leip-
zig Charta für die nationale Stadtentwicklungspolitik verbin-
den  – ganz im Sinne des oben erläuterten grundlegenden 
Nachhaltigkeitsbegriffs – soziale, ökonomische und ökologische 
Ziele miteinander.48 Unterstützt wird eine nachhaltige Stadtent-
wicklung in den Mitgliedstaaten im Wesentlichen durch die 
europäische Kohäsionspolitik – ein Politikfeld, das insbesondere 
durch finanzielle Fördermaßnahmen zugunsten von Regionen 
geprägt ist.49 Daneben verfolgt die EU aber auch in anderen 
Politikfeldern Finanzierungs- und Förderstrategien, die Raum-
entwicklungs- und Mobilitätsprojekten in den Mitgliedstaaten 
zugutekommen – etwa im Zuge der Umsetzung des European 
Green Deals mit dem Ziel, Europa bis zum Jahr 2050 klimaneu-
tral zu machen.50

48  |	 Vgl. Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 2020. 
49  |	 Vgl. Nationale Stadtentwicklungspolitik 2023.
50  |	 Vgl. Europäische Kommission 2023.
51  |	 Zur detaillierten Betrachtung der föderalen Strukturen und ihrer Implikationen für die Planung von Raum und Mobilität in der 

Bundesrepublik Deutschland vgl. Beckmann et al. 2023. 
52  |	 Vgl. Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 2021.
53  |	 Vgl. Deutscher Bundestag 2022.
54  |	 Vgl. Art. 28 Abs. 2 GG.

Auf Ebene der EU-Mitgliedstaaten werden Richtlinien und Ver-
ordnungen der Europäischen Union (etwa zur Luftreinhaltung 
oder zum Klimaschutz) erlassen, die anschließend in nationales 
Recht umgesetzt beziehungsweise direkt für alle Mitgliedstaaten 
verbindlich wirksam werden. Die Mitgliedstaaten sind zudem 
dazu ermächtigt, eigene gesetzliche Vorgaben für die Raum- und 
Mobilitätsentwicklung zu erlassen. In Deutschland51 sind es bei-
spielsweise das Straßen(verkehrs)recht mit Straßenverkehrsge-
setz und Straßenverkehrsordnung sowie das Verkehrsinfrastruk-
turrecht. Flankiert werden die nationalrechtlichen Vorgaben 
zumeist von staatlichen Förderstrategien wie Städtebauförde-
rungsprogrammen. Rechtsgrundlagen der Stadtentwicklungs- 
und Mobilitätsplanung in Deutschland sind das Grundgesetz, 
das Baugesetzbuch und Verwaltungsvereinbarungen zwischen 
Bund und Ländern.52 

Die Länder wiederum agieren innerhalb der rechtlichen Rah-
menbedingungen der Europäischen Union und des Bundes, kön-
nen aber dem Föderalismusprinzip entsprechend eigene Landes-
gesetze erlassen, wenn das Grundgesetz dies ausdrücklich 
zulässt.53 

In Deutschland genießen die Kommunen darüber hinaus ein 
verfassungsrechtlich garantiertes Recht auf Selbstverwaltung,54 
wodurch sie alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
im Rahmen der Gesetze eigenverantwortlich regeln können. Die-
ses Selbstverwaltungsrecht ermöglicht den Kommunen die 
Selbstbestimmung über den eigenen Finanzrahmen, über die 
Auswahl von geeignetem Personal sowie über die eigene Orga-
nisation und die Planung von baulichen Maßnahmen – sofern 
diese nicht durch weitere bundes- oder landesrechtliche Vorga-
ben beschränkt werden. 
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Beispiel Hannover: Wirkung regionaler Kooperation

Ein eindrückliches Beispiel für besonders stark institutio-
nalisierte regionale Zusammenarbeit in Deutschland ist 
die Region Hannover. In der Regionsversammlung Han-
nover entscheiden 85 gewählte Vertreterinnen und Ver-
treter über die Belange der Region. Die intensive Koope-
ration der beteiligten Kommunen führte im Jahr 2011 so 
bereits zur Verabschiedung des regionalen Verkehrsent-
wicklungsplans Pro Klima.55 Dieser formuliert neben 
einer sektoralen Integration von Stadt- und Mobilitäts-
entwicklungszielen vor allem Bestrebungen für eine 
räumliche Integration der gesamten Stadtregion Hanno-
ver. Seit dem Jahr 2023 läuft die Fortschreibung im Rah-
men des Verkehrsentwicklungsplans 2035+ Aktionspro-
gramm Verkehrswende.56 Im Fokus stehen dabei eine 
Minderung des CO

2
-Ausstoßes um siebzig  Prozent bis 

zum Jahr 2035 sowie eine Erhöhung der Aufenthalts- 
und Lebensqualität in Stadt und Region.57

Die dem verfassungsrechtlichem politisch-administrativen Sys-
tem Deutschlands geschuldete Verflechtung verschiedener Go-
vernance-Ebenen und die häufig damit verbundene Inkonsistenz 
beim Agieren der unterschiedlichen föderalen Ebenen führt in 
der Praxis nicht selten zu einem institutionellen Wettbewerb, 
der die Kompetenzen der Kommunen im Feld der lokalen Raum-
gestaltung und Mobilitätspolitik immer wieder einschränkt. Da-
her ist für eine nachhaltige Stadt- und Mobilitätsentwicklung 
entscheidend, dass die Kompetenzen künftig so verteilt sind, 
dass sie sich über die verschiedenen politisch-administrativen 
Ebenen hinweg sinnvoll ergänzen, statt den interinstitutionellen 
und auch den interkommunalen Wettbewerb noch weiter zu 
verschärfen. 

55  |	 Vgl. Region Hannover 2011. 
56  |	 Vgl. Landeshauptstadt Hannover 2023.
57  |	 Vgl. Region Hannover 2018.
58  |	 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung 2019. 
59  |	 Vgl. Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 2021. 
60  |	 Vgl. Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 2022. 
61  |	 Vgl. Horn 2022. 

Ressourcen

Ressourcen bestimmen maßgeblich die Handlungsspielräume 
auf lokaler Ebene. Gemeint sind damit Finanzmittel sowie sach-
liche und personelle Mittel, aber auch Fachwissen. Eine hinrei-
chende Ausstattung mit den entsprechenden Komponenten bil-
det die Grundlage dafür, dass Kommunen ihren Aufgaben auch 
tatsächlich nachkommen können. 

Die kommunale Finanzierung erfolgt in der Bundesrepublik auf 
Grundlage von lokalen Steuereinnahmen sowie der Beteiligung 
am allgemeinen Steueraufkommen von Bund und Ländern. Hin-
zu kommen Landeszuweisungen sowie die Erhebung von Gebüh-
ren und Abgaben. Zudem kann die Aufnahme von Krediten den 
finanziellen Spielraum einer Kommune erweitern.58 Darüber hin-
aus sind öffentliche Förderungen neben den gesetzlich garan-
tierten Finanzierungsquellen ebenfalls eine wichtige Möglich-
keit für Kommunen, Projekte in der Stadt- und Mobilitätsplanung 
zu finanzieren. Dafür stehen spezifische, zielgerichtete Förderpro-
gramme zur Verfügung, aber auch allgemeine Programme wie 
die oben bereits erwähnte Städtebauförderung durch Bund und 
Länder sowie Finanzmittel aus EU-Fonds und -programmen.59 

Diese Vielfalt an Finanzierungsoptionen darf gleichwohl nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass steigende Aufwendungen in na-
hezu allen kommunalen Ausgabenbereichen zu einem Engpass 
führen können, der die Handlungsfähigkeit von Kommunen 
dauerhaft stark beeinträchtigt.60 Angesichts des allgemeinen 
Fachkräftemangels bleiben außerdem vor allem die dringend er-
forderlichen personellen Ressourcen und das interne Wissensma-
nagement der Kommunalverwaltung beschränkt.61 Viele Projek-
te konnten in der Vergangenheit daher nur unter großem 
individuellen Einsatz von Mitarbeitenden auf den Weg gebracht 
werden. Hinzu kommt, dass die Belange kleinerer und mittelgro-
ßer Kommunen immer noch zu wenig berücksichtigt werden – 
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obwohl das gerade für eine integrierte regionale Raum- und Mo-
bilitätsplanung dringend erforderlich wäre. Dass bis heute 
überwiegend kleinräumige Projekte und Experimente gefördert 

62  |	 Vgl. Beckmann et al. 2023. 
63  |	 Vergleichbar mit Ballungsräumen und Stadtregionen beschreiben räumliche Agglomerationen eine Verdichtung von Unterneh-

men, Bevölkerung, Infrastrukturen und Interaktionsmöglichkeiten, vgl. Bentlage/Thierstein 2018.
64  |	 Vgl. Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) 2018. 

werden, erschwert die Skalierung integrierter Projekte in die Re-
gion und ist Ausdruck und Resultat einer stark fragmentierten 
Förderlandschaft.62

Beispiel Schweiz: Das Programm 
Agglomerationsverkehr

Mit dem Programm Agglomerationsverkehr (PAV) fördert 
die Schweizer Bundesregierung seit 2017 gezielt integ-
rierte Projekte zur Verkehrs- und Siedlungsentwicklung 
innerhalb von Agglomerationsräumen63, um den ver-
kehrsinduzierten Herausforderungen in Ballungsgebie-
ten gemeinschaftlich zu begegnen. 

Die Mittel der Förderung stammen aus dem Fond für Na-
tionalstraßen und umfassen jährlich 9 bis 12 Prozent des 
Budgetpostens.64 Die Finanzierung einzelner Projekte 
richtet sich nach der voraussichtlichen Wirkung und be-
trägt 30 bis 50  Prozent des jeweiligen finanziellen 
Projektbedarfs. 

Abbildung 19: Zuständigkeiten für Verkehrswege im Gemeindegebiet (Quelle: eigene Darstellung nach Bundesstiftung Baukultur 
2016)

Abbildung 19: Zuständigkeiten für Verkehrswege im Gemeindegebiet (Quelle: eigene Darstellung nach Bundesstiftung Baukultur 
2016)

Eisenbahn des Bundes
einschließlich Brücken

Radwege in
Ortsdurchfahrt

Ortsdurchfahrten im Zuge
von Bundes-, Landes-

und Kreisstraßen

Geh- und Radwege auf Brücken
und in Unter führungen  

bei Bundesstraßen

Bundesautobahnen
einschließlich Brücken

Bundesstraßen  
(mit Ortsdurchfahrt)

einschließlich Brücken

Ortsdurchfahrten 
im Zuge von Bundes-, 

 Landes- und Kreis-
straßen

Naturschutz-
gebiete

Landesstraßen
einschließlich Brücken

Baulastträger der Fahrbahn

Kreisstraßen ein-
schließlich Brücken

Gemeindestraßen (Ortsstraßen, 
Gemeindeverbindungsstraßen) ein-

schließlich Brücken

Gehwege und Parkplätze 
an Ortsdurchfahrten

Ortsdurchfahrten im Zuge von 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen

Sonstige Wege
(Wirtschaftswege)Gehwege an 

Ortsdurchfahrten

Bundeswasserstraßen

Gemeinde/Kreis/Region

Land/RegionBund

G
ou

ve
rn

an
ce



43

Governance als Schlüssel zur Umsetzung

3.3	 �Interne Prozesse in Verwaltung 
und Politik 

Die interne Organisation und Zusammenarbeit ist ein zentraler 
Hebel für eine erfolgreiche integrierte Stadtentwicklungs- und 
Mobilitätsplanung. Gleichwohl existiert kein allgemeingültiges 
Idealmodell, das vor Ort nachzubilden wäre. So gaben im Zuge 
der projektbegleitenden kommunalen Befragung knapp zwei 
Drittel der befragten Kommunalmitarbeitenden an, eher projekt-
bezogene Formen der Zusammenarbeit zu nutzen – ein Drittel 
berichtete zudem von bewährten Strukturen der ressortübergrei-
fenden Zusammenarbeit. Die tatsächlich passende Ausgestal-
tung der Planungsprozesse in den Kommunen hängt daher 
unter anderem von den institutionellen Gegebenheiten vor Ort, 
etwa von der Verwaltungsgröße, von den verfügbaren Ressour-
cen, von den etablierten Organisationsstrukturen und Zustän-

digkeiten, von den verschiedenen Interessen sowie vom spezifi-
schen lokalen Handlungsdruck ab. 

Wie in Abbildung 20 dargestellt, sind interne Einflussfaktoren 
im Kontext integrierter Stadtentwicklungs- und Mobilitätspla-
nung etwa die Strukturen, in denen Kommunalverwaltung und 
-politik organisiert sind, sowie die Schnittstellen zwischen einzel-
nen Aufgabenbereichen und deren Gestaltung. Wenn kommuna-
le Governance im Sinne eines integrierten Ansatzes ausgerichtet 
werden soll, ist vor allem die Transformation der bisherigen inter-
nen Prozesse ein entscheidender Faktor.
Im Sinne einer integrierten Stadtentwicklungs- und Mobilitäts-
planung können verwaltungsinterne Prozesse in horizontale, ver-
tikale, zeitliche und räumliche Zuschnitte gegliedert werden. Bei 
der Gestaltung von Strukturen und Schnittstellen sowie bei er-
forderlichen Transformationsprozessen sind diese unterschiedli-
chen Perspektiven und die entsprechenden Wechselwirkungen 
zu berücksichtigen.

Abbildung 20: Interne Einflussfaktoren: Strukturen, Schnittstellen und Transformationsmöglichkeiten (Quelle: eigene Darstellung 
nach Reiß-Schmidt 2022)

Abbildung 20: xxx
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Strukturen in Kommunalpolitik und Verwaltung 

Politik- und verwaltungsinterne Organisationsstrukturen lassen 
sich in mehrfacher Hinsicht differenzieren. So beschreiben hori-
zontale Strukturen die verschiedenen hierarchisch angeordne-
ten Organisationsebenen einer Kommune. Die konkreten Hand-
lungsspielräume der untergeordneten Ebenen werden dabei von 
höherrangigen Hierarchieebenen festgelegt. Vertikale Struktu-
ren hingegen bilden die thematisch-fachlich ausgerichtete Glie-
derung der Verwaltung nach Aufgaben in Ressorts und/oder 
Fachabteilungen ab, wie beispielsweise Stadtplanung, Bau, Wirt-
schaft oder Soziales. Eine weitere Differenzierung erfolgt häufig 
entlang von zeitlichen Abläufen: Verschiedene Phasen eines 
Stadt- oder Mobilitätsentwicklungsprojekts werden in unter-
schiedlichen Ressort oder Fachabteilungen bearbeitet. Räum-
lich orientierte Strukturen der Verwaltung beschreiben schließ-
lich die Organisation der verwaltungsinternen Planungsarbeit 
nach Gebietszuschnitt, etwa nach Aufteilung eines Stadtgebiets 
in einzelne Bezirke oder Stadtteile. Im Sinne der Subsidiarität lie-
gen die Aufgaben dabei in der Regel bei der kleinsten Verwal-
tungsebene, etwa der Bezirksverwaltung. 

Bei der Strukturierung kommunaler Planungsarbeit im Sinne 
eines aufgabengerechten integrierten Ansatzes gilt es nun, die 
richtige Balance zwischen Arbeits- beziehungsweise Zuständig-
keitsteilung und Integration zu finden. So führt ein Zusammen-
schluss zu vieler Aufgaben in einem einzelnen Ressort zu einer 
Steigerung des internen Abstimmungsbedarfs und damit zu 
einer Zunahme an horizontalen Ebenen sowie Effizienzverlusten. 
Sind planungsbezogene Aufgaben hingegen auf viele verschie-
dene Ressorts oder Abteilungen aufgeteilt, besteht das Risiko, 
dass nur jeweils die eigene Perspektive berücksichtigt wird, Wi-
dersprüche in der Planungspolitik entstehen und thematische, 
zeitliche oder räumliche Zusammenhänge zu wenig Beachtung 
finden. 

Neben den hier genannten Aspekten spielt zudem auch die lo-
kalpolitische Schwerpunktsetzung eine Rolle für die Verwal-
tungsorganisation der Stadtentwicklungs- und Mobilitätspla-
nung: Oftmals bestimmen parteipolitisch geprägte Agenden 
und individuelle Positionierungen der kommunalpolitischen Ent-
scheidungsträgerinnen und -träger den Zuschnitt der Ressorts. 
Die entsprechende Gliederung basiert dann nicht unbedingt auf 

65  |	 Vgl. Stadt Wien 2023.

sachlichen Notwendigkeiten und ist daher häufig kurzlebig, da 
vom wahlperiodisch begrenzten Mandat der Amtsträgerin oder 
des Amtsträgers abhängig.

Beispiel Wien: Stadt- und Mobilitätsplanung 
gemeinsam denken

Als europäisches Vorzeigebeispiel für einen gelungenen 
integrierten Geschäftsbereich gilt die österreichische 
Bundeshauptstadt Wien. Stadtplanung und Mobilität 
sind hier zusammen mit dem Themenbereich Innovation 
in einer sogenannten Geschäftsgruppe angesiedelt. Die-
se schafft den Rahmen für eine enge und kontinuierliche 
Zusammenarbeit zwischen den Verantwortlichen der ver-
schiedenen Schwerpunkte und ist somit wichtiges Ele-
ment integrierter Planungsprozesse. Inhaltlich stehen 
Themen wie Digitalisierung und Smart City, öffentliche 
Beleuchtung und architektonische Gestaltung, aber 
auch die Verkehrsplanung und Fragen der Transeuropäi-
schen Verkehrsnetze im Mittelpunkt.65

Schnittstellen in Kommunalpolitik und -verwaltung

Unabhängig von der vorhandenen Organisationsstruktur der 
kommunalen Verwaltung ist der Umgang mit Schnittstellen zwi-
schen den einzelnen Ressorts, Geschäftsbereichen und Fachab-
teilungen ein zentraler Aspekt integrierten Arbeitens. Dabei 
muss sichergestellt werden, dass unterschiedliche Perspektiven 
und Fachexpertisen in die Schnittstellenarbeit einbezogen wer-
den und der Informationsfluss zwischen den einzelnen Organisa-
tionseinheiten gelingt. Effizientes Schnittstellenmanagement 
ist komplex und hängt auch von der jeweiligen Organisations-
struktur ab. Wie in Abbildung 20 dargestellt, können zu diesem 
Zweck unterschiedliche Formen der Beteiligung, der Koopera-
tion und der Informationsweitergabe implementiert werden. 
Möglichkeiten dafür sind etwa formelle Beteiligungsregeln und 
Koordinierungsgremien, aber auch spezifische Formate der Pro-
jektorganisation über Strukturen hinweg oder unterstützende 
Tools wie der Digitale Zwilling und ein Building Information Ma-
nagement (BIM). Parallel dazu spielt auch die informelle Koope-
ration eine große Rolle. Diese wird stark durch die vor Ort han-
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delnden Personen und deren persönliches Verhältnis getragen 
und sollte zudem durch die Leitungsebene unterstützt werden. 
Dadurch können langwierige Abstimmungsprozesse abgekürzt 
werden, was vor allem für die Informationsweitergabe hilfreich 
ist. 

Ein besonderer Aspekt ist die Schnittstelle zwischen Politik und 
Verwaltung. Diese Akteure werden von außen nicht selten als 
Einheit – als „das Rathaus“ – wahrgenommen, handeln jedoch 
häufig nach unterschiedlichen Logiken. Politische Programmatik 
ist in der Regel an Wählerinteressen, Wahlerfolgen und damit 
Wahlperioden ausgerichtet, während städtebauliche oder ver-
kehrliche Maßnahmen im Idealfall langfristig und auf Kontinui-
tät hin ausgerichtet sind. Für eine gute Zusammenarbeit ist es 
umso wichtiger, den Austausch nicht nur auf die Vorbereitung 
von Entscheidungen zu konzentrieren, sondern eine kontinuierli-
che und frühzeitige Abstimmung zwischen Verwaltung und Poli-
tik zu gewährleisten. Dies gilt sowohl für den eigentlichen Pla-
nungsprozess als auch für die Umsetzung planungspolitischer 
Maßnahmen und ihre Wirkungskontrolle.

Beispiel Wuppertal: Informationsaustausch durch 
aktives Schnittstellenmanagement 

In den projektbegleitenden Fallstudien des Difu hat sich 
gezeigt, dass in einzelnen Städten wie beispielsweise in 
Wuppertal bereits aktiv Schnittstellenmanagement be-
trieben wird. Alle drei Monate wird hier eine Planungs-
konferenz durchgeführt, die dem Austausch über anste-
hende größere Projekte dient. Die Runden dauern drei 
bis vier Stunden und werden von den jeweiligen Sachbe-
arbeiterinnen und -bearbeitern aus den unterschiedli-
chen Arbeitsbereichen regelmäßig genutzt. 
Durch die regelmäßige Abstimmung und den Austausch 
aller Beteiligten soll eine frühzeitige Einbindung ver-
schiedener Perspektiven in den Planungsprozess gewähr-
leistet werden. Die Konferenz stellt ein formelles Koope-
rationsformat dar, das zur Sicherstellung des 
Informationsflusses eingesetzt wird. 

66  |	 Vgl. Holzapfel 2023.
67  |	 Vgl. Sander 2020. 

Gestaltung verwaltungsinterner Prozesse

Für die erfolgversprechende Umsetzung eines integrierten An-
satzes im Sinne der thematischen Integration, der Integration 
aller Akteure sowie der räumlichen Integration ist es erforder-
lich, die internen Verwaltungsprozesse auf dieses Ziel hin auszu-
richten. Im Einzelnen können zu diesem Zweck etwa vertikale 
oder horizontale Strukturen reduziert, Planung und Umsetzung 
in einer Hand konzentriert oder die Verwaltung angrenzender 
Räume in den Planungsprozess eingebunden werden. Auch die 
Organisation der Prozesse und Schnittstellen sollte auf dieses 
Ziel ausgerichtet werden.

Eine grundlegende Veränderung verwaltungsinterner Strukturen 
und Planungsprozesse ist jedoch mit Aufwand und Risiken ver-
bunden. Solche Umstrukturierungs- und Reorganisationsmaß-
nahmen stören und verändern Handlungsroutinen, sie betreffen 
in der Regel viele Mitarbeitende und bergen dadurch Konflikt-
potenzial, das für den jeweiligen Planungsprozess wiederum ein 
Hindernis sein kann. 

Dieses Konfliktpotenzial verstärkt sich, wenn in der Planungs-
praxis progressive oder transformative Entwicklungsziele zur Dis-
kussion stehen, etwa im Sinne wirtschaftlicher, technischer/
technologischer sowie klima-, umwelt- oder sozialpolitischer 
Konzepte. Insbesondere bei der Verkehrsplanung treten entspre-
chende Konflikte häufig offen zutage, wenn unterschiedliche, 
ressortspezifische Zielvorstellungen im Mobilitätssektor aufein-
andertreffen. Das kann etwa der Fall sein, wenn ein Mobilitäts-
verständnis von Nähe, Erreichbarkeit, kurzen Wegen und redu-
zierter Umweltbelastung auf Zielvorstellungen trifft, welche den 
motorisierten Individualverkehr als kurzfristige Lösung gegen-
über anderen Verkehrsträgern favorisieren. Argumente, die eine 
höhere Lebensqualität im städtischen Raum betonen, geraten 
in solchen Konfliktkonstellationen nach wie vor oft in die 
Defensive.66

Etablierte Kräfte in Politik und Verwaltung stehen einer substan-
ziellen Veränderung oft skeptisch bis ablehnend gegenüber. So 
entsteht nach außen hin der Eindruck, dass der Dialog mit ande-
ren Akteuren der Verwaltung oftmals nicht gesucht wird, Verän-
derungen nicht aktiv angegangen werden, innovative Ansätze 
nicht weiterverfolgt werden.67 Daher braucht es vor Ort nach wie 
vor ein hohes Maß an Einsatz, Mut, Verantwortungsbereitschaft 
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und Durchsetzungsvermögen aufseiten einzelner Personen. Es 
ist zweifellos eine Herausforderung, einen Wandel im Mindset 
der beteiligten Akteure in Politik und Verwaltung in Gang zu 
bringen, Offenheit gegenüber transformativen Ideen und experi-
mentellen Konzepten zu schaffen und den Willen für eine ko-
kreative Umsetzung dieser schrittweise zu erhöhen, im Sinne von 
„Ownership“ für den transformativen Wandel. Zentral ist dabei 
unter anderem die Frage, wie Politik und Verwaltung auf kom-
munaler Ebene einander besser verstehen und unterstützen 
können.68

Insgesamt ist bei der Umgestaltung interner Verwaltungsprozes-
se in Richtung des integrierten Ansatzes zu berücksichtigen, 
dass sich die jeweiligen lokalen Voraussetzungen von Stadt zu 
Stadt und von Region zu Region unterscheiden. Es gibt also kei-
nen Königsweg  – vielmehr müssen Rahmenbedingungen, Ak-
teurskonstellationen, Organisationsstrukturen und Planungsinst-
rumente vor Ort genau analysiert werden, um darauf aufbauend 
passgenaue Prozesse im Sinne einer integrierten Planung ver-
waltungsintern etablieren zu können. Gleichwohl – und so ha-
ben es auch die projektbegleitenden Feldstudien gezeigt – gibt 
es spezifische Werkzeuge, die bei der Implementierung eines in-
tegrierten Ansatzes unterstützen können. Ein abgestimmtes, in-
tegriertes Vorgehen trägt in jedem Fall dazu bei, ein vertrauens-
volles Entwicklungs- und Planungsumfeld zu schaffen, in dem 
Entscheidungen mit allen beteiligten Akteuren gemeinsam er-
arbeitet sowie transparent und nachvollziehbar getroffen wer-
den. Dies gilt für die eigentlichen Planungsprozesse auf kommu-
naler und regionaler Ebene genauso wie für die Umsetzung der 
entsprechenden Maßnahmen oder bei deren Evaluation. 

68  |	 Vgl. Agora Verkehrswende 2017. 
69  |	 Vgl. Landeshauptstadt München 2021a.

Beispiel München: Bündelung von Aufgaben in 
einem neuen Mobilitätsreferat

Um den vielfältigen und umfassenden Herausforderun-
gen im Bereich Mobilität zu begegnen, wurde in der bay-
erischen Landeshauptstadt München 2019 die Schaf-
fung eines Mobilitätsreferats beschlossen. Im Zuge 
dieser internen Umstrukturierung wurden verschiedene 
Aufgabengebiete, die bisher auf mehrere Referate ver-
teilt waren, im neuen Geschäftsbereich gebündelt. Dies 
betrifft etwa die Verkehrsplanung und -steuerung, die 
Betreuung von Verkehrsgesellschaften und Infrastruktur-
projekten sowie verkehrsrechtliche Anordnungen.
Ziel der Bündelung ist es, Parallelarbeit sowie Entschei-
dungskonflikte zu vermeiden und die strategische Ent-
wicklung der Mobilität in München in eine Hand zu le-
gen, um Projekte künftig zu beschleunigen. Da gewisse 
mobilitätsrelevante Aufgabenbereiche allerdings auch 
jetzt noch außerhalb des neuen Mobilitätsreferats lie-
gen – etwa die Stadtentwicklungsagenden im Planungs-
referat  –, sind Schnittstellenmanagement und Prozess-
entwicklung weiterhin notwendig.69G
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3.4	 �Kooperation mit externen 
Akteuren

Neben der internen Kooperation im Rahmen der kommunalen 
vorhandenen Organisationsstruktur ist auch die Kooperation 
von Politik und Verwaltung mit externen Akteuren von großer 
Bedeutung. Gemeint sind hiermit Interessenträger aus Zivil- und 
Stadtgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft. Deren Einbin-
dung kann in Form von Kommunikationsformaten, Partizipation 
oder Kokreation stattfinden. 

Allgemein kann in diesem Zusammenhang zwischen formellen 
und informellen Prozessen unterschieden werden. Formelle  
Kooperation hat klar definierte Abläufe und Zuständigkeiten. 
Beispiele hierfür sind etwa Beteiligungformate und Partizipa-
tionsprozesse im Sinne deliberativer Demokratie oder Begutach-
tungs- und Stellungnahmeverfahren. Informelle Kooperation 
manifestiert sich beispielsweise in persönlichen Beziehungen 
und ergänzt oftmals die Abläufe und Formate der formellen Zu-
sammenarbeit. Solche Austauschformate können einen entschei-
denden Beitrag zur Informationsweitergabe und Meinungsbil-
dung in der lokalen Akteurslandschaft leisten. Grundsätzlich 
lässt sich also sagen, dass effektive und effiziente integrierte Pla-
nungs- und Umsetzungsprozesse auf beide Formen der Koopera-
tion angewiesen sind. Daher gilt es, auf kommunaler Ebene eine 
neue Kultur der Zusammenarbeit zwischen Politik, Verwaltung 
und externen Akteuren zu entwickeln. 

Kommunikation 

Wie im zweiten Zwischenbericht des Projekts Integrierte Stadt-
entwicklung und Mobilitätsplanung70 ausgeführt, spielt das indi-
viduelle Verhalten eine große Rolle bei der Stadtentwicklungs- 
und Mobilitätsplanung. Eine Kommunikation, die bei 
Bürgerinnen und Bürgern, bei externen Interessenträgern und 
Akteuren auf Verständnis, Akzeptanz und Verhaltensänderung 
abzielt, ist daher ein wichtiges Element in integrierten Planungs-
prozessen. Kommunikation bedeutet für Politik und Verwaltung 
in diesem Zusammenhang vor allem, Zukunftsbilder zu skizzie-
ren, also Betroffene und Akteure über Ziele, Wirkungen und 
Notwendigkeit geplanter Entwicklungsmaßnahmen zu informie-
ren, aber auch, sie über einzelne Projektschritte und über Partizi-

70  |	 Vgl. Beckmann et al. 2022b.
71  |	 Vgl. GUD.Berlin 2023.
72  |	 Vgl. Smart Ways to Antwerp 2023. 

pationsmöglichkeiten in Kenntnis zu setzen. Langfristig gesehen 
ist eine gelungene Kommunikation also ein wichtiges Instru-
ment, um ein positives Bild von nachhaltiger Entwicklung zu eta-
blieren, und somit ein zentraler Faktor für den Aufbau einer 
nachhaltigen Mobilitätskultur in Deutschland. 

Im Interesse einer guten und erfolgreichen Kommunikation soll-
ten relevante Akteure daher durch Politik und Verwaltung vor 
Ort frühzeitig eingebunden und regelmäßig informiert werden. 
Die konkreten Botschaften sollten dabei auf die jeweils relevan-
te Zielgruppe abgestimmt werden. Themensetzung, Transparenz 
und die passende Wahl der Kommunikationsinstrumente sind 
weitere wichtige Elemente einer effektiven Kommunikationsstra-
tegie. Exemplarisch für eine gelungene Konzeptualisierung der 
Kommunikation zur nachhaltigen Stadtentwicklung ist die Kam-
pagne der Berliner Verkehrsbetriebe, die mit überraschenden, 
ungewöhnlichen oder humorvollen Botschaften gearbeitet hat 
und so ein positives und zeitgemäßes Image des öffentlichen 
Verkehrsangebots befördern konnte.71 

Kommunikation digitaler Verkehrslösungen –  
„Smart Ways to Antwerp“

Auf Initiative der belgischen Hafen- und Handelsmetro-
pole Antwerpen wurden mit Einführung der intermoda-
len Mobilitätsplattform „Smart Ways to Antwerp“  
verschiedene Kommunikationsformate zu digitalen Ver-
kehrslösungen erprobt. Involviert sind unterschiedliche 
Akteure, die gemeinsam mit der Stadt in öffentlich-priva-
ten Partnerschaften innovative mobilitätsbezogene An-
gebote wie Zahlungs- und Buchungsplattformen integ-
riert planen, umsetzen und bereitstellen.
Die Mobilitätsplattform bündelt die Informationen der 
beteiligten Mobilitätsanbieter und Partnerunternehmen 
und zeigt Nutzerinnen und Nutzern die schnellste Route, 
um sich in der Stadt zielgerichtet fortzubewegen. Neben 
verkehrsrelevanten Informationen, etwa zu Staus, Sper-
rungen oder Umleitungen, werden zudem streckenspezi-
fische Empfehlungen zur Verkehrsmittelwahl ausgespro-
chen. In das System integriert sind auch Informationen 
und Verkehrslösungen, die über die Stadtgrenze hinaus- 
reichen.72 
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Beteiligung 

Gelungene Beteiligungsprozesse zeichnen sich durch wechselsei-
tige Kommunikation verschiedener Akteure auf der Basis von 
Transparenz und einem klar definierten „Beteiligungsverspre-
chen“ aus. Sie haben zum Ziel, einen größeren Kreis an Akteuren 
an Planungs- und Umsetzungsprozessen zu beteiligen. Dabei 
geht es unter anderem um einen wechselseitigen Abgleich von 
Interessen. Üblicherweise sind an solchen Partizipationsprozes-
sen zuvorderst Personengruppen beteiligt, die von etwaigen Ent-
wicklungsplänen und -maßnahmen unmittelbar betroffen sind. 
Außerdem nehmen häufig Vertreterinnen und Vertreter aus Wirt-
schaft und Handel teil oder auch ganz allgemein interessierte 
Bürgerinnen und Bürger. Bei bestimmten Themen werden spezi-
fische Bevölkerungsgruppen außerdem in besonderem Maß be-
teiligt, etwa Jugendliche sowie ihre gesetzlichen Vertreterinnen 
und Vertreter. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn ein 
neues Radwegkonzept erarbeitet wird.73 

Solche Beteiligungsformate wurden in vielen Kommunen bereits 
erprobt – so zum Beispiel bei der Erstellung oder Fortschreibung 
von Sustainable Urban Mobility Plans (SUMPs), Verkehrsentwick-
lungsplänen oder Quartierskonzepten, aber auch bei kleinteili-
gen Umbaumaßnahmen.74 

Beteiligungsprozesse können eine große Herausforderung für 
alle Beteiligten darstellen, denn unterschiedliche Interessen, 
Handlungslogiken und Rahmenbedingungen bestimmen das 
Handeln der jeweiligen Akteure. Daher ist eine sorgfältige Aus-
wahl der Teilnehmenden Voraussetzung für erfolgreiche Partizi-
pation im Planungskontext. Auch eine gezielte Analyse der Ziel-
gruppe und dementsprechend angepasstes Vorgehen können 
von Vorteil sein.75 Doch der Aufwand lohnt sich zumeist: So ist 
wissenschaftlich erwiesen, dass der Raum für Diskussion und 
Debatte – sei es bei Planungs- oder bei Umsetzungsprozessen – 
tieferen Konflikten und politischen Widerständen vorbeugen 
kann.76 Klare Zuständigkeiten in der Planung und Durchführung 
sowie die Beachtung der erforderlichen prozessualen Abläufe 
sind von großer Bedeutung.

73  |	 Vgl. Stadt Kassel 2019.
74  |	 Vgl. Umweltbundesamt 2020.
75  |	 Vgl. Heinrich-Böll-Stiftung 2018. 
76  |	 Vgl. Cristea et al. 2021. 
77  |	 Vgl. Stadt Marburg 2023.	

Beispiel Marburg: Aktive Beteiligung der 
Bevölkerung

Zur Anpassung der Mobilität an die gegenwärtigen und 
künftigen Herausforderungen hat die Stadt Marburg in 
den vergangenen Jahren ein neues Verkehrs- und Mobili-
tätskonzept erarbeitet (MoVe  35) und darüber hinaus 
eine breit aufgestellte, begleitende Arbeitsgruppe mit 
Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, Bürgerschaft, 
Wirtschaft, Verwaltung, Initiativen und Verbänden ein-
gerichtet. Im Fokus dieser Gruppe steht die Verbesse-
rung der Erreichbarkeit von Marburg mit allen Verkehrs-
mitteln. Hierfür soll unter anderem der Umweltverbund 
als attraktive Alternative zum Pkw ausgebaut und ver-
bessert werden. 
Die Besetzung der Arbeitsgruppe erfolgte nach fachli-
chen Überlegungen und mit dem Ziel einer möglichst 
ausgewogenen interessenbasierten Zusammensetzung. 
Neben Bürgerinnen und Bürgern der Stadt sind Vertrete-
rinnen und Vertreter von Politik und regionalen Verbän-
den involviert. Eine öffentliche Beteiligung von Bürgerin-
nen und Bürgern fand zudem bereits zu verschiedenen 
Zeitpunkten der Konzepterarbeitungsphase in unter-
schiedlichen Formaten statt. So wurde sichergestellt, 
dass alle Interessierten sich in die Erarbeitung von 
MoVe 35 einbringen konnten.77

Kokreation

Über eine reine Kommunikation oder Beteiligungsprozesse hin-
aus geht die Idee der Kokreation. Gemeint ist damit, dass Ent-
wicklungskonzepte und -maßnahmen von einer größeren ge-
mischten Akteursgruppe konzipiert beziehungsweise umgesetzt 
werden. In einen solchen Prozess können etwa Anrainerinnen 
und Anrainer, aber auch Vereine oder privatwirtschaftliche Ak-
teure eingebunden werden.
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Strategische Allianzen bieten dabei die Möglichkeit, in Zusam-
menarbeit von öffentlicher Hand und externen Akteuren integ-
rierte Konzepte langfristig auszurichten, gemeinsame Ziele zu 
entwickeln und idealerweise einzelne Maßnahmen gemeinsam 
auf den Weg zu bringen. Ein solches Vorgehen ermöglicht Win-
win-Situationen und eine effektive und effiziente Koordination 
konkreter Projekte. 

Neben der Zusammenarbeit in solchen konkreten Projekten 
kann die Kooperation mit externen Akteuren aber auch in Netz-
werken für den Wissensaustausch wie dem beim Bundesminis-
terium für Digitales und Verkehr angesiedelten Nationalen 
Kompetenznetzwerk für nachhaltige Mobilität (NaKoMo), dem 
Deutschen Städtetag oder dem Deutschen Städte- und Gemein-
debund vorangetrieben werden: Viele Akteure, Kommunen und 
Regionen in Deutschland verwenden in ihrer Planungsarbeit be-
reits verschiedene Elemente einer integrierten Zusammenarbeit, 
haben vielversprechende Lösungsansätze für bestehende Her-
ausforderungen entwickelt oder aus früheren Fehlern gelernt, so-
dass sie ihre Erfahrungen teilen und den zunächst punktuellen 
Wissenszuwachs im Rahmen solcher Netzwerke auch in der Brei-
te verfügbar machen können.

Regionale Zusammenarbeit und Skalierung

Neben der Einbindung externer Akteure aus unterschiedlichen 
Bereichen der Gesellschaft ist immer häufiger auch eine poli-
tisch-administrative Abstimmung über lokale und regionale 
Grenzen hinweg entscheidend für eine erfolgreiche Stadtentwi-
cklungs- und Mobilitätsplanung  – interkommunale Koopera-
tion ist hierfür der Schlüssel. 

Verpflichtende Vorgaben zur regionalen Zusammenarbeit gibt es 
bis heute allerdings kaum.78 Häufig finden sich hierzulande je-
doch Formen projektbezogener Zusammenarbeit. Dabei gibt es 
meist ein konkret vereinbartes Ziel, auf das die beteiligten Kom-
munen aus pragmatischen Erwägungen gemeinsam hinarbei-
ten; zu einer dauerhaften und stärker institutionalisierten Form 
der Kooperation kommt es in solchen Fällen jedoch nicht. Ande-
re Möglichkeiten der regionalen Kooperation sind eine dauer-
hafte Bündelung spezifischer kommunaler Aufgaben vor Ort 

78  |	 Vgl. Horn 2022.
79  |	 Vgl. Zweckverband Regio-Nahverkehr Freiburg 2023. 
80  |	 Vgl. Stadt Freiburg 2023. 

oder die Abfederung von Ressourcenengpässen, etwa indem  
bestimmte Aufgaben in Personalunion übernommen werden. 
Profitieren können Kommunen von einer solchen regionalen  
Zusammenarbeit schließlich auch im Hinblick auf den 
Wissensaustausch. 

Beispiel Freiburg im Breisgau: Interkommunale 
Kooperation 

Die badische Stadt Freiburg im Breisgau ist über den 
Zweckverband Regio-Nahverkehr Freiburg (ZRF) und den 
Regionalverband Südlicher Oberrhein (RVSO) eng mit 
den umliegenden Kommunen verbunden. Über den ZRF 
besteht ein gemeinsamer Nahverkehrsplan für die Stadt 
Freiburg und die Landkreise Emmendingen und Breis-
gau-Hochschwarzwald. Darüber hinaus entwickelt die 
Stadt Freiburg gemeinsam mit dem Regio-Verkehrsver-
bund Freiburg (RVF) den ÖPNV für die Region weiter.79 
Der RVSO stellt als Aufgabenträger der Regionalent-
wicklung den Regionalplan für die Gebietskörperschaf-
ten des Stadtkreises Freiburg, der Landkreise Breisgau-
Hochschwarzwald und Emmendingen sowie des 
Ortenaukreises auf und schreibt ihn fort. In diesem Plan 
werden rechtsverbindliche Regelungen zur künftigen 
Entwicklung der Siedlung, der Infrastruktur sowie der 
landschaftlichen Freiräume der insgesamt 126 beteilig-
ten Gemeinden festgelegt. Darüber hinaus kooperiert 
die Stadt Freiburg im Rahmen der regionalen und grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit auch in anderen Gre-
mien und Projekten – beispielsweise mit der Stadt Basel 
(Schweiz) und der Stadt Mulhouse (Frankreich).80 Für 
eine detaillierte Analyse der regionalen Kooperationen 
in der Stadtregion Freiburg siehe Kapitel 4.2.

Ist die Implementierung eines integrierten Ansatzes in der Pla-
nungspolitik auf Ebene der Gesamtstadt bereits erfolgreich ge-
wesen, können die hier gewonnenen Erfahrungen genutzt wer-
den, um auch auf regionaler Ebene Raum und Mobilität stärker 
zu integrieren. Mithilfe einer solchen Skalierung integrierter  
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Planungspolitik können die beteiligten Städte zum einen die 
dringend erforderliche Transformation vorantreiben, zum ande-
ren finanzielle Herausforderungen gemeinsam tragen. Eine Ska-
lierung auf regionaler Ebene ist jedoch nicht nur mit Vorteilen 
verbunden, sondern bedeutet auch zusätzlichen personellen so-
wie finanziellen Aufwand. 

So verändern sich mit der Übertragung des integrativen Pla-
nungsprinzips auf die regionale Ebene der Raum, in dem Bürge-
rinnen und Bürger unterwegs sind und der nun gemeinsam zu 
gestalten ist, sowie die damit verbundene Art der Fortbewe-
gung. Denn im regionalen Maßstab sind die Wegstrecken meist 
länger, die Siedlungsgebiete zudem fragmentierter. 

Neben den sich verändernden räumlichen Dimensionen stellt 
außerdem auch die veränderte Akteurslandschaft eine Heraus-
forderung für die Skalierung dar. So gibt es auf der regionalen 
Ebene erfahrungsgemäß weniger institutionalisierte Zusammen-
arbeit, während Zahl und Art der beteiligten Akteure stark vari-
iert. Dabei spielen vor allem die unterschiedlichen Interessen der 
Kommunen in der Region eine wichtige Rolle für die gemeinsa-
me Planungspolitik. Viele Kommunen verfolgen im Hinblick auf 
die Mobilitäts- und Raumentwicklung eigene Ziele, wodurch es 
zwischen städtischem Regionalzentrum und umliegenden Ge-
meinden durchaus zu Konkurrenzen und Konflikten kommen 
kann. Eine gelungene regionale Kooperation benötigt daher Ge-
duld, Gemeinsinn, Kompromissbereitschaft und nicht zuletzt die 
breite Unterstützung lokaler und regionaler Akteure. 

Beispiel Barcelona: Skalierung integrierter Planung 
im öffentlichen Nahverkehr 

Wie eine erfolgreiche Skalierung des integrierten Ansat-
zes von der Ebene der Gesamtstadt in die umliegende 
Region hinein aussehen kann, lässt sich am Beispiel der 
katalanischen Stadt Barcelona erkennen: Die Metropol-
region Barcelona (AMB) verbindet eine Vielzahl unter-
schiedlicher kommunaler Akteure in einem komplexen 
Multi-Governance-Modell und fungiert dabei als institu-
tionalisierte Organisationseinheit. Während vergleichba-
re spanische Städte und Regionen lange Zeit kaum Fort-
schritte bei der übergemeindlichen Planung erzielen 
konnten, wurde mit der Verabschiedung des territorialen 
Stadtentwicklungsplans der Metropolregion Barcelona, 
dem Pla territorial metropolità de Barcelona (PTMB) im 
Jahr 2010 ein wichtiger Anker für eine integrierte Regio-
nalplanung und -verwaltung gesetzt. Auf dieser Grund-
lage konnten im Laufe der Zeit zahlreiche Kommunen 
für die Gestaltung eines gemeinsamen öffentlichen Nah-
verkehrs unter der Führung des interadministrativen 
Konsortiums Autoritat del Transport Metropolità (ATM) 
gewonnen werden. Heute umfasst das Verkehrssystem 
der Region 201 Kommunen mit mehr als 5,2 Millionen 
Einwohnerinnen und Einwohnern und zeichnet sich be-
sonders durch ein einheitliches Tarif- und Ticketsystem 
aus. 
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3.5	 �Instrumente zur Umsetzung des 
integrierten Ansatzes

Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung werden maßgeblich 
durch die verfügbaren Instrumente geprägt. Im Rahmen eines 
integrierten Ansatzes gilt es diese Instrumente adäquat auszu-
wählen und gut aufeinander abzustimmen. 

Um administrativ-politisch langfristig angelegte Ziele zu ver
ankern, stehen unterschiedliche Instrumente zur Verfügung. Ge-
eignete Instrumente der kommunalen Stadtentwicklung und 
Mobilitätsplanung sind Leitbilder, Konzepte und Planungsdo-
kumente. Darin legen Kommunalverwaltung und -politik die 
Grundlagen der Entwicklung fest, definieren Entwicklungsräu-
me, setzen Rahmenbedingungen und beschreiben konkrete bau-
liche oder betriebliche Maßnahmen. Die einzelnen Dokumentty-
pen unterscheiden sich in formeller Hinsicht und mit Blick auf 
ihre Bindungswirkung, außerdem variieren sie in Ausrichtung, 
inhaltlicher wie räumlicher Detailtiefe und hinsichtlich des zeit-
lichen Horizonts. Abbildung 21 zeigt exemplarisch einige dieser 
Planungsinstrumente. Der Kommunale Leitfaden81, der ebenfalls 
im Rahmen des Projekts Integrierte Stadtentwicklung und Mobi-
litätsplanung entstanden ist, führt zudem ausgewählte Planwer-
ke und Konzepte auf, mit deren Hilfe strategische Grundsätze 
formuliert werden können, die der Stadt- und Mobilitätsentwick-
lung eine Richtung geben und bis in die formellen Planungen 
hineinwirken. 

Instrumente auf regionaler Ebene

Regionalpläne
Regionale Instrumente betrachten die gesamte Region als 
Handlungsraum. Grundlage bilden Abstimmung und Koopera-
tion der betroffenen Kommunen. Sie legen wie kommunale Inst-
rumente auch allgemeine Leitlinien der Raumentwicklung fest 
und umfassen Konzepte zur Stadtentwicklung, zur Mobilitätspla-
nung oder zur integrierten Planung. Regionalpläne unterschei-
den sich dabei hinsichtlich des Maßstabs, der Regelungstiefe 
und -dichte sowie in Bezug auf Verbindlichkeit und Verantwort-
lichkeiten zwischen den einzelnen Bundesländern deutlich. Sie 
bilden die Basis für die kommunalen Bauleitpläne, die dann ver-
pflichtend an die Ziele der Raumordnung und den Regionalplan 
anzupassen sind.

81  |	 Vgl. Beckmann et al. 2024. 

Instrumente auf Ebene der Gesamtstadt

Leitbild
Leit- oder Zukunftsbilder schreiben allgemeine Entwicklungszie-
le und Prioritäten fest – beispielsweise zu Umwelt- und Klima-
schutz, sozialer Nachhaltigkeit oder wirtschaftlicher Entwick-
lung. Sie haben in der Regel einen eher informellen Charakter 
und sind auf einen Zeithorizont von 10 bis 20 Jahren hin ange-
legt. Wird das Leitbild konsequent verfolgt, bauen alle weiteren 
Planungsdokumente und Konzepte auf dem Leitbild auf und die-
nen der Erreichung der übergeordneten Ziele.

Fachspezifisches Konzept
Diese Instrumente widmen sich der Planung in den unterschied-
lichsten Fachrichtungen. Hierzu zählen etwa Regelungen zur 
Stellplatzsatzung, Innenstadt-, Einzelhandels- oder Hochhaus-
konzepte und Konzepte zur Verbesserung der Umwelt. Ein Bei-
spiel sind sogenannte Green-City-Masterpläne; sie zielen auf die 
Verbesserung der Luftqualität ab.

Flächennutzungsplan (FNP)
Hauptinstrument der städtebaulich-räumlichen Planung ist der 
für das gesamte Stadtgebiet verpflichtend zu erstellende FNP. Er 
legt die Grundzüge der städtebaulichen Entwicklung fest und 
regelt die Aufteilung in Freiräume und Siedlungsflächen, die 
Lage wesentlicher verkehrlicher Infrastrukturelemente sowie die 
Standorte öffentlicher Einrichtungen. Die Landschaftsplanung 
ist meist in den Flächennutzungsplan integriert und regelt Be-
lange der Freiraumentwicklung, der Klimaanpassung sowie des 
Landschafts- und Naturschutzes.

Integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK)
Ein INSEK legt strategische und fachliche Leitlinien für alle 
Handlungsfelder fest. Es kann Leitprojekte ressortübergreifend 
darstellen und räumlich konkretisieren. Ein INSEK gibt damit 
einen langfristigen Orientierungsrahmen für Kommunalpolitik 
und verwaltung vor und wird in der Regel vom Stadtrat 
beschlossen.

Verkehrsentwicklungsplan (VEP) und Sustainable Urban 
Mobility Plan (SUMP)
VEP und SUMPs sind übergeordnete Instrumente kommunaler 
Mobilitätsplanung. Sie legen die strategischen Leitplanken der 
Verkehrsplanung fest und beschreiben übergeordnete Ziele, 
etwa eine Stadt der kurzen Wege, Verkehrsminderung, eine  

G
ou

ve
rn

an
ce



52

G
ou

ve
rn

an
ce

Abbildung 21: Instrumente der kommunalen Stadtentwicklung und Mobilitätsplanung (Quelle: OpenStreetMap, eigene Darstel-
lung nach: Regionaler Planungsverband München 2019, Landeshauptstadt München 2020, Landeshauptstadt München 2021b, 
Landeshauptstadt München 2019, Landeshauptstadt München 2021c, Geoportal München 2023, Landeshauptstadt München 
2021d, Landeshauptstadt München 2022, Landeshauptstadt München 2009, Münchner Verkehrsgesellschaft 2023)
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Priorisierung des gesamten Umweltverbunds oder die Förderung 
des Fuß- und Radverkehrs. Auf der Basis von Verkehrsmodellie-
rung und Umweltwirkungsanalysen werden beispielsweise Ziel-
größen des Modal Split festgelegt. Zudem beschreiben VEP und 
SUMPs die dafür erforderliche Infrastruktur und formulieren ziel-
führende Strategien des Mobilitätsmanagements. 

SUMPs gehen auf eine Initiative der Europäischen Kommission 
zur urbanen Mobilität aus dem Jahr 2013 zurück. Sie sind in wei-
ten Teilen mit den deutschen VEP vergleichbar. Mithilfe dieser 
Planungsinstrumente soll ein Ausgleich unterschiedlicher Ziele 
erreicht werden, die zum Teil in Konkurrenz zueinanderstehen. 
So sollen sie zum einen qualitativ hochwertige Lebens- und Mo-
bilitätsverhältnisse sicherstellen und zum anderen Lärm-, Luft-
schadstoff-, und Verkehrsbelastungen reduzieren. Entsprechende 
Planungsprozesse können daher sehr herausfordernd sein. In 
den Entwicklungsprozess sollen alle relevanten Interessengrup-
pen sowie die Öffentlichkeit miteinbezogen werden. 

Ergänzt werden VEP und SUMP durch den formellen Nahver-
kehrsplan. Dieser wird meist in Kooperation mit den lokalen Ver-
kehrsbetrieben erarbeitet. Er legt Qualitätsstandards für die Ver-
sorgung durch den öffentlichen Nahverkehr fest und beschreibt 
Infrastrukturvorhaben.

Instrumente auf Quartiers-/Stadteilebene

Bebauungsplan
Bebauungspläne gelten für klar begrenzte Teilräume in der 
Stadt, etwa einen Baublock oder ein größeres Quartier. Sie re-
geln vor allem die Einteilung eines Gebiets in öffentliche oder 
private Verkehrs-, Grün- und Bauflächen nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung. Jedoch gibt es oft beträchtliche Teile eines 
zusammenhängend bebauten Siedlungsbereichs, die nicht durch 
einen Bebauungsplan abgedeckt sind. Hier gilt die planersetzen-
de Regelung im Innenbereich, nach der ein Bauvorhaben zuläs-
sig ist, sofern es sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein-
fügt und dessen Erschließung gesichert ist.

Handlungsraum-/Strukturkonzept
In Handlungsraumkonzepten und Strukturkonzepten werden 
Ziele, Maßnahmenvorschläge sowie Umsetzungsstrategien für 

82  |	 Vgl. Borgato et al. 2021.

die weitere Gebietsentwicklung formuliert. Dabei werden auch 
Maßnahmenvorschläge der örtlichen Akteure (Anwohnerinnen 
und Anwohner, lokale Unternehmen etc.) einbezogen.

Stadtteilverkehrskonzept/Quartiersmobilitätskonzept
Stadtteilverkehrskonzepte beziehungsweise Quartiersmobilitäts-
konzepte koordinieren die Verkehrserschließung von Stadtteilen 
und Quartieren. Anlass für die Erstellung solcher Konzepte kön-
nen spezielle verkehrliche Probleme oder die Aufstellung eines 
übergeordneten Stadtteil-/Quartierentwicklungskonzepts sein. 
Dabei werden alle vor Ort verfügbaren Verkehrsmittel behan-
delt. Oftmals konkretisieren die Konzepte zudem die übergeord-
neten verkehrlichen Planungen eines Verkehrsentwicklungsplans 
oder eines Mobilitätskonzepts. 

Gestaltungsmöglichkeiten und Zusammenstellung 
von Policy-Mix-Strategien

Entscheidend für die erfolgreiche Verwendung von Planwerken 
und Konzepten zur Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung 
ist es, dass dort sowohl Langfrist- als auch Kurzfristziele veran-
kert werden: Es braucht eine klare Vision für einen Zeitraum von 
20 bis 30 Jahren genauso wie schneller umzusetzende Entwick-
lungsmaßnahmen. Dabei ist besonders wichtig, dass es nicht zu 
unerwünschten Überlagerungen durch kurzfristig entstehende 
Interessenlagen kommt. Kontinuität in der politischen Zielset-
zung – also beispielsweise über Wahlperioden hinweg – und Fle-
xibilität, um bedarfsorientiert nachsteuern zu können, sind not-
wendige Voraussetzungen für resiliente Planungswerke. Wie 
eine solche Langfriststrategie aussehen könnte, die auch kurz-
fristige Entwicklungen berücksichtigt, haben Stefano Borgato, 
Francesca Fermi, Francesco Chirico, Simone Bosetti82 gezeigt.

Ausgangspunkte für die Ausarbeitung einer zeitgemäßen Pla-
nungsstrategie sind eine Status-quo-Betrachtung des kommuna-
len/regionalen Mobilitätssystems und die langfristige Zielset-
zung, eine klimaneutrale Mobilität zu erreichen. Damit dies 
gelingt, gilt es einen Policy Mix – bestehend aus lang- bis mittel-
fristigen Strategien sowie kurzfristigeren Entwicklungsmaßnah-
men – zu implementieren, wobei letztere auf ersteren aufbauen. 
So muss etwa eine Strategie zur Reduktion des MIV um zehn Pro-
zent durch konkrete Maßnahmen wie die Förderung nachhalti-
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ger Mobilitätsformen oder eine Einschränkung von Parkmöglich-
keiten für Pkw im öffentlichen Raum auch Schritt für Schritt 
umgesetzt werden. Bereits bei der Implementierung des Policy 
Mix ist darauf zu achten, dass die Durchführung der einzelnen 
Entwicklungsmaßnahmen überwacht und ihre Wirkung anschlie-
ßend evaluiert wird. 

Beispiel Malmö: Umsetzung langfristiger Strategien

Um dem zu dieser Zeit spürbaren wirtschaftlichen Ab-
schwung der schwedischen Metropole Malmö zu begeg-
nen, wurden zu Beginn der 1990er Jahre klare politi-
sche Entwicklungsziele für die Stadt formuliert. Die 
definierten Maßnahmen konzentrieren sich auf Investi-
tionen in kulturelle Angebote sowie eine nachhaltige 
Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung. Die Vision 
von Malmö für eine nachhaltige Entwicklung der Stadt 
orientiert sich bis heute an den Zielen der Agenda 2030 
und der New Urban Agenda der Vereinten Nationen 
und ist im sogenannten Malmö Comprehensive Plan 
festgeschrieben. 
Im Jahr 2020 wurde zusätzlich eine umfassende Über-
arbeitung des Haushaltsprozesses und des Zielmanage-
ments der Stadt durchgeführt, um die Umsetzung der 
langfristigen, strategischen Ziele der Stadtentwicklung 
weiter zu unterstützen. Durch diese Maßnahmen ist Mal-
mö heute Vorreiter im Bereich integrierter Planung und 
zeigt, wie mit einer langfristig angelegten Zielsetzung 
Stadtentwicklung erfolgreich und nachhaltig gestaltet 
werden kann.83

83  |	 Vgl. Malmö 2023. 

Evaluation von Maßnahmen integrierter Raum- und 
Mobilitätsplanung

Für die Erreichung langfristiger Ziele bei der integrierten Raum- 
und Mobilitätsplanung müssen Wirkungen von Maßnahmen in 
regelmäßigen Abständen evaluiert werden. Veränderte politisch-
gesellschaftliche Zielvorstellungen wie die von der Europäischen 
Union angestrebte Klimaneutralität oder die Bewältigung von 
Krisen wie Covid-19-Pandemie und Ukrainekrieg stellen neue 
Anforderungen an die Planungspraxis und erfordern eine regel-
mäßige Überprüfung, Neubewertung und Anpassung strategi-
scher Langfristziele. 

Unter Evaluation wird im Allgemeinen die  – kontinuierliche  – 
Überprüfung von zuvor in Planwerken festgelegten Zielwerten 
verstanden. Gegenstand von Evaluationen können einzelne Pla-
nungsprozesse oder -produkte (wie Konzepte oder Planwerke) 
sein, aber auch beispielsweise spezifische Abläufe in der Verwal-
tung. Für eine erfolgreiche Evaluation bedarf es der Festlegung 
von Zwischenzielen, die für einen Abgleich mit dem aktuellen 
Status herangezogen werden können. 

Darüber hinaus basiert ein laufendes Monitoring immer auch auf 
messbaren Kriterien, die Rückschlüsse auf die Entwicklung einer 
getroffenen Maßnahme geben können. Solche Kriterien können 
etwa lokale Daten zur individuellen Mobilität (beispielsweise zur 
Verkehrsmittelwahl) oder statistische Informationen zur Wohnbe-
völkerung und wirtschaftlichen Entwicklung sein. Gerade für die 
kleinräumige Analyse von Zusammenhängen innerhalb einer be-
stimmten Stadtregion ist eine ausreichende Dichte und Qualität 
von georeferenzierten Daten entscheidend. Beispiele für entspre-
chende Datenerhebungen sind die Studienreihe Mobilität in 
Deutschland (MiD), das Deutsche Mobilitätspanel (MOP) oder 
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Governance als Schlüssel zur Umsetzung

die Zeitreihenstudie Mobilität in Städten (SrV). Neben Datensät-
zen aus kommunalen Quellen und von örtlichen Mobilitätsanbie-
tern können auch regelmäßige lokale Befragungen eine wichtige 
Informationsquelle für das Monitoring sein. Auf Basis eines ent-
sprechenden Abgleichs können Leitbilder, Konzepte und Pläne 
weiterentwickelt werden. Dazu sollte die Expertise für datenge-
stützte Analysen auf kommunaler wie regionaler Ebene systema-
tisch etabliert werden. Die digitale Vernetzung unterschiedlicher 
Datenquellen, wie sie beispielsweise durch Initiativen wie den 
Mobility Data Space84 vorangetrieben wird, und der Aufbau von 
sogenannten digitalen „Stadtzwillingen“ wie auch der Einsatz di-

84  |	 Vgl. Mobility Data Space 2021.

gitaler Tools unterstützen die Kommunalpolitik und -verwaltung 
bei der evidenzbasierten Entwicklung und Umsetzung von Stadt-, 
Regional- und Mobilitätsentwicklungsmaßnahmen. Sie bieten 
wirtschaftliches Potenzial und können zudem die kommunale 
und regionale Betriebsplanung erleichtern. 

Ein Beispiel für ein Planwerk mit starker Betonung der Evalua-
tion ist der Sustainable Urban Mobility Plan (SUMP): Der SUMP-
Prozess wird als Kreislauf verstanden und hat als Ziel, Erfolge 
und Misserfolge zu erkennen, um daraus Erkenntnisse für den 
nächsten Planungsprozess zu gewinnen.
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Abbildung 22: Policy-Mix-Strategien (Quelle: eigene Darstellung nach Borgato et al. 2021)
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Beispiel Berlin: Fortschritt messen und evaluieren

Im Dezember 2021 trat der Berliner Radverkehrsplan als 
Rechtsverordnung in Kraft. In diesem Dokument werden 
konkrete Ziele, Handlungsschwerpunkte und Maßnah-
men zur Stärkung des Radverkehrs definiert. Um die Um-
setzung des Plans und die aktuelle Entwicklung der 
Maßnahmen im Blick zu behalten, veröffentlicht die 
Stadt Berlin jährlich den Radfortschrittsbericht, in dem 
die wesentlichen Entwicklungen und Trends im Radver-
kehr, Maßnahmenstände und Informationen über die 
eingesetzten finanziellen Mittel dargestellt werden, dar-
unter zum Beispiel das Radverkehrs- und Unfallaufkom-
men, die Fahrradinfrastruktur oder kommunikative Maß-
nahmen im Bereich Information und Service. Inhaltlich 
orientiert sich der Bericht am Radverkehrsplan, sodass 
die bereits identifizierten Handlungsfelder bestmöglich 
beobachtet und Maßnahmen entsprechend evaluiert 
werden können.85

Experimentelle Ansätze in der Stadtentwicklung und 
Mobilitätsplanung

Experimentelle Ansätze und Prozesse bieten die Möglichkeit, 
Stadtentwicklung und Mobilitätsplanung dynamisch zu gestal-
ten. Sie sind in den vergangenen Jahren zu einem wichtigen 
Format für Kommunen geworden, um pragmatische Antworten 
auf die aktuellen Herausforderungen zu entwickeln und neue 
Trends in der nachhaltigen Stadtgestaltung zu etablieren. Den 
Kommunen bietet das bestehende Recht verschiedene rechtli-
che Gestaltungsräume, beispielsweise auf Basis der sogenann-
ten Experimentierklauseln,86 die sich unter anderem im Perso-
nenbeförderungsgesetz87 oder in der Straßenverkehrsordnung 
finden.88

85  |	 Vgl. Berlin 2022.
86  |	 Vgl. Begleitforschung Nachhaltige Mobilität 2023.
87  |	 Vgl. § 2 Abs. 7 PBefG.
88  |	 Vgl. § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 6 StVO.
89  |	 Vgl. Hamburger Hochbahn 2022. 
90  |	 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 2019. 

Diese Regelungen ermöglichen es im Einzelfall und für einen be-
grenzten Zeitraum, von Vorschriften abzuweichen, um bestimm-
te Projekte zu erproben und deren Wirkungen zu evaluieren. Bei-
spiele für die Anwendung von Experimentierklauseln sind etwa 
die kurzfristige Umwidmung von Fahrspuren des Pkw-Verkehrs in 
Radwege und Busspuren oder die temporäre Umwidmung von 
Parkplätzen in Außengastronomie. Während der Covid-19-Pande-
mie gab es einige solcher Initiativen in Städten. Die jüngste Ver-
gangenheit hat gezeigt: Taktischer Urbanismus, der ebensolche 
kostengünstigen, temporären und häufig auch disruptiven Ein-
griffe in den urbanen Raum bezeichnet, funktioniert als Instru-
ment für die Um- beziehungsweise Neugestaltung des öffentli-
chen Raums. Mit geringem Mitteleinsatz werden Räume durch 
einen gemeinschaftlich gesteuerten Ansatz in lebenswerte Orte 
mit hoher Aufenthalts- und Verweilqualität verwandelt. Das 
schafft in Öffentlichkeit und Akteurslandschaft ein Bewusstsein 
für die unterschiedlichen Nutzungsfunktionen im und Ansprü-
che an den öffentlichen Raum.

Auch Reallabore bieten die Möglichkeit, neue Formen der Stadt-
entwicklung und Mobilitätsplanung experimentell zu erpro-
ben.89 Dabei liegt der Fokus vor allem darauf, innovative Techno-
logien oder Geschäftsmodelle zeitlich und räumlich begrenzt zu 
erproben. So können etwa das automatisierte und vernetzte Fah-
ren oder der Einsatz autonomer Shuttles über den allgemeingül-
tigen Rechtsrahmen hinaus getestet werden. Auf Basis solcher 
Erfahrungen können dann anschließend auch evidenzbasierte 
Empfehlungen für künftige rechtliche Regelungen formuliert 
werden.90 Projekte für Experimentierräume sind per Definition 
zeitlich beschränkt. Daher braucht es Lösungsansätze, wie er-
folgreiche Konzepte mittel- bis langfristig verstetigt und auch in 
die Region hinein skaliert werden können.
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In allen im Rahmen des Projekts untersuchten EU-Städten spiel-
te in Bezug auf die Mobilitätstransformation die Nutzung expe-
rimenteller Formate eine entscheidende Rolle. Die Erprobung 
von digitalen Lösungen kam dort beispielsweise genauso zum 
Zug wie die räumliche Umgestaltung von Quartieren oder die 
Verfolgung experimenteller verkehrspolitischer Ansätze (Einrich-
tung einer Umweltzone, Bepreisung). Erprobte Entwicklungs-
maßnahmen wurden dabei nicht nur auf ihren Erfolg, sondern 
teils auch auf ihr regionales Skalierungspotenzial hin unter-
sucht. Solche Ansätze und Experimentierräume sind zentrale Ins-

91  |	 Vgl. Horn 2022. 

trumente für Kommunen und Regionen, um Raum-, Struktur- und 
Prozessinnovationen auf einfache Art und Weise auf ihre Taug-
lichkeit hin zu prüfen – auch im internationalen Wettbewerb zu-
gunsten einer nachhaltigen und lebenswerten Stadtgestaltung. 
Auch für alle experimentellen Ansätze gilt: Sie müssen gut und 
transparent kommuniziert werden und bei Bedarf auch Beteili-
gungselemente enthalten, um eine ausreichende Akzeptanz so-
wohl für die Durchführung als auch für eine eventuelle spätere 
Verstetigung zu erreichen.91
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4	 �Integrierte Planung 
in der kommunalen 
und regionalen Praxis

Nachdem im vorausgehenden Kapitel 3 die theoretischen Grund-
lagen integrierter Governance erläutert wurden, richtet dieses Ka-
pitel den Blick auf die praktische Umsetzung vor Ort. Ziel ist es, 
herauszuarbeiten, inwieweit der integrierte Ansatz in den Berei-
chen Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung bereits Einzug in 
die Arbeitsprozesse in Kommunen und Regionen hierzulande 
gefunden hat und ob es dabei gelingt, die drei Handlungsprinzi-
pien integrierter Planung – räumliche Integration, thematische/
sektorale Integration und Integration aller Akteure – im Sinne der 
Gestaltung lebenswerter Städte und Stadtregionen umzusetzen. 
Zu diesem Zweck wurden in Kooperation mit dem Deutschen Ins-
titut für Urbanistik (Difu) im Jahr 2022 eine nichtrepräsentative 
Onlinebefragung sowie vertiefende Interviews mit kommunalen 
Planungspraktikerinnen und -praktikern durchgeführt. Die spezi-
fische Sphäre der regionalen Kooperation wurde zudem für zwei 
Beispielregionen – die Städteregion Aachen und die Region Frei-
burg – genauer untersucht. Eine Analyse integrierter Planungs-
praxis in vier europäischen Vorreiterkommunen (Antwerpen, Bar-
celona, Malmö und Paris) rundet das Kapitel schließlich ab. 

4.1	 �Stand der Umsetzung des 
integrierten Ansatzes in 
Kommunen

Im Rahmen der projektbegleitend durchgeführten Onlinebefra-
gung und der vertiefenden Interviews wurden Erfahrungswerte 
zum integrierten Arbeiten, darunter auch Zielsetzungen, Hürden 
und Hemmnisse, abgefragt. Dabei hat sich in erster Linie ge-
zeigt, dass in den deutschen Kommunen noch kein einheitliches 
Verständnis eines integrierten Ansatzes existiert. Zudem wurde 
in den vertiefenden Interviews wiederholt über fehlendes Be-
wusstsein für die Notwendigkeit integrierter Zusammenarbeit in 
Politik und Verwaltung berichtet. Die Mehrheit der befragten 
Kommunalvertreterinnen und -vertreter gab in der Onlineumfra-
ge allerdings an, bereits Erfahrungen in der Zusammenarbeit 
von Stadtentwicklung und Mobilitätsplanung zu haben. 

Zielsetzungen und Maßnahmen

Häufig genannte Ziele einer gemeinsam konzipierten Raum- und 
Verkehrsentwicklung waren eine bessere Zugänglichkeit und 
Barrierefreiheit von öffentlichen Räumen, eine höhere Lebens-
qualität, eine gesteigerte Attraktivität der Stadt, ein größerer 
Beitrag zum Klimaschutz, Maßnahmen der Klimaanpassung so-
wie eine Reduktion des Verkehrsaufkommens. Dies lässt darauf 
schließen, dass die Mehrwerte einer integrierten Planungspraxis 
auf lokaler Ebene bekannt sind. In fast allen teilnehmenden 
Kommunen wurden dementsprechend bereits Maßnahmen zur 
Steigerung von Straßenraum- und Quartiersqualität umgesetzt, 
beispielsweise Fußgängerzonen, Fahrradstraßen oder verkehrs-
beruhigte Bereiche eingerichtet. Aber auch temporäre Maßnah-
men, experimentelle Ansätze wie Verkehrsversuche oder regula-
torische Akte wie die Parkraumbewirtschaftung gehören schon 
heute zum Repertoire kommunaler Raum- und Mobilitätspla-
nung. Als besonders erfolgreich haben sich offenbar Maßnah-
men im Bereich des Ortsrechts erwiesen: Besonders Stellplatz
satzungen oder Gestaltungssatzungen wurden in diesem 
Zusammenhang als produktive Instrumente zur Verbesserung 
der Stadtraumqualität genannt. 

Erfahrungen mit dem integrierten Ansatz

Bei der Abfrage von Erfahrungen in der Zusammenarbeit von 
Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung wurde mehrheitlich 
bestätigt, dass beide Fachgebiete in der jeweiligen Kommune 
systematisch zusammenarbeiten würden. In besonderem Maße 
betrifft das den Aussagen zufolge die Erstellung von Verkehrs-
entwicklungsplänen (VEP) oder Sustainable Urban Mobility 
Plans (SUMPs) und Integrierten Stadtentwicklungskonzepten 
(INSEK). Dass letztere in vielen der hier repräsentierten Kommu-
nen zum Einsatz kommen, ist unter anderem wohl auch darauf 
zurückzuführen, dass INSEK eine wichtige Voraussetzung für die 
Gewährung von Städtebauförderung sind und somit die Finan-
zierung und Umsetzung einzelner Maßnahmen ermöglichen. 

Solche formelle und informelle Planungsinstrumente sind also 
wichtige Ansätze, um integriertes Arbeiten in Kommunen zu 
verankern. Ämter- und abteilungsübergreifende Arbeitsgruppen, 
regelmäßige oder situative Austauschformate und Abstimmungs
prozesse zwischen Geschäftsbereichen oder Verwaltungskonfe-
renzen sind Beispiele für Formate, die eine integrierte Zusam-
menarbeit in Kommunen befördern. 
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Die Ergebnisse der projektbegleitenden Umfrage haben des Wei-
teren gezeigt, dass hinsichtlich der Verwaltungsorganisation die 
Zusammenfassung von Verkehrsplanung und Stadtentwicklung 
in einem einzigen Amt vorteilhaft ist und ein wesentlicher Bau-
stein für gut abgestimmte Prozesse sein kann. Es wurde zudem 
deutlich, dass vielseitige Kooperation und eine gute Abstim-
mung über die Kernbereiche der Planungsarbeit hinaus, also mit 
weiteren kommunalen Fachbereichen wie dem Grünflächen- und 
dem Tiefbauamt, aber auch zwischen Verwaltung und Politik so-
wie mit weiteren Akteuren wie Verkehrsunternehmen und -ver-
bünden für den Erfolg integrierter Planung von hoher Relevanz 
sind. 

Bei der Abfrage zur Umsetzung des integrierten Ansatzes im Ta-
gesgeschäft zeichnete sich ab, dass eine interkommunale und 
regionale Zusammenarbeit üblich ist und von einem Großteil der 
Kommunen bereits praktiziert wird. Auch die ressortübergreifen-
de Zusammenarbeit innerhalb der Kommunen ist offenbar üb-
lich, wobei diese in der Regel eher projektbezogen als strate-
gisch erfolgt. Dass personenbezogene Zusammenarbeit und fest 
etablierte Strukturen für die ressortübergreifende Kooperation 
auffallend häufig verneint wurden, zeigt eine Tendenz zu vor al-
lem projektbezogener integrierter Zusammenarbeit. 

Hinsichtlich öffentlicher Partizipationsformate wurde vonseiten 
der kommunalen Vertreterinnen und Vertreter nicht nur deren 
Relevanz an sich, sondern auch die einer klaren und transparen-
ten Beteiligungskommunikation hervorgehoben. So sollte gegen-
über Bürgerinnen und Bürgern, Betroffenen und anderen Interes-
senträgern und Anspruchsgruppen klar aufgezeigt werden, 
welche tatsächlichen Einflussmöglichkeiten die verschiedenen 
Formate bieten, um unrealistische Erwartungen von vornherein 
zu vermeiden. Des Weiteren wurde das Potenzial von Akteuren 
außerhalb der Verwaltung hervorgehoben, integrierte Zusam-
menarbeit selbst zu initiieren.

Hürden und Hemmnisse für eine integrierte 
Arbeitsweise

Im Rahmen der Kommunalbefragung und der begleitenden 
Interviews wurden auch Hürden und Hemmnisse für eine integ-
rierende Arbeitsweise erhoben. Neben der hohen Komplexität 
der Thematik wurden insbesondere mangelnde Ressourcen als 
Hemmnis genannt. Hinsichtlich der praktischen Umsetzung wur-
den in diesem Zusammenhang zudem Zieldivergenzen erwähnt, 
die vor allem dann aufträten, wenn Fachgebiete unterschiedli-
chen Ressorts zugeordnet seien. Besonders deutlich zeige sich 

Abbildung 23: Beispielfrage Onlineumfrage (Quelle: eigene Darstellung in Kooperation mit dem Deutschen Institut für Urbanistik)
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dies, wenn in der Zusammenarbeit Hierarchien berücksichtigt 
werden müssten, statt in den direkten Austausch auf der Sach-
bearbeitungsebene zu gehen. Eine zusätzliche Quelle von Kon-
flikten sei es, wenn Leitungsebenen zur eigenen Profilierung auf 
zeitnah sichtbare Erfolge setzen und darüber langfristige strate-
gische Überlegungen vernachlässigen würden. 

Integrationsförderlich sei es hingegen, wenn einzelne Mitarbei-
tende sich im besonderen Maße für eine stark ausgeprägte Kul-
tur der (ressortübergreifenden) Zusammenarbeit einsetzten. Das 
heißt, dass das Maß an realisierter Kooperation offenbar auch 
heute noch stark von einzelnen Personen abhängig ist. Als wei-
teres Hemmnis wurde neben knappen Finanzmitteln auch die 
Dominanz des Alltagsgeschäfts genannt. Wahlperiodisch be-
dingt wechselnde Stadt- beziehungsweise Gemeinderäte und 
Personalfluktuation, organisatorische Neustrukturierung sowie 

Stellenvakanz können die Zusammenarbeit in der Verwaltung 
und somit die Umsetzung eines integrierten Ansatzes zudem of-
fenbar weiter erschweren. 

Die Abfrage von Hürden und Hemmnissen, aber auch von Unter-
stützungsbedarfen bei der Umsetzung integrierter Ansätze hat 
offengelegt, dass die kommunalen Praktikerinnen und Praktiker 
Förderprogramme, einen klaren Rechtsrahmen und die Organisa-
tionsstrukturen der Verwaltung als Ansatzpunkte für eine ver-
stärktes integriertes Arbeiten sehen. Darüber hinaus wird von den 
Befragten vor allem der Wunsch nach erweiterten Handlungs-
spielräumen und verbesserter interner Kommunikation geäußert. 
Zudem hat sich erneut gezeigt, dass sich die Kommunen hierzu-
lande mehr Unterstützung in Form von Prozessbegleitung, Mo-
deration, Wissensvermittlung und Zusammenarbeit, aber auch Be-
reitstellung von Ressourcen durch Bund und Länder wünschen. 

Abbildung 24: Beispielfrage Onlineumfrage (Quelle: eigene Darstellung in Kooperation mit dem Deutschen Institut für Urbanistik)
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Integrierte Planung in der kommunalen und regionalen Praxis

Methodik der kommunalen Befragung

Im Rahmen einer Metaanalyse wurde zunächst die kom-
munale Gestaltung von Raum- und Mobilitätsstruktu-
ren auf Basis vor allem von sogenannter grauer Litera-
tur  – etwa Verkehrsentwicklungsplänen, Sustainable 
Urban Mobility Plans, städtebaulichen Verträgen  – 
untersucht. Als zentrale Themenbereiche wurden Zu-
sammenhänge zwischen Siedlungsstruktur und Mobili-
tätsentwicklung, beispielhafte Best-Practice-Ansätze, 
individuelles Mobilitätshandeln und -verhalten, Gover-
nance, aktuelle Megatrends sowie nichtintendierte Ef-
fekte der urbanen Transformation und Mobilitätswende 

92  |	 Die Teilstudie wurde vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) durchgeführt. Das Difu ist das größte Stadtforschungsinstitut im deutschsprachigen 
Raum und besteht aus Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern unterschiedlicher Fachrichtungen. Als Mittler zwischen Wissenschaft und kommu-
naler Praxis verfolgt es das Ziel, Städten neue Impulse für die Lösung anstehender Herausforderungen zu geben und mit innovativen Ideen zu einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung beizutragen. 

identifiziert. Auf Grundlage der Analyseergebnisse wur-
de anschließend eine nichtrepräsentative Onlineumfra-
ge durchgeführt, an der Vertreterinnen und Vertreter 
von 42 Kommunen und einer Region aus ganz Deutsch-
land teilnahmen, darunter mehrheitlich Großstädte so-
wie 18 Mittel- und Kleinstädte. Zur Vertiefung der Er-
gebnisse wurden mit Praktikerinnen und Praktikern auf 
Basis von Kommunen zehn Einzelinterviews geführt. 
Diese sollten Erkenntnisse über Erfolgsfaktoren und 
Hemmnisse für eine integrierte Stadtentwicklung und 
Mobilitätsplanung zutage fördern. Mit jeder Kommune 
wurden bis zu drei Interviews geführt, teils online oder 
auch in Präsenz.92

Abbildung 25: Beispielfrage Onlineumfrage (Quelle: eigene Darstellung in Kooperation mit dem Deutschen Institut für Urbanistik)
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4.2	 �Die regionale Perspektive 
und das Zusammenwirken von 
Stadt und Umland

Da die stadtregionalen Zusammenhänge einen erheblichen Ein-
fluss auf Siedlungsstrukturen und die Entwicklung von Mobilität 
und Verkehr ausüben, wurde im Zuge einer weiteren projektbe-
gleitenden Untersuchung für zwei Regionen in Deutschland eine 
themenspezifisch vertiefende Analyse durchgeführt. Die Wahl 
fiel zum einen auf den Raum Aachen mit einer verstärkt institu-
tionalisierten regionalen Kooperation – die sogenannte Städte-
region Aachen, die eine landesrechtlich eigenständig verfasste 
Einheit darstellt; zum anderen auf die Region um Freiburg im 
Breisgau, die erhebliche Pendlerströme aufweist und die inter-
kommunale Zusammenarbeit jenseits verbindlicher Koopera-
tionsformate gestaltet. 

Regionale Kooperation in der Städteregion Aachen

Die Städteregion Aachen ist im Jahr 2009 als Top-down-Lösung 
entstanden, mit dem Ziel der Bündelung von Kompetenzen und 
Ressourcen der Stadt Aachen und des ehemaligen Landkreises 
Aachen vor allem bei Aufgaben des übertragenen Wirkungs- 
kreises. 

Für den Bereich Mobilität gibt es so seit Anfang 2022 das Netz-
werk Mobilitätswende Region Aachen (NEMORA) der Städtere-
gion, das in mehreren Arbeitsgruppen (unter anderem „Starke 
Achsen“, „Regionale Radinfrastruktur“, „Mobilstationen“, „Finan-
zierung“) die Mobilitätswende in der Region vorantreibt und von 
einem Lenkungskreis aus Vertreterinnen und Vertretern der 
Stadt Aachen, der regionsangehörigen Kommunen und des 
Kommunalverbands der Städteregion geführt wird. In die 
Arbeitsgruppen sind teilweise auch außerkommunale Akteure 
eingebunden (beispielsweise Landesbetrieb Straße). 

Das Netzwerk wird von allen Seiten als sehr gelungene Einrich-
tung gesehen, auch hinsichtlich der auf Augenhöhe stattfinden-
den Arbeits- und Abstimmungsprozesse. Eine übergreifende  
Mobilitätsstrategie gibt es für die Region bislang nicht, sie entwi-
ckelt sich aber nach und nach aus den Einzelprojekten. Hierfür 
sind die einzelnen Etappen und Etappenziele wichtig. Konkrete 
Entscheidungen fallen weiterhin innerhalb der Kommunen (gege-
benenfalls auf Basis einer über NEMORA vereinbarten Absichts-
erklärung). Eine einheitliche politische Willensbildung in der Re-
gion ist beim Thema Mobilität so mittlerweile deutlich einfacher 

geworden. Auch die „Regiotram“ als neues Stadtbahnprojekt zur 
Verknüpfung von Stadt und Region ist ein Projekt der Städtere-
gion und aus dem Kommunalverband heraus initiiert worden. 

Eine integrierte Behandlung der Themenfelder Siedlungsent-
wicklung und Mobilität besteht in der Aachener Region bislang 
hingegen nur ansatzweise. Strategisch-planerische Aufgaben 
wie die Erarbeitung von Entwicklungskonzepten in den Berei-
chen der Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung – und damit 
Aufgaben des eigenen Wirkungskreises einer Kommune – gehö-
ren bis heute nicht zum definierten Aufgabenkanon der Städte-
region. Insbesondere bei der Siedlungsentwicklung werden so-
mit wesentliche Kernaufgaben weiterhin von Stadt und Umland 
getrennt wahrgenommen. Die kommunale Planungshoheit ist 
durch die stärkere Institutionalisierung im Grundsatz nicht be-
einträchtigt. Allerdings bietet die Städteregion grundsätzlich 
eine geeignete Plattform für mehr interkommunale Abstimmung 
im Bereich Stadtentwicklung, sowohl mit Blick auf eine bessere 
Kooperation zwischen der Stadt Aachen und dem Umland als 
auch bezüglich einer Abstimmung der Umlandkommunen unter- 
einander. 

Die Siedlungsflächenentwicklung in der Region wird von den be-
teiligten Kommunen zwar als wichtiges Thema gesehen – auch 
wegen des Siedlungsdrucks, der aus dem Oberzentrum ins Um-
land ausstrahlt; eine gemeinsame Steuerung in diesem Bereich 
ist aber bis heute nur bedingt möglich. Herausforderungen lie-
gen in der Frage nach der Verteilung beziehungsweise Abgabe 
kommunaler Kernkompetenzen begründet, aber auch in unter-
schiedlichen städtebaulichen Voraussetzungen, weshalb es 
Unterschiede bei der jeweiligen Umsetzung von Siedlungsflä-
chenentwicklungsmaßnahmen zu akzeptieren gilt. Dies zeigt 
sich beispielsweise auch in der seit 2016 laufenden Diskussion 
um einen Regionalplan. Grundsätzlich setzt der Regionalplan 
auf die Konzentration von Wohnen und Siedlungsentwicklung 
entlang bestehender Schienenverkehrsachsen, auch wenn Mobi-
lität ansonsten ein eher nachgelagertes Thema ist. Diskussions-
bedarf besteht allerdings bei Stellenwert und Verbindlichkeit 
des Regionalplans. 

In der projektbegleitenden Datenanalyse durch Plan4Better 
konnte festgestellt werden, dass Orte mit höherer Erreichbarkeit 
tendenziell auch eine höhere Anzahl an Wegen aufweisen.  
Abbildung  26 zeigt die durchschnittliche Anzahl der täglich  
zurückgelegten Wege im öffentlichen Verkehr im Aachener  
Verkehrsverbund. Derzeit liegt der Anteil des öffentlichen Ver-
kehrs in den meisten Teilen der Region bei unter zehn Prozent. 
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Integrierte Planung in der kommunalen und regionalen Praxis

Eine Stärkung der Städteregion bei der Regionalplanung wäre 
daher grundsätzlich sinnvoll, ist aber zum aktuellen Zeitpunkt 
nicht umsetzbar. 

Die Städteregion hat das Selbstverständnis der beteiligten Ak-
teure verändert. Kooperation und Kommunikation sowie das 
gegenseitige Vertrauen zwischen den Kommunen beziehungs-
weise zwischen der Stadt Aachen und dem Umland haben sich 
verbessert. Das Miteinander und der kollegiale Austausch über 
anstehende Planungsprojekte sind allerdings immer noch keine 
Selbstverständlichkeit und müssen kontinuierlich gepflegt wer-
den, damit sie sich verfestigen können. Auch wenn sich das Ko-
operationsverständnis unter den kommunalen Akteuren noch 
immer unterscheiden mag und nicht immer die gleichen Zielper-
spektiven verfolgt werden, ist die Städteregion gerade für die 
Stadt Aachen ein großer Gewinn. 

Perspektivisch wäre eine erkennbare regionale Identität für die 
Städteregion wünschenswert. Jenseits der beteiligten Akteure ist 
die Städteregion als politische Größe bis heute allerdings kaum 
präsent. Eine gemeinsame Vision gibt es bislang nicht. Auch 
eine Ansprache der Zivilgesellschaft in den Themenfeldern Sied-
lungsentwicklung und Mobilität erfolgt derzeit nur im Zuge der 
jährlichen Mobilitätskonferenzen. Ein eigenes Profil könnte der 
Städteregion zudem auch bei der Positionierung im regionalen 
Wettbewerb helfen. 

Regionale Kooperation in der Stadtregion Freiburg 
im Breisgau

Die Kooperation zwischen den Akteuren der Stadt Freiburg im 
Breisgau und denen aus der Region ist in den Bereichen Mobili-
tätsplanung sowie Siedlungsentwicklung bisher nicht im größe-
ren Umfang institutionalisiert und wird daher von den interview-
ten Expertinnen und Experten insgesamt als eher schwach 
eingeschätzt. Es fehlen Koordinierung und passende Koopera-
tionsformate, Problemdruck und teilweise auch die Legitimation, 
(verbindlich) zu handeln. Mit Ausnahme einzelner Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister ist der Wille zum gemeinsamen Han-
deln eher begrenzt und am ehesten dann gegeben, wenn die 
Vorteile auf der Hand liegen – wie beispielsweise bei einer Erwei-
terung des lokalen Fahrradverleihsystems in die Region hinein. 
Ein Bewusstseinswandel ist am ehesten auf Landkreisebene zu 
erkennen. Die Zivilgesellschaft bringt sich eher anlassbezogen 
ein, teils progressiv, teils mit konservativem Anspruch. 

Bei der Integration von räumlicher Entwicklung und Mobilitäts-
planung in der Region Freiburg sind trotz eines grundsätzlich 
vorhandenen Problembewusstseins deutliche Defizite erkennbar. 
Für integriertes Arbeiten fehlen konkrete Organisationsstruktu-
ren und verbindliche Vorgaben. Gemeinsames Agieren gibt es 
allenfalls in Form einzelner Kooperationsprojekte, aber nicht  
im Sinne eines übergreifenden, regionalen Konzepts. Zudem gibt 

Abbildung 26: Aachener Verkehrsverbund (AVV) – Modal Split (ÖV) (Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)
Abbildung 26: Karte 
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es bei der Siedlungsentwicklung anders als beim Themenfeld 
Mobilität viele Akteure mit unterschiedlichen Interessen und 75 
Gemeinden mit stark unterschiedlich orientierten Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeistern. Die vielen verschiedenen Akteure 
denken in abweichenden Zeithorizonten und Logiken. Für eine 
koordinierte Siedlungsentwicklung fehlt es außerdem an geeig-
neten Formaten und Strukturen für Austausch und Koopera- 
tion. 

Die Kooperation in der Organisation des öffentlichen Verkehrs in 
der Region Freiburg funktioniert gut – auch da sie im Zuge des 
Regio-Verkehrsverbunds Freiburg (RVF) seit Jahrzehnten etab-
liert ist. So gibt es über den Zweckverband Regio-Nahverkehr 
Freiburg (ZRF) einen gemeinsamen Nahverkehrsplan für die 
Stadt Freiburg und die Landkreise Emmendingen und Breisgau-
Hochschwarzwald. Durch diese Kooperation erreicht die Region, 
wie die Datenanalyse von Plan4Better gezeigt hat, eine hohe 
Netzwerkkonnektivität im öffentlichen Nahverkehr (siehe 
Abbildung 27). 

Darüber hinaus ist die Stadt Freiburg Teil des Regionalverbands 
Südlicher Oberrhein (RVSO), der allerdings keine Entscheidungs-
kompetenzen hat, über keine steuernden Instrumente verfügt 
und dessen räumlicher Zuschnitt nicht vollumfänglich zu den Be-
langen der Region Freiburg passt. 

Der Regionalplan in der Region Freiburg hat nur begrenzt steu-
ernde Wirkung auf die Entwicklung des regionalen Mobilitäts-
systems. Die Entwicklungsachsen weichen räumlich zum Teil von 
den starken ÖPNV- beziehungsweise Schienenverkehrsachsen 
ab. Hinzu kommt, dass der unterschiedliche räumliche Zuschnitt 
von ZRF, RVF und RVSO die Entwicklung abgestimmter Konzepte 
gerade bei der Integration von Stadtentwicklungs- und Mobili-
tätsplanung zusätzlich erschwert. 

Bei der stadtregionalen Kooperation wird der Fokus vor diesem 
Hintergrund zunächst weiter auf eher niedrigschwelligen ge-
meinsamen Projekten liegen müssen, die der Vertrauensbildung 
dienen. Bei den Gesprächspartnern besteht die Einschätzung, 
dass grundlegende strukturelle Änderungen im interkommuna-
len Kooperationsgefüge eher zu einer Abwehrhaltung und einer 
Verschlechterung der Zusammenarbeit führen würden  – unge-
achtet der grundsätzlich ebenfalls gegebenen Vorteile solcher 
Maßnahmen. Die Bildung von Netzwerken sollte daher vorange-
trieben werden. Das derzeit diskutierte Regionale Netzwerk Mo-
bilität für den Regionalraum Freiburg wäre ein erster wichtiger 
Schritt. 

Abbildung 27: Regio-Verkehrsverbund Freiburg (RVF) – Netzwerkkonnektivität (ÖV) (Quelle: eigene Darstellung/Plan4Better)
Abbildung 27: Karte 
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Integrierte Planung in der kommunalen und regionalen Praxis

Schlussfolgerungen für interkommunale 
Kooperation in der Stadtregion

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass bei den meisten befrag-
ten Akteuren das Bewusstsein für die Bedeutung regionaler Ko-
operation im Bereich der Stadtentwicklungs- und Mobilitäts
planung und für den daraus resultierenden Handlungsbedarf 
grundsätzlich vorhanden ist. Dies gilt vor allem für die Kommu-
nalverwaltung und die Wirtschaft, nicht immer allerdings für die 
Kommunalpolitik. 

Die Hürden für eine gute Zusammenarbeit im Sinne integrierter 
Planungspraxis sind bei der Siedlungsentwicklung deutlich hö-
her als bei der Mobilität. Dies gilt grundsätzlich auch für Regio-
nen, in denen es bereits eine institutionell verankerte regionale 
Kooperation gibt. Die gemeinsamen Interessenlagen sind bei 
der Mobilität stärker ausgeprägt als bei der Siedlungsentwick-
lung, wo die Kommunen miteinander im Wettbewerb stehen. Zu 
bedenken ist in jedem Fall, dass regionale Integration kein star-
res Modell darstellt und daher nicht bedeuten muss, dass alle 
wichtigen kommunalen Kompetenzen übertragen werden müss-
ten. Ein zunächst vorrangig auf Synergien und Ressourcenein-
sparung abzielendes Kooperationsformat zur gemeinsamen Be-
arbeitung spezifischer Pflichtaufgaben aus dem übertragenen 
Wirkungskreis und ohne Eingriff in die kommunale Planungsho-
heit (wie bei der Städteregion Aachen) ist politisch zweifellos 
leichter durch- und umzusetzen und kann weitere Kooperations-
formen vorbereiten.

Trotz unterschiedlicher Rahmenbedingungen und Voraussetzun-
gen lassen sich viele Erkenntnisse aus den Beispielregionen für 
andere Regionen mit entsprechenden Stadt-Umland-Beziehun-
gen ableiten und übertragen. So ist etwa ein Strategie- und Maß-
nahmenmix erforderlich, der regulative, kommunikative und pro-
zessuale Aspekte sowie die Umsetzung umfasst und verschiedene 
Akteursebenen einbezieht. Interkommunale Netzwerke können 
einen wichtigen Beitrag zum Informations- und Wissensaus-
tausch, zur Vertrauensbildung und zur Vorbereitung gemeinsa-
mer Pilotprojekte oder verbindlicherer Kooperationsformate leis-
ten. Diese können dann wiederum den Mehrwert des Wandels 
sichtbar machen und die politische und gesellschaftliche Akzep-
tanz von Maßnahmen erhöhen.

93  |	 Die Untersuchung regionaler Kooperation anhand von zwei Beispielregionen wurde von Burkhard Horn vorgenommen. Burkhard Horn ist Berater im 
Bereich Verkehrsplanung und -politik sowie Stadtentwicklung. Inhaltlicher Schwerpunkt seiner Arbeit ist die Gestaltung von Transformationsprozessen 
in Städten zugunsten nachhaltiger stadt- und umweltverträglicher Mobilitätsstrukturen. Er besitzt zudem 25 Jahre Erfahrung als Verkehrsplaner in kom-
munalen Verwaltungen.

Die Veränderung regulativer Rahmenbedingungen kann dabei 
erhebliche Anreize für eine engere und auch institutionell veran-
kerte regionale Kooperation liefern. Das Instrumentarium reicht 
in diesem Fall von einer Stärkung der Raumordnung bis hin zur 
Projektfinanzierung (beispielsweise Bindung von Fördermitteln 
an gemeinsame Planungskonzepte und Kooperation nach dem 
Vorbild der Agglomerationsprogramme in der Schweiz). Auch 
Planungsbeschleunigung ist dringend notwendig, ebenso eine 
Anpassung des Rechtsrahmens mit Fokus auf der Mobilitätswen-
de. Vor allem aber braucht es eine positive Grundeinstellung al-
ler beteiligten Akteure gegenüber den Vorteilen regional integ-
rierter und interkommunaler Kooperation. 

Methodik der regionalen Analyse

Um die regionale Perspektive und den Zusammenhang 
von Stadt und Umland näher zu beleuchten, wurden Ex-
perten- und Stakeholderinterviews mit Akteuren aus 
zwei deutschen Regionen geführt. Der Fokus lag auf 
dem Zusammenwirken der Akteure bei der Entwicklung, 
Implementierung und Umsetzung von Strategien, Kon-
zepten und Maßnahmen einer integrierten Stadtent-
wicklung und Mobilitätsplanung auf regionaler Ebene. 
Vor diesem Hintergrund wurden jeweils vier Fokusgrup-
pengespräche mit Vertreterinnen und Vertretern aus bei-
den Regionen geführt. Als Grundlage diente ein zuvor 
erstellter Leitfaden, der den Teilnehmenden vorab über-
mittelt wurde. Themen der Gespräche waren das Prinzip 
des integrierten Ansatzes, dessen praktische Umsetzung 
sowie zukünftige Entwicklungen in der jeweiligen Re-
gion. Um die Perspektiven verschiedener Stakeholder 
(Akteure, Interessenträger, Anspruchsgruppen) abzubil-
den, wurden unterschiedlich zusammengesetzte Grup-
pen gebildet. Bei zwei Gruppen lag der Fokus auf der 
institutionellen Perspektive, und es nahmen Vertreterin-
nen und Vertreter der Stadtverwaltungen sowie der Re-
gionen teil. Darüber hinaus wurden Akteure aus dem 
Handlungsfeld ÖPNV sowie aus Wissenschaft, Wirt-
schaft und Praxis interviewt. Die Gespräche fanden on-
line beziehungsweise vor Ort statt und dauerten zwi-
schen 1,5 und 2,5 Stunden. Es nahmen jeweils zwei bis 
vier Personen teil.93
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4.3	 �Integrierte Stadtentwicklungs- 
und Mobilitätsplanung am 
Beispiel von vier europäischen 
Städten

Ob Kopenhagen oder Wien – wenn es um nachhaltige Mobilität 
und lebenswerte Stadtraumgestaltung geht, schweift der Blick 
gerne ins europäische Ausland. Doch was sind die Erfolgsfakto-
ren europäischer Pionierstädte? In einem Teilprojekt wurde die 
Umsetzung des integrierten Ansatzes – also der integrierten Pla-
nung räumlicher Strukturen und Mobilität – beispielhaft in eini-
gen europäischen Stadtregionen untersucht. Hierfür wurden An-
sätze der vier Städte Antwerpen (Belgien), Barcelona (Spanien), 
Malmö (Schweden) und Paris (Frankreich) unter Berücksichti-
gung des jeweiligen stadtspezifischen Kontexts sowie der regio-
nalen Gegebenheiten analysiert, um letztlich Schlussfolgerun-
gen für eine verbesserte Umsetzung integrierter Planungspraxis 
auch in Deutschland ziehen zu können. Dabei lag der Fokus auf 
Kooperationsformaten unter Beteiligung von Akteuren aus Poli-
tik, Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft sowie auf Organisa-
tionsstrukturen und Prozessen, die regionale Kooperation und 
integrierte Planungsarbeit ermöglichen. 

Antwerpen: Smart City on the Way

Antwerpen hat sich bei der Mobilitätstransformation auf integ-
rierte Planungsansätze konzentriert. Durch organisatorische Um-
strukturierung und den Aufbau interdisziplinärer Expertise im 
Verwaltungsapparat wurde der Wandel eingeleitet. Im Fokus der 
nun mehr integrierten Planungspraxis stehen Zugänglichkeit 
und Erreichbarkeit des Personen- und Güterverkehrs sowie die 
Steigerung der Lebensqualität in klar ausgewiesenen Wohn- und 
Einkaufsgebieten.

Bereits vor Jahrzehnten hatte Antwerpen begonnen, Expertise in 
nachhaltiger Mobilitätsplanung aufzubauen, und ist heute zu-
dem eine der Vorreiterstädte, wenn es um die Etablierung digita-
ler Lösungen für eine klimaneutrale Mobilität geht. 2017 wurde 
hierzu die Initiative Smartways to Antwerp ausgerufen. Diese 
soll den Grundsatz der freien Wahl zwischen Verkehrsträgern 
unterstützen und gleichzeitig Fragen der Luftqualität, der Ver-
kehrsüberlastung und des Güterverkehrs im gesamten Kernge-
biet der Stadt einschließlich des Hafens angehen. Digitalisie-
rung wird hier als Chance begriffen, um ein breites Spektrum von 
Akteuren einzubinden, einschließlich eines Mobility-as-a-Service-
Konzepts (MaaS) mit klarem Fokus auf dem See- und Güterver-
kehr, und um neue Mobilitätsdienste durch öffentlich-private 

Partnerschaften zu entwickeln. Seit 2019 wird das Projekt auch 
regional ausgeweitet. Die Etablierung der sogenannten Vevoer-
regio soll dabei helfen, die Mobilitätswende in der Region zu 
beschleunigen. 

Barcelona: Superblocks

Barcelona ist bekannt für die innerstädtische Implementierung 
verkehrsreduzierter Quartiere  – die sogenannten Superblocks. 
Damit verfolgt die Stadt eine Strategie, die typischen urbanen 
Herausforderungen (Klima- und Umweltbelastungen, Überlas-
tung der Verkehrssysteme, Flächenaufteilung) begegnen soll. 
Die Superblocks wurden im Rahmen des 2018 genehmigten Kli-
maplans der Metropole eingeführt, der sich an den Zielen Klima-
schutz, -anpassung und -gerechtigkeit sowie an einem partizipa-
torischen Politikverständnis orientiert. Die Einbindung der 
Bewohnerinnen und Bewohner in den Prozess war der Schlüssel 
zum Erfolg und hat geholfen, politische Mehrheiten und gesell-
schaftliche Akzeptanz für die Veränderungen zu generieren. Das 
Ziel der Planungspolitik besteht darin  – ähnlich wie bei der 
15-Minuten-Stadt in Paris – Dienstleistungen und Freizeitaktivi-
täten näher an die Bewohnerinnen und Bewohner heranzu- 
rücken. 

Regionale Kooperationsformate sollen dabei unterstützen, sol-
che Konzepte und Projekte in die Region hinein zu skalieren. Die 
Entwicklungsstrategie für Barcelona wurde im Rahmen der Part-
nerschaft für den Internationalen Mobilitätskongress (IMC21) 
konsolidiert. Sie gipfelte im Jahr 2020 in der Einführung einer 
Umweltzone (ZBE), die den Verkehr der umweltschädlichsten 
Fahrzeuge einschränkt und darauf abzielt, die Umweltver-
schmutzung zu verringern sowie die Luftqualität und die öffent-
liche Gesundheit zu verbessern. Außerdem wird eine effizientere 
und gerechtere Integration der städtischen Gebiete durch Infra-
strukturmaßnahmen und Technologie angestrebt. 

Malmö: Die grüne und sozial gerechte Stadtregion

Nachdem die schwedische Stadt Malmö nach dem Zweiten Welt-
krieg als Industriestandort lange Zeit mit wirtschaftlicher Stag-
nation und Bevölkerungsschwund zu kämpfen hatte, stellte sich 
ab den 1990er Jahren ein Wandel ein. Einer der Hauptgründe 
für diese Veränderung findet sich in der klaren Formulierung der 
politischen Ziele der Stadt. So wurden gezielt Wissens- und Kul-
turstandorte gefördert, nachhaltige und klimaresiliente Stadt-
planung in den Mittelpunkt gestellt und neue wirtschaftliche 
Möglichkeiten erschlossen. Besonders die Umgebung rund um 
den Hafen wurde als städtebauliches Entwicklungsprojekt iden-
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Integrierte Planung in der kommunalen und regionalen Praxis

tifiziert und gefördert. Dies führte unter anderem zur Entste-
hung weitreichender Serviceangebote, neuer Wohnquartiere 
und zu einer Verbesserung der städtischen Infrastruktur. Dabei 
wurde besonderer Wert auf eine nachhaltige Mobilität für alle 
Bewohnerinnen und Bewohner sowie den Aufbau einer weitläu-
figen Fahrradinfrastruktur gelegt. 

Darüber hinaus haben der Bau der Öresundbrücke als direkte 
Verbindung zwischen dem schwedischen Festland und der däni-
schen Hauptstadt Kopenhagen sowie eine Neuausrichtung der 
ehemaligen Industrieflächen im Hafengebiet als „hundert Pro-
zent Ecodistrict“ die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt we-
sentlich vorangebracht und die Vernetzung der Region – sogar 
staatenübergreifend zwischen Schweden und Dänemark – vor-
angetrieben. Zu berücksichtigen ist außerdem die im Jahr 1998 
erfolgte Gründung einer neuen Universität, was die Stärkung 
und Entwicklung als Wissens- und Wirtschaftsstandort nochmals 
befördert hat. 

Neben der wirtschaftlichen Entwicklung haben sich die schwedi-
sche Regierung und die Stadt Malmö für die weitere Gestaltung 
der Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung internationale 
Klima- und Umweltziele zum Maßstab genommen. Die SDGs 
und die New Urban Agenda der Vereinten Nationen wurden da-
her auf nationaler und lokaler Ebene als Zielsetzung in alle Pla-
nungen integriert. Das Beispiel Malmö zeigt dabei, wie durch 
integrierte Planung ein langfristiger Zielkorridor eingehalten 
werden kann, innerhalb dessen eine wirtschaftlich erfolgreiche 
und nachhaltige Entwicklung möglich ist. 

Paris: Die 15-Minuten-Stadt 

In Frankreichs Hauptstadt Paris hat sich das Konzept der 15-Mi-
nuten-Stadt etabliert. Dabei werden Stadtentwicklung und Mo-
bilitätsplanung integriert betrachtet, um sicherzustellen, dass 
Ziele des Alltags innerhalb von 15 Minuten zu Fuß erreichen wer-
den können. Seit 2004 konnten die CO

2
-Emissionen im Verkehrs-

bereich um insgesamt 39 Prozent gesenkt werden, was auf eine 
Vielzahl von Maßnahmen zur Verkehrsbeschränkung, umfangrei-
che Investitionen in den öffentlichen Nahverkehr sowie Initiati-
ven zur Umverteilung des Straßenraums zurückzuführen ist. Um 
diese Entwicklung weiterzuverfolgen, wurden sektorübergreifen-
de Initiativen für die Bereiche Verkehr, Energie und Wohnungs-
bau angestoßen.

Die Besonderheit in Paris ist die starke Rolle der Stadtverwal-
tung in der Mobilitätstransformation sowie deren Durchset-
zungsvermögen gegenüber starken Opponenten auf regionaler 

Ebene und dem französischen Staat. Auf regionaler Ebene lag 
und liegt der Fokus derzeit auf einer besseren öffentlichen An-
bindung des Umlands (unter anderem über das Projekt „Grand 
Paris Express“), um den Verkehrsdruck auf die Metropole zu 
reduzieren. 

Schlussfolgerungen für die Umsetzung integrierter 
Planung 

Grundsätzlich ist eine langfristige Ausrichtung für eine zukunfts-
gerichtete Umsetzung einer integrierten Stadtentwicklungs- und 
Mobilitätsplanung entscheidend. Erfolgskriterien sind eine klare 
Vision für einen Zeithorizont von 20 bis 30 Jahren und damit 
über Wahlperioden und parteipolitische Positionen hinweg so-
wie das Wissen über Möglichkeiten und Wirkung kurzfristig um-
setzbarer Maßnahmen. Im Rahmen der vorliegenden Analyse 
konnten zudem weitere erfolgversprechende Faktoren für eine 
integrierte Planung von räumlichen Strukturen und Mobilität 
identifiziert werden.

Kontinuität und Flexibilität in der Planung: Langfristig ge-
steckte Ziele müssen immer wieder auch kritisch auf ihren Erfolg 
hin überprüft werden. Neue politisch-gesellschaftliche Zielvor-
stellungen wie die von der Europäischen Union angestrebte Kli-
maneutralität, Krisen wie die Covid-19-Pandemie oder der Ukrai-
nekrieg stellen neue Anforderungen und können strategische 
Ziele überlagern. Eine regelmäßige Überprüfung, Neubewertung 
und Anpassung dieser Langfristziele erscheint daher genauso 
wichtig wie die Fähigkeit zum Rückgriff auf flexiblere, kurzfristig 
umsetzbare Maßnahmen.

Integrierte Planung: Nicht zuletzt wegen fehlender Geschwin-
digkeit in der Umsetzung und der nur zögerlich eintretenden Wir-
kung arbeiten die Pionierstädte an der Verbesserung integrierter 
Planungsansätze und erproben neue Formen der Kooperation. 
Beispiele hierfür sind Partnerschaften mit der Mobilitätswirt-
schaft zur Etablierung von digitalen Mobilitätsangeboten und 
Mobilitäts-Apps oder die Konsultation und Beteiligung von Bür-
gerinnen und Bürgern bei der Ausgestaltung von Mobilitäts- 
maßnahmen. 

Vielfältiges Maßnahmenrepertoire: Pionierstädte haben wäh-
rend der vergangenen Jahrzehnte bereits ein beachtliches und 
facettenreiches Portfolio von Instrumenten und Maßnahmen im 
Kontext integrierter Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung 
entwickeln und implementieren können. Im selben Zeitraum ist 
es außerdem gelungen, entsprechende Fördergelder auf unter-
schiedlichen politischen Ebenen einzuwerben, beispielsweise für 
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den Aufbau eines möglichst nachhaltigen Mobilitätssystems so-
wie für Verbesserungen in der Straßenraumgestaltung und eine 
alltagsfreundliche Neuverteilung des öffentlichen Raums. Die 
Maßnahmen umfassen raumgestalterische, aber auch restriktive 
Ansätze wie die Lizenzierung von Mobilitätsangeboten (bei-
spielsweise bei E-Tretrollern) oder die Einführung von Umwelt-
zonen. Eine regionale Skalierung bleibt hingegen oft aus – nicht 
zuletzt als Resultat einer bis heute stark fragmentierten 
Förderlandschaft. 

Regionale Kooperation: Kooperation über kommunale Grenzen 
hinweg ist zugleich Bestandteil und Hebel für einen integrierten 
Ansatz Planung. In den vergangenen Jahrzehnten gab es aber 
nur wenige große strukturelle Reformen, bei denen der regiona-
len Ebene hoheitliche Aufgaben übertragen werden und die 
eine rechtliche Institutionalisierung zur Folge hätten. Dessen un-
geachtet reichen die Kooperationsformen von weniger institutio-
nalisiertem Austausch über stärker institutionalisierte Formate 
bis hin zur Etablierung einer eigenständigen Rechtspersönlich- 
keit. 

Experimentierräume und technologische Erprobung: Alle 
untersuchten Städte experimentieren mit Modellversuchen und 
Reallaboren, um Straßenraumumgestaltung, aber auch neue di-
gitale und vernetzte Angebote vor Ort zu erproben. Das Experi-
mentieren ist zu einem wichtigen Planungs- und Umsetzungsins-
trument für Städte geworden. Es kann neue Trends setzen und 
pragmatische Lösungen für die Herausforderungen des Alltags 
zutage fördern. Experimentierräume sind ein guter Ansatzpunkt 
für Wissensgenerierung und Wissensweitergabe – beispielsweise 
in kommunalen Netzwerken. Trotzdem bleibt es angesichts der 
disruptiven Veränderungen der Mobilität für Kommunen eine 
große Herausforderung, die Steuerungshoheit über die Auswir-
kungen auf die räumlichen und verkehrlichen Strukturen zu wah-
ren – wie etwa die Erfahrungen mit E-Scooter-Sharing-Diensten 
in unterschiedlichen Städten zeigen.

Verknüpfung mit anderen Zielen: Die Einführung von Umwelt-
zonen war in den untersuchten europäischen Städten ein maß-
geblicher Schritt zur Reduktion der verkehrsbedingten Emissio-
nen. Obwohl politisch und gesellschaftlich umstritten, sind die 

94  |	 Charlotte Halpern ist promovierte Politikwissenschaftlerin und FNSP-Forscherin am Sciences Po, centre d’études européennes et de politique comparée 
in Paris. Sie hat umfangreiche Forschungsarbeiten zu staatlicher Umstrukturierung, politischem Wandel und zur Auswahl politischer Instrumente durch-
geführt, vor allem im Bereich der Umwelt-, Verkehrs- und Stadtpolitik in Europa und Südamerika.

	 Alvaro Artigas ist promovierter Forscher am centre d’études européennes et de politique comparée und Mitglied des Sciences-Po-Programms für Stadt-
forschung Cities are back in Town sowie Mitglied des strategischen Ausschusses des Chaire Villes et Numérique an der Urban School am Sciences Po. 
Sein Forschungsschwerpunkt liegt auf der Komplexität regionaler und großstädtischer Infrastrukturentwicklungsprogramme und deren spezifischen 
sektoralen, ökologischen und territorialen Konsequenzen.

Effekte der Maßnahme für die Verbesserung der Luftqualität sig-
nifikant. In der Regel wurde die Einrichtung von Umweltzonen in 
den Beispielstädten immer auch mit Maßnahmen zur Straßen-
raum- oder Quartiersaufwertung verbunden. Dies war auf der 
einen Seite immer eine Bereicherung zugunsten der Aufenthalts-
qualität; auf der anderen Seite hat die enge Verzahnung der Zie-
le deren Vermittlung und die Erläuterung von Ursache-Wirkung-
Zusammenhängen verkompliziert. Die Zukunft wird zeigen, ob 
restriktive Maßnahmen das Mobilitätsverhalten von Personen 
mittel- bis langfristig beeinflussen können. 

Methodik der europäischen 
Good-Practice-Untersuchung

In der projektbegleitenden Untersuchung zur integrier-
ten Planungspraxis in vier ausgewählten europäischen 
Städten, die zu den Pionieren der Mobilitätstransforma-
tion zählen, wurden Strategien und Maßnahmen be-
leuchtet, mit denen die Kommunen ihre verkehrs- und 
mobilitätspolitischen Ziele zu verwirklichen suchen. Der 
Untersuchungsfokus lag dabei auf den Aktivitäten, in 
denen Stadtentwicklung und Mobilitätsplanung in inte-
grierter Weise vollzogen wurden. Das betrifft kommuna-
le Organisationsstrukturen, bauliche Maßnahmen, Ent-
scheidungsfindungsprozesse und Veränderungen in der 
Regulatorik  – immer auch unter Berücksichtigung des 
jeweiligen politisch-institutionellen Mehrebenensystems 
sowie der lokalen Rahmenbedingungen und Vorausset-
zungen. Gleichwohl war es das Ziel, möglichst auch all-
gemeingültige Prinzipien zu identifizieren.
In enger Abstimmung zwischen der wissenschaftlichen 
Projektleitung und den mit der Untersuchung beauftrag-
ten Personen94 wurde die Fallauswahl getroffen. Als 
Untersuchungsgegenstand einigte man sich auf die 
europäischen Pionierstädte Antwerpen (Belgien), Barce-
lona (Spanien), Malmö (Schweden) und Paris (Frank-
reich) sowie deren regionales Umfeld. Für die Untersu-
chung wurden kommunale Schlüsselakteure jeder Stadt 
zu den spezifischen Themen integrierter Planungsarbeit 
befragt. 
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5	 �Gestaltungsoptio­
nen und Potenziale 
integrierter Stadt­
entwicklungs- und 
Mobilitätsplanung 

Integrierte Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung kann eine 
ökologisch, ökonomisch und sozial nachhaltige Gestaltung von 
Stadtregionen begünstigen. Zentrales Ziel ist dabei die Schaf-
fung vielfältiger, durchmischter sowie klimaresilienter Städte, 
Quartiere und Straßenräume mit hoher Aufenthaltsqualität, kur-
zen Wegen und einer umweltschonenden, klimaneutralen Mobi-
lität. Ein integrierter Ansatz berücksichtigt die Wechselwirkun-
gen zwischen räumlichen Strukturen und Mobilität, setzt auf 
Kooperation und fachliche Synergien von Politik, Verwaltung, 
Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft. 

Die vorliegende acatech STUDIE hat Grundlagen und Wirkungs-
zusammenhänge von räumlichen Strukturen und Mobilität auf 
verschiedenen räumlichen Ebenen beleuchtet und den integrier-
ten Ansatz als Kernelement einer erfolgreichen Transformations-
gestaltung vorgestellt. Es wurde dargelegt, was es für die Imple-
mentierung und Anwendung des Ansatzes braucht und welche 
nationalen und europäischen Referenzkommunen in diesem Zu-
sammenhang Orientierung geben können. 

Dreh- und Angelpunkt einer integrierten Planung von räumli-
chen Strukturen und Mobilität sind Kommunen und Regionen. 
Als Schlüsselakteure können sie den Wandel aktiv gestalten und 
Rahmenbedingungen für private (Mobilitäts-)Anbieter vorge-
ben. Integrierte Planung ist für Kommunen eine Chance, eigen-
initiativ zu agieren und politisch zu steuern, statt auf bestehen-
de und künftige Herausforderungen lediglich punktuell zu 
reagieren. Sie unterstützt eine auf Nähe, Erreichbarkeit, Alltags-
tauglichkeit, städtebauliche Dichte, Nutzungsmischung und Kli-
maresilienz ausgerichtete Stadt- und Regionalentwicklung. 
Gleichwohl ist die Umsetzung einer integrierten Arbeitsweise 
mit erheblichen Aufwänden verbunden: Bestehende Organisa-
tionsstrukturen, Prozesse und Entscheidungswege müssen ana-
lysiert und gegebenenfalls modifiziert, Instrumente und Formen 
der Kooperation und Koproduktion weiterentwickelt werden. Es 

erfordert Zeit, Offenheit und Geduld, viele unterschiedliche Ak-
teure mit ihren jeweiligen Interessenlagen einzubinden sowie 
langfristig stabile Organisationsstrukturen und -prozesse zu eta-
blieren. Dies gilt für die Zusammenarbeit von Politik und Verwal-
tung – insbesondere über kommunale Grenzen hinweg – genau-
so wie für die Kooperation mit Akteuren aus Wirtschaft, 
Wissenschaft und Gesellschaft. Interkommunale Zusammen-
arbeit sowie zielgruppenspezifische Partizipation können dabei 
helfen, lokalen und regionalen Herausforderungen gemeinsam 
zu begegnen. 

Kommunaler Leitfaden für eine integrierte Stadtent­
wicklungs- und Mobilitätsplanung

Der im Rahmen des Projekts Integrierte Stadtentwi-
cklungs- und Mobilitätsplanung sowie in Kooperation 
mit dem Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) ent
wickelte Kommunale Leitfaden soll Kommunen und  
Regionen in Deutschland bei der Transformation ihrer 
Governance unterstützen. Er zeigt lokalen Planungsprak-
tikerinnen und -praktikern konkrete Handlungsbaustei-
ne, Ansatzpunkte und Argumentationslinien für integ-
riertes Arbeiten auf und soll dazu anregen, aktuelle 
Organisationsstrukturen und Vorgehensweisen kritisch 
zu reflektieren. Der Leitfaden gibt so schließlich Hinwei-
se, wie ein integrierter Ansatz mittel- bis langfristig er-
folgreich umgesetzt werden kann.
Der Kommunale Leitfaden ist unter 
https://www.acatech.de/publikation/
ism-leitfaden/ zum Download verfüg- 
bar. 

Um die Potenziale integrierter Stadtentwicklungs- und Mobili-
tätsplanung zu nutzen, um Kommunen und Regionen bei ihrem 
aufwendigen Transformationsprozess zu unterstützen, damit sie 
passgenaue Lösungen für die Herausforderungen vor Ort entwi-
ckeln können, benötigen diese ausreichend Gestaltungsspiel-
raum sowie Förderung und Unterstützung von Bund und Län-
dern. Wichtig ist zudem ein gutes Miteinander zwischen den 
einzelnen Planungsstellen und politischen Ressorts auf kommu-
naler und regionaler Ebene sowie zwischen den Kompetenzebe-
nen des politischen Systems in Deutschland (Kommunen, Län-
der, Bund). Gleiches gilt für das Zusammenwirken mit 
Bürgerinnen und Bürgern, wirtschaftlichen Akteuren und zivilge-
sellschaftlichen Initiativen. 
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Räumliche Strukturen und Mobilität auf allen 
Ebenen zusammendenken

Kommunen und Regionen sollten in den Bereichen Stadtentwi-
cklungs- und Mobilitätsplanung verstärkt zusammenarbeiten 
und die Wechselwirkungen von räumlichen Strukturen und Mo-
bilität berücksichtigen. Dafür sollte die Zusammenarbeit der bei-
den Fachdisziplinen Stadtentwicklungs- und Mobilitätsplanung 
ausgebaut werden. Es gilt Planungsprozesse zu harmonisieren 
und auf allen Planungsebenen einen engen und gut organisier-
ten Austausch zwischen Verwaltung und Politik sowie öffentli-
chen und privaten Verkehrsanbietern zu pflegen. Dies setzt bei 
allen beteiligten Akteuren Bereitschaft sowie Wissen über die 
grundlegenden Wirkungszusammenhänge, aber auch über ge-
eignete Formate und Organisationsformen regionaler Koopera-
tion voraus. 

Für eine nachhaltige Zukunft aufstellen

Wissenschaft und Praxis sollten die Grundlagen dafür schaffen, 
dass zukünftige Expertinnen und Experten über das Wissen und 
die Kompetenzen für eine integrierte Herangehensweise verfü-
gen und Entscheidungen evidenzbasiert treffen können. Wech-
selwirkungen und Zusammenhänge im gesamten Themenfeld 
sowie Prozesswissen müssen vermittelt und in Curricula für 
Hochschulen und Verwaltungsausbildungsstätten integriert wer-
den. Bestehende Datenerhebungen sollten fortgeführt, aber 
auch ausgebaut und konzeptionell erweitert werden. Zugang so-
wie Verknüpfung und Bearbeitung von Daten müssen zudem 
verbessert werden, damit künftig digitale Tools erfolgreich im 
Sinne einer evidenzbasierten Planung und Umsetzung von Ent-
wicklungsmaßnahmen eingesetzt werden können. Um eine Ex-
perimentier- und Evaluationskultur zu etablieren, sollten rechtli-
che Rahmenbedingungen und Förderrichtlinien von Bund und 
Ländern entsprechend gestaltet werden. 

95  |	 Vgl. Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) 2023.

Handlungsspielräume erweitern

Bund und Länder sollten durch Anpassung des rechtlichen Rah-
mens und Überarbeitung der Förderprogramme Kommunen und 
Regionen Handlungsspielräume und Anreize für integrierte  
Ansätze bieten, damit diese die für ihre Situation vor Ort geeig-
neten Entwicklungsmaßnahmen identifizieren und festlegen 
können. Der rechtliche Rahmen ist so anzupassen, dass er  
die Wechselwirkungen von räumlichen Strukturen und Mobili- 
tät künftig berücksichtigt. Experimentierklauseln sollten ausge-
weitet und ihre Anwendung vereinfacht werden. Kommunen 
brauchen ausreichend Handlungsspielraum und gleichzeitig 
Rechtssicherheit. Förderprogramme sollten nach dem Vorbild 
des erfolgreichen Schweizer Programms Agglomerationsver- 
kehr95 aufgesetzt werden. Entsprechende Programme sollten re-
gionale Zusammenarbeit zur Fördervoraussetzung machen, den 
Aufbau regionaler Entwicklungskapazitäten unterstützen und 

Abbildung 28: Handlungsfelder und Adressaten der Empfehlungen (Quelle: eigene Darstellung)Abbildung 28: Handlungsfelder und Adressaten der Empfehlungen
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acatech POSITION – Handlungsempfehlungen für 
eine integrierte Planung 

Handlungsempfehlungen dafür, wie Rahmenbedingun-
gen integrierter Stadtentwicklungs- und Mobilitätspla-
nung besser gestaltet und wie Kommunen als Schlüssel-
akteure bei dieser wichtigen Aufgabe unterstützt wer- 
den können, zeigt die im Projekt Integrierte Stadtent
wicklungs- und Mobilitätsplanung er-
arbeitete acatech POSITION auf. Die 
POSITION ist unter https://www. 
acatech.de/publikation/ism-position/ 
zum Download verfügbar. 

https://www.acatech.de/publikation/ism-position/
https://www.acatech.de/publikation/ism-position/
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die Einrichtung regionaler Kooperationsformate begünstigen. 
Das würde Anreize für integrierte Arbeitsweisen in der Region 
schaffen. Bestehende Planwerke wie INSEK, SUMPs oder VEP 
sollten in solche Förderkonzepte zudem von vornherein bereits 
eingebunden werden. 

Handlungsfähigkeit sicherstellen

Kommunen und Regionen sollten mit Unsicherheiten und Risi-
ken hinsichtlich einer integrierten Stadtentwicklungs- und Mobi-
litätsplanung verantwortungsbewusst umgehen. Ein solches Vor-
gehen sollte, unterstützt durch klare Argumentationslinien, 
proaktiv angegangen werden, weil die größten Risiken in einem 
grundsätzlichen Verzicht auf Problemlösungsversuche und ent-
sprechende Handlungsansätze liegen.

Bund und Länder sollten den Aufbau von Fach- und Prozessex-
pertise in Kommunen und Regionen langfristig unterstützen 
und fördern. Bei der Ausgestaltung von Förderinstrumenten soll-
ten daher auch langfristig entstehende Kosten und Entwick-
lungsperspektiven für Mitarbeitende aus der Planungspraxis 
ausreichend berücksichtigt werden. Die Teilnahme in kommuna-
len Netzwerken sollte gefördert werden, um Wissens- und Erfah-
rungsaustausch zu generieren. Darüber hinaus können Bund 
und Länder unterstützen, indem sie Orientierungshilfen wie Vor-
lagen und Leitfäden sowie eine professionelle Prozessbeglei-

96  |	 Vgl. acatech 2024.

tung, beispielsweise durch Anlaufstellen in den jeweiligen Lan-
desbehörden anbieten.

Aktive (Mit-)Gestaltung ermöglichen

Gesellschaft und Wirtschaft sollten Möglichkeiten zur aktiven 
Teilhabe an Planungsprozessen eröffnet werden. Dafür ist es 
notwendig, die bestehenden Prozesse und Instrumente stärker 
für eine Beteiligung zu öffnen, neue Austauschformate zu ent-
wickeln und die direkt Betroffenen zur aktiven Gestaltung zu 
befähigen. Die dafür notwendigen Ressourcen und Finanzmit-
tel sind einzuplanen und sollten etwa im Rahmen von Förder-
programmen zur Verfügung gestellt werden. Politik und Ver-
waltung sind dazu angehalten, ihre langfristigen, strategischen 
Ziele transparent zu kommunizieren und einen Grundkonsens 
über den planerischen Zielkorridor zu etablieren, der ebenfalls 
langfristig, also auch über Legislaturperioden hinweg verfolgt 
wird. Das Engagement von zivilgesellschaftlichen Gruppen, 
Vereinen und Verbänden, von wirtschaftlichen Akteuren sowie 
Medien kann dabei unterstützen, eine nachhaltige Mobilitäts-
kultur gesellschaftlich zu verankern, und Kommunen und Re-
gionen zu zukunftsorientiertem Denken und Handeln be- 
fähigen.96
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Anhang 

Abkürzungen und Glossar 

Agglomeration/
Agglomerationsräume

Räumliche Verdichtung von Unternehmen, Bevölkerung, Infrastrukturen und Interaktionsmöglichkeiten

Aktive Mobilität Formen der Fortbewegung mittels Muskelkraft, vor allem Zufußgehen und Radfahren

ATM Autoritat del Transport Metropolità: Verkehrskonsortium der Metropolregion Barcelona

AVV Aachener Verkehrsverbund

CEE Sciences Po, Centre d’études européennes et de politique comparée

CO2 Kohlenstoffdioxid

DASL Deutsche Akademie für Städtebau und Landesplanung

Difu Deutsches Institut für Urbanistik

Erreichbarkeit
Möglichkeit, Ziele mit Verkehrsmitteln zu erreichen (dabei ist zwischen Erreichbarkeit aus der Perspektive von Personen 
und der Erreichbarkeit von Standorten zu unterscheiden)

EU Europäische Union

FNP Flächennutzungsplan

Governance
Steuerungs- und Entscheidungsprozesse sowie -strukturen (umfasst die Aufgabenbereiche Planung, Umsetzung, 
Regulierung und Finanzierung/Förderung)

IMC21 Internationaler Mobilitätskongress

INSEK Integriertes Stadtentwicklungskonzept

Korridorqualität
Prägung des Raums als Bewegungskorridor (dazu zählen etwa Ausbau und Geradlinigkeit sowie Trennwirkungen der 
Verkehrsinfrastruktur, Unterbrechungsfreiheit und Geschwindigkeit)

MaaS Mobility as a Service

MiD
Mobilität in Deutschland (Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr zu Kennwerten des 
Verkehrsgeschehens in Deutschland)

MIV Motorisierter Individualverkehr

Mobilität
Möglichkeit zur Teilnahme an gesellschaftlichen Austausch- und Vermittlungsprozessen (hierbei handelt es sich um die im 
Rahmen des Projekts verwendete Definition, es existieren aber verschiedene Definitionen des Begriffs)

Modal Split Verteilung der Verkehrsmittel hinsichtlich der Zahl der Ortsveränderungen beziehungsweise des Verkehrsaufwands

MOP Deutsches Mobilitätspanel

MVV Münchner Verkehrs- und Tarifverbund

Nachhaltigkeit
Prinzip des Wirtschaftens mit erschöpflichen Ressourcen unter Berücksichtigung von Ökonomie, Ökologie, Gesellschaft, 
Kultur, psychisch-physischer Gesundheit sowie globaler und generationenübergreifender Gerechtigkeitsaspekte

NEMORA Netzwerk Mobilitätswende Region Aachen

Ö(PN)V Öffentlicher (Personennah-)Verkehr

Ortsqualität
Prägung des Raums als Aufenthaltsraum (dazu zählen unter anderem Belebtheit, Komfort, Angebotsvielfalt, Verkehrs
sicherheit, soziale Sicherheit, Grünflachen, verträgliches Stadtklima sowie Schutz vor Schadstoffen und Lärm)

PAV
Programm Agglomerationsverkehr (Schweizer Förderprogramm zur Stärkung der regionalen Zusammenarbeit in der 
Mobilitätsentwicklung)

PTMB Pla territorial metropolità de Barcelona: Territorialplan der Metropolregion Barcelona

Reboundeffekt Unerwünschter Neutralisierungseffekt im Zuge von Einsparungen bei Effizienzsteigerungen

RVF Regio-Verkehrsverbund Freiburg

RVSO Regionalverband Südlicher Oberrhein

SDGs Sustainable Development Goals: Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen
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Anhang

SrV Mobilität in Städten (Zeitreihenuntersuchung)

Stadtregion
Räumliche Ausdehnung mit dicht bebauten, urbanen Gebieten und umliegenden, weniger dicht bebauten Gebieten (die 
Abgrenzung der Stadtregion erfolgt über den Einflussbereich des urbanen Zentrums und die Intensität der Verflechtungen 
zwischen Umland und Stadt)

SUMP Sustainable Urban Mobility Plan

TOD Transit Oriented Development: an ÖPNV-Knotenpunkten orientierte Siedlungsentwicklung

VEP Verkehrsentwicklungsplan: übergeordnetes informelles Steuerungsinstrument kommunaler Mobilitätsplanung

Verhalten
Impulsgetriebenes Handeln einer Person als Reaktion auf (existenzielle) Bedürfnisse (es existieren in verschiedenen 
Fachdisziplinen unterschiedliche Definitionen des Begriffs) 

Verkehr
Umsetzung der Mobilität in physische Ortsveränderung (entsteht durch die tatsächliche Bewegung von Personen oder den 
Transport von Gegenständen im Raum)

Verkehrsaufwand Gesamtheit der zurückgelegten Distanzen, gemessen in Personen- beziehungsweise Tonnenkilometern

Verkehrsleistung Erfasste Menge und Weite der Beförderung mit Transport- und Verkehrsmitteln in einer bestimmten Zeit 

ZBE Zona de bajas emisiones: Umweltzone mit geringen Emissionen

ZRF Zweckverband Regio-Nahverkehr Freiburg
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Eine integrierte Planung von Raum und Mobilität kann die öko-
logisch, ökonomisch und sozial nachhaltige Gestaltung unserer 
Alltagsmobilität begünstigen und unsere Stadtregionen lebens-
werter machen. Denn attraktive Straßenräume, Angebotsvielfalt 
und fußläufige Erreichbarkeit in Quartier und Stadt sowie eine gute 
Vernetzung der gesamten Stadtregion sind wichtige Bausteine für 
eine ressourcenschonende Mobilität.

Die vorliegende acatech STUDIE beleuchtet – als Abschlussbericht 
des Projekts Integrierte Stadtentwicklung und Mobilitätsplanung – 
die Wechselwirkung von räumlichen Strukturen und Mobilität. Im 
Fokus steht die integrierte Planung als Kernelement eines neuen 
Paradigmas in der Stadtentwicklung, das solche Wirkungszusam-
menhänge berücksichtigt und auf Kooperation sowie Synergien von 
Politik, Verwaltung, Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft setzt. 
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